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 Beschlusskammer 10 
öffentliche Fassung

BK10-24-0396_E 

2. Teilbeschluss 

In dem Verwaltungsverfahren 

aufgrund des Antrages 

der DB InfraGO AG, Adam-Riese-Straße 11-13, 60327 Frankfurt am Main, 
vertreten durch den Vorstand, 

Antragstellerin zu 1., 

und 

der DB RegioNetz Infrastruktur GmbH, Europa-Allee 70-76, 60486 Frankfurt am Main, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

Antragstellerin zu 2., 

vom  11.10.2024,  zuletzt  geändert  am  08.12.2025,  zur  Genehmigung  der  Entgelte  und  Entgelt-
grundsätze  für  die  Erbringung  des  Mindestzugangspaketes  der  Betreiber  der  Schienenwege  
mit  Wirkung  ab  dem  14.12.2025  (TPS  2026),  

Hinzugezogene: 

1. Bayerische Eisenbahngesellschaft mbH, Boschetsrieder Straße 69, 81379 München, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

2. BBL Logistik GmbH, Entenfangweg 7-9, 30419 Hannover, vertreten durch die Ge-
schäftsführung, 



   

          
 

         
    

        
   

          

           
  

           
 

         
 

            
         

          
 

         
 

            
   

          
   

       
            

 

       
        

   

     
     

           
  

           
  

- 2 -

3. BeNEX GmbH, Burchardstraße 21, 20095 Hamburg, vertreten durch die Geschäfts-
führung, 

4. boxXpress.de GmbH, Channel 3, Harburger Schloßstraße 26, 21079 Hamburg, ver-
treten durch die Geschäftsführung, 

5. Bundesverband SchienenNahverkehr e. V., Wilmersdorfer Straße 50/51, 10627 Ber-
lin, vertreten durch den Vorstand, 

6. DB Cargo AG, Rheinstraße 2, 55116 Mainz, vertreten durch den Vorstand, 

7. DB Fernverkehr AG, Europa-Allee 78-84, 60486 Frankfurt am Main, vertreten durch 
den Vorstand, 

8. DB Regio AG, Europa-Allee 70-76, 60486 Frankfurt am Main, vertreten durch den 
Vorstand, 

9. FlixTrain GmbH, Friedenheimer Brücke 16, 80639 München, vertreten durch die Ge-
schäftsführung, 

10. Freistaat Thüringen, vertreten durch das Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr, 
Schmidtstedter Straße 34, 99084 Erfurt, dieses vertreten durch den Präsidenten, 

11. go.Rheinland GmbH, Deutzer Allee 4, 50679 Köln, vertreten durch die Geschäftsfüh-
rung, 

12. HSL Logistik GmbH, Spaldingstraße 110, 20097 Hamburg, vertreten durch die Ge-
schäftsführung, 

13. Hupac Intermodal SA, Viale R. Manzoni 6, 6830 Chiasso, Schweiz, vertreten durch 
den Verwaltungsrat, 

14. ITL Eisenbahngesellschaft mbH, Magdeburger Straße 58, 01067 Dresden, vertreten 
durch die Geschäftsführung, 

15. Land Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz 
und Umwelt, Am Köllnischen Park 3, 10179 Berlin, diese vertreten durch die Senato-
rin, 

16. Land Brandenburg, vertreten durch das Ministerium für Infrastruktur und Landespla-
nung, Henning-von-Tresckow-Straße 2-8, 14467 Potsdam, dieses vertreten durch 
den Minister, 

17. Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen mbH, Kurt-Schumacher-Straße 5, 
30159 Hannover, vertreten durch die Geschäftsführung, 

18. Lineas Deutschland GmbH, Mombacher Straße 4, 55122 Mainz, vertreten durch die 
Geschäftsführung, 

19. METRANS Rail (Deutschland) GmbH, Am Ballinkai 1, 21129 Hamburg, vertreten 
durch die Geschäftsführung, 
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20. mofair e.V., Marienstraße 3, 10117 Berlin, vertreten durch den Vorstand, 

21. Nahverkehrsservice Sachsen-Anhalt GmbH, Am Alten Theater 4, 39104 Magdeburg, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

22. Netzwerk Europäischer Eisenbahnen (NEE) e. V., Reinhardtstraße 46, 10117 Berlin, 
vertreten durch den Vorstand, 

23. RDC Deutschland GmbH, Altonaer Poststraße 9, 22767 Hamburg, vertreten durch 
die Geschäftsführung, 

24. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, Alte Bleiche 7, 65719 Hofheim am Taunus., 
vertreten durch die Geschäftsführung, 

25. RheinCargo GmbH & Co. KG, Hammer Landstraße 3, 41460 Neuss, vertreten durch 
die RheinCargo Verwaltungs-GmbH, diese vertreten durch die Geschäftsführung, 

26. SBB Cargo Deutschland GmbH, Mercatorstraße 1a+b, 47051 Duisburg, vertreten 
durch die Geschäftsführung, 

27. TX Logistik AG, Junkersring 33, 53844 Troisdorf, vertreten durch den Vorstand, 

28. Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V., Kamekestraße 37-39, 50672 Köln, 
vertreten durch den Vorstand, 

29. Verkehrsbetriebe Peine-Salzgitter GmbH, Am Hillenholz 28, 38229 Salzgitter, vertre-
ten durch die Geschäftsführung, 

30. VMV - Verkehrsgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH, Schloßstraße 37, 
19053 Schwerin, vertreten durch die Geschäftsführung, 

31. Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR, Augustastraße 1, 45879 Gelsenkirchen, vertreten 
durch den Vorstand, 

– Verfahrensbevollmächtigte: 

der Antragstellerin zu 2: 

der Hinzugezogenen zu 2., 4., 12., 
13.,14., 18., 19., 25., 26., 27., 29.: 

der Hinzugezogenen zu 6., 7., 8.: 
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der Hinzugezogenen zu 9.: 

der Hinzugezogenen zu 15., 16.: 

hat die Beschlusskammer 10 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch 

den Vorsitzenden Dr. Ulrich Geers, 
den Beisitzer Wolfram Krick und 
den Beisitzer Jan Kirchhartz 

auf die mündlichen Verhandlungen vom 21.01.2025 und 07.11.2025 

am 11.12.2025 

b e s c h l o s s e n : 

1. Die Entgelte für die Erbringung des Mindestzugangspaketes durch die Antragstelle-
rinnen in der Netzfahrplanperiode 2025/2026 werden in der in Anlage 1 zu diesem 
Beschluss ausgewiesenen Höhe genehmigt. 

2. Die mit Teilbeschluss vom 26.03.2025 erteilte Genehmigung der Entgeltgrundsätze 
für die Erbringung des Mindestzugangspaketes durch die Antragstellerinnen in der 
Netzfahrplanperiode 2025/2026 wird widerrufen, soweit die Entgeltgrundsätze 

a. in Abschnitt 5.6.4 der Infrastrukturnutzungsbedingungen (INB) der Ein
führung einer entgeltfreien Stornierungsmöglichkeit zwischen dem 

-

15.12.2025 und dem 19.12.2025 und 
b. in Abschnitt 5.6.5.1.1 der INB der Aufnahme einer zusätzlichen Ver-

spätungsursache in den Wirkungsbereich der automatischen Minde-
rung 

entgegenstehen. 

3.  Die  Entgeltgrundsätze  für  die  Erbringung  des Mindestzugangspaketes  durch  die  An-
tragstellerinnen in der  Netzfahrplanperiode  2025/2026  werden entsprechend  der  An-
lage 1  zum G enehmigungsantrag  vom  11.10.2024  einschließlich der  mit  Schreiben   

- vom  02.09.2025  zu  Abschnitt  5.6.5.1.1  der  INB,  
- vom  16.10.2025  zu  Abschnitt  5.6.2.3  der  INB,   
- vom  21.11.2025  und  01.12.2025  zu  Abschnitt  5.6.3.3 der  INB,  Abschnitt  

5.6.4  der  INB  –  soweit  die  Einführung  einer  entgeltfreien  Stornierungs-
möglichkeit  zwischen  dem  15.12.2025  und  dem  19.12.2025  betroffen  
ist  –  und  Anlage  5.6.2.3 zu den  INB   
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vorgenommenen Änderungen genehmigt, soweit über die Grundsätze noch nicht mit 
Teilbeschluss vom 26.03.2025 entschieden bzw. soweit die erteilte Genehmigung 
gemäß vorstehender Tenorziffer 2. widerrufen wurde. 

4. Zugunsten der Antragstellerin zu 2. wird eine Kostenunterdeckung gemäß § 31 Abs. 
2 Satz 2 ERegG zugelassen. 

5. Im Übrigen werden die Anträge abgelehnt. 
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I.  Sachverhalt   

Die  Antragstellerin zu  1.  ist  ein  einhundertprozentiges Tochterunternehmen  der  Deutsche  
Bahn  AG  (DB  AG).  Die  DB  AG  steht  zu einhundert  Prozent  im  Eigentum  des Bundes.  Die  
Antragstellerin  zu 2.  ist  ein  einhundertprozentiges  Tochterunternehmen  der  Antragstellerin zu  
1.  Die  beiden  Antragstellerinnen  betreiben  die  beiden mit  Abstand  größten Schienennetze ein-
schließlich von  Personenbahnsteigen  in  der  Bundesrepublik Deutschland.   

Durch das am  02.09.2016 in  Kraft  getretene  Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG)  wurde  
eine  gesetzliche Anreizsetzung  zur  Reduzierung  von  Kosten  und  zur  Steigerung  von  Verkehrs-
mengen  eingeführt.  Die  Anreizsetzung  soll  über  eine  Regulierungsperiode  von fünf  Jahren  
erfolgen.  Die  erste  Regulierungsperiode  umfasste  die  Netzfahrplanjahre  2019  bis 2023,  die  
zweite Regulierungsperiode umfasst  die  Netzfahrplanjahre 2024  bis 2028.  

Vor  Beginn  einer  Regulierungsperiode  erfolgt  eine  einmalige  Feststellung  der  durchschnittli-
chen Kosten  und  Verkehrsmengen  der  jeweiligen  Betreiber  der  Schienenwege  für  einen  Be-
zugszeitraum  von  einem  bis  zu  fünf  abgeschlossenen  Geschäftsjahren  der  Vergangenheit  
(Basisjahr).  Der  relevante Zeitraum  ist  von der  Bundesnetzagentur  festzulegen.  Ausgehend  
vom  Basisjahr  erfolgt  die  Festlegung  des  sogenannten  Ausgangsniveaus der  Gesamtkosten  
(AGK,  Schritt  1).  Die  Festlegung  der  für  die  zweite Regulierungsperiode  relevanten  AGKs für  
die  Antragstellerinnen  erfolgte  mit  Beschlüssen  der  Beschlusskammer  vom  15.08.2022  
(BK10-22-0023_E)  und  vom  07.03.2023  (BK10-22-0376_E).  Das  AGK  wurde für  die Antrag-
stellerin  zu  1.  auf  6.290  Mio.  EUR  und  für  die Antragstellerin  zu  2.  auf  88,3  Mio.  EUR  festgelegt.   

Ausgehend  vom  AGK  wird eine  Obergrenze der  Gesamtkosten (OGK)  für  jede Netzfahrplan-
periode gebildet  (Schritt  2).  Die  OGK  errechnet  sich  aus dem  AGK  zuzüglich  einer  Preisstei-
gerungsrate  und  abzüglich einer  Produktivitätsfortschrittsrate.  Gegebenenfalls  sind  hier  wei-
tere Anpassungen möglich.   

Mit  Beschluss  vom  04.10.2024  (Gz.  BK10-24-0058_E)  legte  die Bundesnetzagentur  die  OGK  
2026  für  die  Antragstellerin  zu  1.  auf  7.382  Mio.  EUR  fest,  davon  7.090  Mio.  EUR  endgültig  
und  292  Mio.  EUR  vorläufig.  Die  Beschlusskammer  legte  die  Anerkennung  zusätzlicher  Kosten  
aus den Eigenkapitalerhöhungen (292 Mio.  EUR)  nur  vorläufig  fest,  um  so im  Rahmen  einer  
endgültigen Festlegung  etwaigen Änderungen  im  vom  Parlament  zu  beschließenden  Haus-
haltsgesetz 2025  gegenüber  den  im  Haushaltsentwurf  2025  vorgesehenen  und im  Verfahren  
berücksichtigten Eigenkapitalerhöhungen  Rechnung  tragen  zu  können.  Gegen  den Beschluss  
der  Bundesnetzagentur  vom  04.10.2024  über  die  Festlegung  der  OGK  2026  erhob  die Antrag-
stellerin  zu 1.  am  04.11.2024  Klage  vor  dem  Verwaltungsgericht  Köln  (VG  Köln)  und  bean-
tragte  zugleich im  Wege  des einstweiligen  Rechtsschutzes  den  Erlass einer  einstweiligen  An-
ordnung  zur  vorläufigen  Festlegung  einer  höheren  OGK  2026  (Az.  18  L  2172/24).  Mit  Be-
schluss  vom  24.01.2025  gab  das  VG  Köln  dem  Antrag  auf  Erlass  einer  einstweiligen  Anord-
nung  zum  überwiegenden  Teil  statt  und  verpflichtete  die  Bundesnetzagentur  vorläufig  bis zur  
rechtskräftigen Entscheidung  in  der  Hauptsache,  die OGK  2026  der  Antragstellerin  zu 1.  auf  
7.841,450 Mio.  EUR  festzulegen.  Mit  Beschluss vom  19.02.2025  (Gz.  BK10-25-0024_E)  
setzte  die  Bundesnetzagentur  die  einstweilige  Anordnung  des  VG  Köln  vom  24.01.2025  um.   

Für  die  Antragstellerin  zu  2.  legte die  Bundesnetzagentur  die  OGK  2026  mit  Beschluss  vom  
04.10.2024  auf 94 ,3  Mio.  EUR  fest.   
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Abbildung 1 – Schema Anreizsetzung 
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Das vorliegende  Verfahren  betrifft  die  Entgelte  und  Entgeltgrundsätze  für  die  Erbringung  des  
Mindestzugangspaketes  nach  dem  TPS  2026  (Schritt  3).  Die  Entgelte  in  einer  Netzfahrplan-
periode sind  im  Rahmen  der  jährlichen  Entgeltgenehmigung  genehmigungsfähig,  wenn  sie  
den  gesetzlich vorgesehenen  Preisbildungsgrundsätzen  folgen  und  zudem  einerseits die  kal-
kulatorischen  Erlöse,  die  sich aus einer  Multiplikation der  derart  gebildeten  Preise mit  den im  
AGK  festgelegten  Verkehrsmengen  (AGK-Mengen)  ergeben,  die  OGK  nicht  übersteigen  und  
es andererseits nicht  zu  einer  unerlaubten  Unterdeckung  der  Gesamtkosten  des  Mindestzu-
gangspakets  kommt.  Zu  den Preisbildungsgrundsätzen  gehört  u. a.  die  sog.  Trassenpreis-
bremse  für  Trassenentgelte  für  den  Schienenpersonennahverkehr  (SPNV).  Danach  sind  die  
Trassenentgelte  für  den  SPNV  grundsätzlich  um  eine  festgesetzte jährliche  Änderungsrate  
gegenüber  den  Trassenentgelten  der  Netzfahrplanperiode 2020/2021  anzupassen.  Für  diese  
Regelung ist  zurzeit  mit  Blick auf  die  Entgeltgenehmigung  zum  TPS  2025  ein  Vorabentschei-
dungsverfahren  beim  Europäischen Gerichtshof  (EuGH)  anhängig.  Im  zugrundeliegenden  
Vorlagebeschluss  des VG  Köln  (Beschluss  des VG  Köln  vom  06.11.2024,  Az.  18 L  678/24)  
trägt  dieses  vor,  es  halte  die  Trassenpreisbremse  für  unionsrechtswidrig.  

Am  11.10.2024  gingen  die  ursprünglichen  Genehmigungsanträge über  das elektronische Be-
hördenpostfach  ein.  Die  Antragsunterlagen  umfassten  neben  dem  eigentlichen  Antrags-
schreiben  insgesamt  elf  Anlagen  bzw.  Anlagenkonvolute.  Eine  Übersicht  der  eingereichten  
Antragsunterlagen  ist  der  folgenden  Tabelle  1 zu  entnehmen.  
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Die  Antragsunterlagen umfassten  jeweils einen  Hauptantrag  und  einen  Hilfsantrag.  In  dem  
jeweiligen Hauptantrag  beantragten  die  Antragstellerinnen Entgeltgrundsätze  und  Entgelte  un-
ter  Berücksichtigung  einer  Entgeltsteigerung  im  SPNV  von  rund  23%  („ohne  Trassenpreis-
bremse SPNV“)  und  in dem  jeweiligen  Hilfsantrag Entgeltgrundsätze und  Entgelte unter  Be-
rücksichtigung  einer  Entgeltsteigerung  im  SPNV  von  3%  („mit  Trassenpreisbremse SPNV“).   

Die  Beschlusskammer  hat  das  vorliegende  Verfahren  am  11.10.2024 eröffnet  und mit  Schrei-
ben  vom  14.10.2024  den  Eingang  des  Entgeltgenehmigungsantrags bestätigt.   

Die  von  den Antragstellerinnen  beantragten  Entgeltmaßnahmen  sind  zudem  am  14.10.2024  
auf  der  Internetseiten  der  Bundesnetzagentur  (www.bnetza.de)  veröffentlicht  worden.  Hierbei  
ist  eine  Frist  bis  zum  28.10.2024  gesetzt  worden,  binnen  derer  Hinzuziehungsanträge  zu stel-
len  waren  und binnen der  Stellungnahmen zu  den  veröffentlichten  Unterlagen  abgegeben  wer-
den  konnten.  Innerhalb  der  genannten  Frist  sind  31  Hinzuziehungsanträge gestellt  und  positiv  
beschieden  worden.   

Am  20.11.2024 hat  die  Beschlusskammer  entschieden,  die  Fiktionsfrist  gemäß §  46  Abs.  5  
Satz 2  i.  V.  m.  §  42a  Abs.  2  Satz  3  VwVfG  einmalig auf  den 13.12.2025  zu  verlängern.   

www.bnetza.de
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Mit  Schreiben  vom  18.12.2024  haben  die  Antragstellerinnen angepasste  Entgelte  (Anlage 5.3  
der  INB,  Haupt- und  Hilfsantrag,  jeweils für  die  Antragstellerin  zu  1.  und die  Antragstellerin  zu  
2.)  beantragt.  Die  geänderten  Anträge  haben  eine  Anpassung des zur  Tragfähigkeitsermittlung  
unterstellten  Erlöses für  Züge  des Güterverkehrs  enthalten  und  zu leichten  Erhöhungen  (ein  
Prozentpunkt  gegenüber  den ursprünglichen  Anträgen)  der  Entgelte  des SPFV  zulasten  der  
Entgelte  des  SGV  geführt.   

Am  21.01.2025  hat  eine  erste  öffentlich-mündliche  Verhandlung  stattgefunden,  bei de r  insbe-
sondere  der  zweckmäßige  Zeitpunkt  der  Entgeltentscheidung in  der  Diskussion  stand.  

Mit  Schreiben vom  26.02.2025  hat  die  Beschlusskammer  die  Verfahrensbeteiligten  darüber  
informiert,  dass  sie  die  Genehmigungsentscheidung bezüglich der  Trassenentgelte nicht  bis  
Ende  März 2025  treffen,  sondern  aufgrund  der  bestehenden  Unsicherheiten  noch zuwarten  
werde.  Die  Unsicherheiten  lägen  insbesondere  in  der  Frage  der  Unionsrechtskonformität  von  
§  37  Abs.  2  ERegG  begründet,  gegen  dessen  Anwendung  im  Genehmigungsbeschluss  zum  
TPS  2025  zahlreiche Unternehmen  wie  auch  die Antragstellerin  zu  1.  Klage  erhoben  hätten.  
Ebenso  sei  nicht  absehbar,  ob der  Gesetzgeber  noch Maßnahmen  ergreife,  um  auf  die  Höhe  
der  OGK  Einfluss  zu nehmen.  Klarheit  bei  den  Entgelten  und eine  belastbare  Entscheidungs-
grundlage  für  Trassenbestellungen  seien  mit  einer  frühen  Genehmigung  nicht  herstellbar.  Al-
lerdings sollten,  so  die  Ausführungen  der  Beschlusskammer  weiter,  bis Ende  März  eine  erste  
Teilgenehmigung  der  Entgeltgrundsätze und  weiterer  für  die  Netzfahrplanerstellung notwendi-
ger  Regelungen  erfolgen.   

Am  26.03.2025  hat  die  Beschlusskammer  in einem  ersten Teilbeschluss  folgende  Entschei-
dung  getroffen:  

1.  Unter  Ausnahme   

- der  Trassenentgelte (Anlage  5.3  zu den  INB  2026),  

- der  Regelungen  zur  Höhe  der  Neuverkehrsnachlässe (INB  2026 Ziffer  
5.2.6.1  Abs.  8)  und  zur  Höhe der  Punkt-zu-Punkt-Nachlässe (INB  2026  
Ziffer  5.2.6.2  Abs. 6) ,   

- der  20-Stunden  Regelung (INB 20 26  Ziffer  5.6.3.2),   

- der  Entgelte für  Nichtstornierung (INB  2026  Ziffer  5.6.3.3,  Anlage  5.3  
zu den  INB  2026)  und   

- der  Regelstornierungsentgelte  (INB  2026  Ziffer  5.6.4.1,  Anlage  5.3  zu  
den  INB  2026)   

werden  die  übrigen  Entgelte und  Entgeltgrundsätze  für  die  Erbringung  des 
Mindestzugangspaketes  durch die  Antragstellerinnen  in  der  Netzfahrplanpe-
riode  2025/2026  gemäß  Anlage 1 (Hauptantrag)  zum  Genehmigungsantrag  
in  der  Fassung  vom  19.03.2025  nach  folgenden  Maßgaben  genehmigt:  
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" INB 2 026  Ziffer  5.6.4  wird  wie folgt g efasst ( Darstellung  der  Unterstrei-
chung  nur  zur  Verdeutlichung  der  Änderung  zum  Antrag):  

5.6.4  Maluszahlungen  für  Stornierungen  

Nach Vertragsschluss  ist ei ne Stornierung durch  den ZB bi s 20  Stunden  
nach  der  geplanten  Abfahrtszeit  möglich.  

Die  Erhebung von  Stornierungsentgelten  hängt  ab  vom  
Stornierungssachverhalt  und  vom  Zeitpunkt  der  Stornierung.  

" Für  Stornierungen  wird grundsätzlich  ein  
Regelstornierungsentgelt  für  jeden  stornierten  Verkehrstag,  
abgeleitet  vom  Entgelt  der  stornierten Trasse  und dem  Zeitpunkt  
der  Stornierung,  erhoben  (siehe  Ziffer  5.6.4.1).  

" Für  Stornierungen  zwischen  Ablauf  der  Angebotsannahmefrist  
zum  endgültigen  Netzfahrplanentwurf  der  ersten  Phase der  
Netzfahrplanerstellung bis zum  30.11. de sselben Jahres wird  ein  
Mindeststornierungsentgelt  erhoben  (siehe  Ziffer  5.6.4.2).  

" Bei h öherer  Gewalt,  behördlichen Anordnungen  oder  
Einschränkungen,  die  aus  der  Sphäre  des Infrastrukturbetreibers  
stammen,  erfolgt  abweichend  von  den  folgenden  Regelungen  
keine  Bepreisung  der  dadurch  verursachten  Stornierung.  

Diese  Regelungen gelten  grundsätzlich nur,  sofern  die Fälle  der  
höheren  Gewalt,  die  behördlichen  Anordnungen  oder  Einschränkungen  
im  Geltungsbereich  dieser  INB  erfolgt  sind.  

Voraussetzung  für  eine entgeltfreie Stornierung,  die  durch einen  Fall  
höherer  Gewalt  außerhalb des Geltungsbereichs  dieser  INB  verursacht  
wurde,  ist  die  Meldung der  stornierten  Trasse  im  Rechnungsbahnhof  
der  DB  InfraGO  AG.  Darüber  hinaus  hat  das EVU  bzw.  der  ZB  das  
Vorliegen  eines Falls der  höheren  Gewalt  als Grund  für  die  Stornierung  
mit  Bestätigung  betroffenen  Eisenbahninfrastrukturunternehmens  (EIU)  
bei  der  Meldung im  Rechnungsbahnhof  der  DB  InfraGO  AG  als  Upload 
nachzuweisen. Gleiches gilt  für  den Fall,  dass  die  nicht  nur  unerhebli-
che  Einschränkung  außerhalb des Geltungsbereichs  dieser  INB  aufge-
treten  ist  und  es  sich  um  eine  grenzüberschreitende  Trasse  handelt,  die  
den  unter  Ziffer  4.2.4  dargestellten  Anforderungen an grenzüberschrei-
tende  Trassenanmeldungen  genügt  oder  auf  PaPs  bzw.  auf  Teilab-
schnitten  der  PaPs verläuft ( vgl.  Ziffer  4.2.5.1).   
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" INB 2 026  Ziffer  5.7.2.2.2  wird  wie folgt  gefasst  (Darstellung  der  Strei-
chung  und  Unterstreichung  nur  zur  Verdeutlichung der  Änderung  zum  
Antrag):  

5.7.2.2.2.  Anreizrelevante Züge  

Im  Anreizsystem  werden  alle Züge  im  Geltungsbereich  dieser  INB  
berücksichtigt,  es sei  denn,  es  handelt  sich um  Trassen, di e  von  bzw.  
im  Auftrag  der  DB  InfraGO  AG  bzw.  der  RNI  genutzt  werden.  Des  
Weiteren  sind Zugfahrten des SGV  mit  einem  konstruierten und  vom  
EVU an genommenen  Laufweg  kleiner  als  20 Trkm  ausgenommen.  

Ferner  sind  nur  die  Verspätungskodierungen  für  die  ARS-Abrechnung  
relevant,  welche  entweder  der  Verspätungs-Verursacher-Kategorie  „N“  
oder  „E“  im  Rahmen  des  Kodierungsprozesses  zugeordnet w urden.  
Verspätungskodierungen,  die der  Kategorien  „O“  oder  „F“  zugeordnet  
sind,  werden  im  Anreizsystem  nicht  berücksichtigt.  

Übersicht  der  Verspätungs-Verursacher-Kategorien:  

N =   Verspätung  durch  Netz verursacht  
E  =  Verspätung  durch betroffenen  Zug  des  EVU  selbst  verursacht  
O  =  Kodierung  ist  nicht  abrechnungsrelevant  
F  =  durch  ein  anderes EVU  erlittene  Folgeverspätung  

2.  Soweit  es  die Genehmigung der  Regelungen  in  INB  2026  Ziffern  5.6.4  und  
5.7.2.2.2  im  Übrigen  anbelangt,  wird  der  Antrag abgelehnt.    

3.  Soweit  es  die  Genehmigung der  Trassenentgelte  (Anlage  5.3  zu  den  INB  
2026),  der  Regelungen  zur  Höhe  der  Neuverkehrsnachlässe (INB  2026 Ziffer  
5.2.6.1 Abs.  8)  und  zur  Höhe  der  Punkt-zu-Punkt-Nachlässe (INB  2026 Ziffer  
5.2.6.2 Abs.  6),  der  20-Stunden  Regelung  (INB  2026  Ziffer  5.6.3.2),  der  Ent-
gelte für  Nichtstornierung  (INB  2026  Ziffer  5.6.3.3,  Anlage  5.3 zu den  INB  2026)  
und  der  Regelstornierungsentgelte  (INB  2026  Ziffer  5.6.4.1,  Anlage  5.3  zu  den  
INB  2026)  anbelangt,  wird darüber  per  weiterem  Teilbeschluss  entschieden  
werden.  

Mit  Schreiben vom  06.05.2025  hat  die  Beschlusskammer  gegenüber  den Antragstellerinnen  
festgehalten,  dass  aus der  in Abschnitt  3.3.4.4.3 „Kündigung  von Verträgen“,  Buchstabe a),  
geänderten  Regelung  nicht  ersichtlich sei,  dass im  Falle einer  Kündigung  durch  die Antrag-
stellerinnen  Stornierungsentgelte  für  die gekündigten  Trassen  fällig  würden.  Das noch  in den  
INB  2025  vorgesehene  Kapazitätsbereitstellungsentgelt  sei  in  den  INB  2026  entfallen,  ein  Ver-
weis auf  ein  stattdessen  fälliges  Stornierungsentgelt  sei ni cht  enthalten.  

Die  Antragstellerinnen  haben  daraufhin mit  Schreiben vom  23.05.2025  mitgeteilt,  in  Abschnitt  
3.3.4.4.3  a)  der  INB  2026  solle  der  Passus  „Für  die  Trassen  des  gekündigten Trassenvertrags  
entsteht  ein  Stornierungsentgelt  nach  Ziff.  5.6.4.“  eingefügt  und  genehmigt  werden.  

Die  Hinzugezogene  zu  6.  kritisiert  in ihrer  E-Mail  vom  05.06.2025  die  Änderung  als unange-
messen.  Wenn  die  Antragstellerinnen   nach  dieser  Regelung  für  die  Restlaufzeit  den  gesam-
ten  Trassenvertrag  kündigten,  nachdem  ein  Zugangsberechtigter  mehr  als 30%  der  monatli-



   - 15 -

chen Trassenkilometer  eines Trassenvertrags  aus der  ersten  Phase  der  Netzfahrplanerstel-
lung  storniert  habe,  sei  dies als Strafe hart  genug.  Zudem  sei  die  Höhe  des Stornierungsent-
geltes in  Abhängigkeit  vom  Zeitpunkt  der  Stornierung gestaltet.  Die Initiative zur  Kündigung  
ginge jedoch von  den  Antragstellerinnen  aus.  Daher  habe  der  Zugangsberechtigte  keinen  Ein-
fluss  auf  den  Zeitpunkt  der  Kündigung  und  damit  auch  nicht  auf  die  Höhe des in  Rechnung  
gestellten  Stornierungsentgeltes.  Das Stornierungsentgelt  könne  daher  beträchtliche  Höhen  
erreichen,  was ein  erhebliches finanzielles  Risiko für  die  Zugangsberechtigten  darstelle.  Die  
beabsichtigte  Regelung sei d aher  unangemessen.   

Die  Antragstellerinnen  haben mit  Schreiben vom  16.06.2025 die  vorgenommene  Antragsän-
derung  bekräftigt.  Diese habe  ohnehin  nur  deklaratorischen  Charakter;  zudem  sei  das  zu  zah-
lende Stornierungsentgelt  de  facto  niedriger  als das bisher  anzusetzende  Kapazitätsbereitstel-
lungsentgelt.  

Mit  Schreiben  vom  04.07.2025  hat  die  Hinzugezogene  zu  9.  ausgeführt,  dass  es  ihr nicht  an-
gemessen  erscheine,  die  Regelung in  Abschnitt  3.3.4.4.3  INB  2026,  die  bereits  in  den  INB  
2025  enthalten  sei,  aber  deren  praktische  Umsetzung  den  Antragstellerinnen offenbar  kaum  
gelinge,  weiter  zu  verschärfen,  bevor  Erfahrungen  aus  der  Anwendung  dieser  Vorschrift  ge-
sammelt  und  deren  Auswirkungen  analysiert  würden.  Auch  seien  keine  Gründe  erkennbar,  
nach  denen  die o.g.  Antragsänderung,  die  von  den  Antragstellerinnen  nach  Ablauf  der  Frist  
gemäß  §  46  Abs.  1  ERegG  vorgenommen  worden  sei,  ausnahmsweise  noch zulässig  sei.  Der  
nachträglich beantragte  Einschub  habe  nicht  lediglich  deklaratorischen  Charakter,  sondern  
stelle  eine  Gestaltungsentscheidung  der  Antragstellerinnen dar.  Die  Erhebung  eines  Stornie-
rungsentgelts werde  auch nicht  von  § 60  ERegG  gefordert.  Soweit  § 60 ERegG  auf  § 40  
ERegG  verweise,  sähe  letztere Norm  ein  Ermessen  des Infrastrukturbetreibers vor,  ob  und  
inwiefern er  Stornierungsentgelte  erhebe  („kann“).  Ebenso  widersprach  sie  der  Behauptung  
der  Antragstellerinnen,  dass  eine  finanzielle  Schlechterstellung der  Zugangsberechtigten  
durch Anwendung  des Stornierungsentgelts  anstelle  des Kapazitätsbereitstellungsentgelts  
ausgeschlossen  sei. D as  Gegenteil sei de  r  Fall.  

Mit  Schreiben  vom  02.09.2025  haben  die  Antragstellerinnen  umfangreiche Antragsänderun-
gen  insbesondere hinsichtlich  der  Anlage 5.3 „Entgeltlisten“  vorgelegt.  Basierend  auf  einem  
geringeren  Zielerlös werden nun  z.  T.  deutlich niedrigere  Trassenentgelte als  bisher  beantragt.  
Dies liegt  darin  begründet,  dass die  Antragstellerin  zu 1.  den  Referenzerlös ohne  sonstige  
Entgeltkomponenten  im  Hauptantrag  um  ca.  244  Mio.  EUR,  im  Hilfsantrag  um  ca.  335  Mio.  
EUR  reduziert  hat.  Weiterhin  sind  folgende  Abschnitte und  Anlagen  der  INB  2026  von den  
Änderungen  betroffen:  

Abschnitt  5.6.2.3:  Entgeltnachlass  bei  Umleitung wegen  Baumaßnahmen  (neu 
eingefügt)  

Abschnitt  5.6.3.3:  Entgelt  für  Nichtstornierung,  Aufnahme  von  Fällen höherer  
Gewalt  

Abschnitt  5.6.4:  Maluszahlung  für  Stornierung,  eine  Stornierung  wird  auch  
für  den betroffenen  Umlauf  nicht  bepreist  

Abschnitt  5.6.5.1.1:  Automatische  Minderung,  die  VU  10  wird  als  Mangel  aufge-
nommen  

Anlage  5.1.b:  Liste der  Metropolbahnhöfe,  nun  Ausweis der  Betriebsstel-
len  statt  der  Bahnhöfe  

Anlage  5.6.2.3:  Liste der  Generalsanierungsmaßnahmen,  bei  denen ein  
Entgeltnachlass  erfolgen  soll  



   - 16 -

Zu  diesen  Antragsänderungen  haben  die  Hinzugezogenen  umfangreich Stellung genommen.  
Die  Hinzugezogenen zu  15.  und  16.  kritisieren  die  Ausgestaltung  der  neuen  Anlage 5.6.2.3  
der  INB  2026  im  Hinblick  auf  den  SPNV.  Die  Hinzugezogene  zu  6.  sieht  ebenfalls bei e inigen  
Positionen  der  INB  2026  noch Anpassungsbedarf.  Von  der  Hinzugezogenen  zu 7.  werden  die  
leicht  abgesenkten  Entgelte als nicht  ausreichender  Schritt  angesehen.  Die  Entgelte  überstie-
gen  noch immer  die  Tragfähigkeit  des  SPFV.  Die  Hinzugezogene  zu  9.  begrüßt  zwar  die  Ab-
senkung,  sieht  aber  die  absolute  Markttragfähigkeit  als  nach  wie  vor  überschritten  an.  Auch  
bestehe bei  einigen Positionen der  INB  2026  weiterhin  Anpassungsbedarf.   

Am  07.11.2025  hat  die  Beschlusskammer  eine  zweite öffentliche  mündliche  Verhandlung  
durchgeführt.  Der  Schwerpunkt  der  Verhandlung  lag  darauf,  die  verschiedenen  Entschei-
dungsoptionen zur  Entgeltbestimmung  zu diskutieren.  Zu diesem  Zeitpunkt  befand  sich  das  
„Gesetz zur  Abmilderung  des Trassenentgeltanstiegs bei  Eisenbahnen“  im  Gesetzgebungs-
gang,  das bei  Verabschiedung  erheblichen Einfluss auf  die  zulässige  Höhe  der  OGK  haben  
würde.  Ebenso  stand  den Verfahrensbeteiligten  die  für  Anfang  Dezember  2025  terminierte  
Verhandlung des EuGH  zur  Unionsrechtswidrigkeit  der  Tassenpreisbremse vor  Augen.  Auf-
grund  dieser  Unwägbarkeiten erschienen  vier  Genehmigungsvarianten  denkbar:  Zunächst  
eine  Genehmigung  mit  höheren  OGK  in  den  zwei  Varianten  mit  oder  ohne  Trassenpreis-
bremse  sowie  eine  Genehmigung  mit  niedrigeren  OGK  ebenfalls in  den  zwei  Varianten  mit  
oder  ohne  Trassenpreisbremse.  

Im  Nachgang  zur  öffentlichen  mündlichen  Verhandlung  haben  die Hinzugezogenen  zu  2.,  4.,  
12.,13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.,  29  sowie die Hinzugezogene  zu 23.  nochmals schriftlich  
Stellung genommen.  Während  die  Hinzugezogene  zu 23.  lediglich die  Herleitung  sogenannter  
Umleiterkosten  (Kostenkompensation  für  Umleitungen aufgrund  der  Generalsanierungen)  kri-
tisiert,  betonten  die  übrigen  vorgenannten  Hinzugezogenen,  dass die  Trassenpreisbremse  
nicht  anzuwenden  sei  und  die  sprunghafte  Erhöhung  der  Trassenpreise  den  Tatbestand  des  
Art.  102  AEUV  (Preishöhenmissbrauch)  erfülle.  

Am  13.11.2025  hat  der  Deutsche  Bundestag  das „Gesetz  zur  Abmilderung  des  Trassenent-
geltanstiegs bei  den  Eisenbahnen  des  Bundes“  beschlossen.   

Mit  Schreiben vom  20.11.2025 ist  dem  Eisenbahninfrastrukturbeirat  Gelegenheit  zur  Stellung-
nahme zur  vorgesehenen  Entscheidung  eingeräumt w orden.   

Der  Bundesrat  hat  dem  „Gesetz  zur  Abmilderung des  Trassenentgeltanstiegs  bei  den  Eisen-
bahnen des  Bundes“  am  21.11.2025  zugestimmt.  Das Gesetz  ist  am  27.11.2025  im  Bundes-
anzeiger  veröffentlicht  worden und  daraufhin  am  28.11.2025  in  Kraft g etreten.  

Am  04.12.2025  hat  vor  dem  EuGH  eine  mündliche  Verhandlung zur  Unionsrechtskonformität  
der  Trassenpreisbremse des § 37  Abs.  2 ERegG  im  SPNV  stattgefunden.  Ein  Urteil i st  bisher  
nicht  verkündet  worden.  

Am  05.12.2025  hat  die  Beschlusskammer  die Beschlüsse vom  04.10.2024 im  Verfahren  
BK10-24-0058_E  und vom  19.02.2025  im  Verfahren  BK10-25-0024_E  zur  Festlegung  der  
OGK  2026 der  Antragstellerin zu 1.  aufgehoben.   

Die  Antragstellerinnen  haben ihre  Anträge  zuletzt  mit  Schreiben  vom  08.12.2025  geändert.  
Dabei h aben sie Haupt- und Hilfsantrag  neu  geordnet  und  einen  Hilfsantrag II  ergänzt.   

Der  neue  Hauptantrag der  Antragstellerin  zu 1.  geht  unverändert  von  einer  Unionsrechtswid-
rigkeit  des §  37  Abs.  2 ERegG  aus und  führt  – basierend  auf  einem  Gutachten  über  die Trag-
fähigkeit  des SPNV  –  bei  letzterem  zu  einer  Entgelterhöhung  um  12,1%  gegenüber  den  für  
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das TPS  2025  genehmigten Entgelten.  Der  Referenzerlös des  Antrags  inklusive sonstiger  Ent-
gelte beläuft  sich  auf  6.956  Mio.  EUR.  Der  Hilfsantrag  I,  bisher  der  Hauptantrag,  geht  ebenfalls  
von  einer  Unionsrechtswidrigkeit  der  Trassenpreisbremse  aus.  Er  führt  beim  SPNV  zu  einer  
Entgelterhöhung von  23,5%.  Der  Referenzerlös des  Antrags  inklusive sonstiger  Entgelte be-
läuft si ch  hier  auf  6.955  Mio. E UR.  Der  Hilfsantrag II,  bisher  der  Hilfsantrag,  berücksichtigt  die  
Trassenpreisbremse  des  §  37  Abs.  2  ERegG  und  führt  beim  SPNV  somit  zu einer  Entgelter-
höhung von  lediglich  3%.  Der  Referenzerlös  des  Antrags  inklusive sonstiger  Entgelte  beläuft  
sich hier  auf  6.956  Mio.  EUR.  

Im  Hauptantrag  der  Antragstellerin zu 1.  vom  08.12.2025  ergeben  sich somit  folgende  Ände-
rungen  zum  TPS  2025:  SPNV:  +12,1%  /  SPFV:  -17,5%  /  SGV:  - 6,0%  /  über  alle  Segmente  
+2,6%.  Im  Hilfsantrag  I  ergeben  sich  folgende  Änderungen zum  TPS  2025:  SPNV:  +23,5%  /  
SPFV:  -37,9%  /  SGV:  -20,6%  /  über  alle  Segmente +2,7%.  Im  Hilfsantrag II  ergeben  sich fol-
gende  Änderungen  zum  TPS  2025:  SPNV:  +3,0%  /  SPFV:  -1,2%  /  SGV:  +5,8%  /  über  alle  
Segmente  +2,4%.  

Die  Antragsstruktur  gilt  ebenfalls  für  die  Antragstellerin  zu 2.,  die  ebenfalls die  Anträge  am  
08.12.2025  letztmalig geändert  hat.  Der  Referenzerlös des  Hauptantrags  inklusive sonstiger  
Entgelte  beläuft  sich hier  auf  90,6  Mio.  EUR,  der  des Hilfsantrags I  auf  94,3  Mio.  EUR,  der  des  
Hilfsantrags  II  auf  83,8  Mio.  EUR.  

Die  Hinzugezogenen  zu 2.,  4.,  12.,13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.  und  29.  haben mit  Schreiben  
vom  09.12.2025  nochmals Stellung  genommen.  Ihrer  Ansicht  nach  spreche die  Verhandlung  
vor  dem  EuGH  vom  04.12.2025 eindeutig  dafür,  dass  dort  die  Trassenpreisbremse  als  unions-
rechtswidrig  angesehen  werde und  letztere daher  bei  der  Genehmigungsentscheidung  nicht  
mehr  zu berücksichtigen  sei.  

Mit  Schreiben  vom  09.12.2025  hat  die  Bundesnetzagentur  den  Eisenbahninfrastrukturbeirat  
über  die  zwischenzeitlichen  Entwicklungen  informiert.   

Mit  E-Mail  vom  10.12.2025  hat  der  Vorsitzende  des Eisenbahninfrastrukturbeirates  darauf  hin-
gewiesen,  dass  die  Bundesnetzagentur  die  von  den  Antragstellerinnen  geltend gemachten  
Kosten  kritisch prüfen  müsse.  Gerade  vor  dem  Hintergrund  zusätzlicher  Instandhaltungszu-
wendungen des Bundes  sei ei ne OGK  von  rund  7  Mrd.  EUR se hr  hoch.   

Am  10.12.2025  hat  die  Beschlusskammer  die  OGK  2026  für  die  Antragstellerin  zu  1.  auf  6.991  
Mio.  EUR  festgelegt.  

Das Bundeskartellamt  ist  mit  Schreiben vom  10.12.2025 über  die  geplante  Entscheidung  in-
formiert  und  ggf.  um  Stellungnahme gebeten  worden.  Mit  Antwort  vom  gleichen  Tag  hat  das  
Bundeskartellamt  wie  folgt  Stellung  genommen:  

Bereits in  den  Stellungnahmen  in  den  Verfahren  TPS  2022  bis  2025  hat  das Bun-
deskartellamt  die Auffassung  vertreten,  dass Art.  102 AEUV  auch im  Genehmi-
gungsverfahren  zu  berücksichtigen  ist,  und  dass die  Entgelt- und  Entflechtungs-
regelungen des Eisenbahnregulierungsrechts für  sich  genommen  nicht  geeignet  
erscheinen,  das  Vorliegen  einer  rechtswidrigen Margenbeschneidung (auch  Kos-
ten-Preis-Schere oder  Preis-Kosten-Schere,  im  Folgenden  PKS)  von  vornherein 
auszuschließen.  Ferner  hat  das Bundeskartellamt  –  insoweit  in  Übereinstimmung  
mit  der  Beschlusskammer  –  betont,  dass  die Prüfung  des Art.  102  AEUV i m G e-
nehmigungsverfahren  einer  möglichen  späteren  kartellrechtlichen Überprüfung 
der  Preispolitik der  DB  durch die  zuständigen  Wettbewerbsbehörden  nicht  ent-
gegen  steht.  
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In diesem  Kontext  hat  das Bundeskartellamt  zuletzt  in  seiner  Stellungnahme  zum  
Trassenpreissystem  2024  ausführlich  dargelegt,  unter  welchen  Voraussetzungen 
eine wirtschaftliche  Einheit  im  Sinne  des europäischen  Kartellrechts zwischen 
der  damaligen DB  Netz  AG  und  dem  DB-- Konzern  und  seinen  Eisenbahnver-
kehrsunternehmen  besteht,  und  die  DB A G  ein vertikal  integriertes  marktbeherr-
schendes Unternehmen  bildet,  von  dem  grundsätzlich  die  Gefahr  einer  miss-
bräuchlichen PKS  ausgehen  kann.  An  dieser  Auffassung hält  das  Bundeskartell-
amt  weiterhin  auch  nach  der  Zusammenführung  der  DB  Netz  AG  mit  der  DB  Sta-
tion&Service  AG  zur  DB  InfraGO  AG  fest.  Soweit  die Beschlusskammer  im  vor-
liegenden  Entscheidungsentwurf  eine  wirtschaftliche  Einheit  zwischen  den  An-
tragstellerinnen und  der  DB  AG  beziehungsweise  den  Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen  des DB-Konzerns  – und  damit  offenbar  zugleich  eine  hinreichende  ver-
tikale  Integration  im  Sinne der  PKS –  verneint,  behält  sich das Bundeskartellamt  
weiterhin  vor,  im  Falle  einer  eigenen  verfahrensbezogenen  Prüfung  zu  einer  ab-
weichenden  Bewertung  zu gelangen.  

Ergänzend  sollen folgende  Ausführungen  gemacht  werden.  

Normadressaten  des Art.  102 AEUV  sind  marktbeherrschende  Unternehmen,  die  
diese Stellung  u.a.  durch  Anwendung  ihrer  Preispolitik nicht  missbräuchlich  aus-
nutzen  dürfen,  soweit  dadurch  der  Handel  zwischen  den  Mitgliedstaaten  beein-
trächtigt  werden  kann.  Ob  ein  marktbeherrschendes Unternehmen  seine  markt-
beherrschende  Stellung  durch Anwendung  seiner  Preispolitik missbräuchlich  
ausgenutzt  hat,  ist  anhand  sämtlicher  Umstände  daraufhin  zu  untersuchen,  ob  
die  Verhaltensweise  darauf  zielt,  dem  Abnehmer  die  Wahl  zwischen mehreren  
Bezugsquellen  unmöglich zu machen  oder  zu erschweren,  den  Konkurrenten  
den  Zugang  zum  Markt  zu verwehren,  Handelspartnern  für  gleichwertige  Leis-
tungen ungleiche Bedingungen  aufzuerlegen  oder  die  beherrschende Stellung  
durch  einen verfälschten  Wettbewerb  zu  stärken.  Dabei  kann  eine  Margenbe-
schneidung  angesichts  ihrer  möglichen  Verdrängungswirkungen  auf  zumindest  
ebenso effiziente  Wettbewerber  wie  das  beherrschende  Unternehmen  mangels 
Rechtfertigung  bereits  für  sich  allein  einen  Missbrauch  i.S.v.  Art.  102  AEUV  dar-
stellen.  Eine  solche  Margenbeschneidung  liegt  jedenfalls dann  vor,  wenn die  Dif-
ferenz  zwischen  dem  Vorleistungspreis  und  den Endkundenpreisen negativ  wäre  
oder  nicht  ausreichen  würde,  um  die  spezifischen  Kosten  der  Vorleistungen zu 
decken,  die  das  marktbeherrschende  Unternehmen  zur  Erbringung  der  eigenen  
Leistungen  an  Endkunden  tragen  muss.  

Im  Entscheidungsentwurf  wird  unter  II.3.1.2.2  ausgeführt,  es  werde  neben  der  
Anwendbarkeit  des  Konzepts  der  PKS  (hilfsweise)  die  Rechtmäßigkeit  der  Preis-
höhen  anhand  des Konzepts der  PKS  geprüft.  Unter  II.3.1.2.3  begründet  die Be-
schlusskammer  ihre  Zweifel  an der  Eignung des  PKS-Konzepts  im  Bereich  der  
Trassenentgeltgenehmigung  u.a.  damit,  dass  dem  DB-Konzern  auch  bei  der  
Senkung  der  regulierten  Vorleistungspreise  Spielräume  für  etwaige „Kampf-
preise“  verblieben.  Diese  Erwägungen  sprechen  aus  Sicht  des Bundeskartell-
amts  jedoch  nicht  gegen  die  Anwendung  des PKS-Konzepts,  weil  es  dafür  nicht  
darauf  ankommt,  ob  der  Vorleistungspreis  oder  der  Endkundenpreis  bereits für  
sich  allein missbräuchlich ist.  Vielmehr  ergibt  sich  die (potentielle)  Missbräuch-
lichkeit  der  Preispolitik in  ihrer  Gesamtheit  bei  der  Margenbeschneidung  aus der  
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Unangemessenheit  der  Spanne zwischen  dem  Vorleistungspreis  und  dem  End-
kundenentgelt.  

Eine  solche (potentielle)  Margenbeschneidung  wird  die  Beschlusskammer  aus  
Sicht  des Bundeskartellamts  im  Rahmen  ihrer  Entgeltgenehmigungsverfahren  ex  
ante  aber  regelmäßig  nicht  feststellen und  verhindern  können.  Denn  eine  mögli-
che PKS  ergibt  sich  aus  der  Spanne  zwischen  Vorleistungspreis und  Endkun-
denpreis;  die Beschlusskammer  genehmigt  auf  Antrag  der  DB  InfraGO  AG  aber  
nur  den  Vorleistungspreis.  Dieser  kann  für  sich  genommen  nicht  zu einer  PKS  
führen,  hierfür  kommt  es  auf  die  Spanne  zum  Endkundenpreis an.  Dieser  wird  
jedoch  von den  Eisenbahnverkehrs-Tochtergesellschaften  der  DB  AG  frei  fest-
gelegt.  Der  DB A G  obliegt  als vertikal  integriertem, m arktbeherrschenden  Unter-
nehmen  nach  Art.  102  AEUV  die  besondere Verantwortung  dafür,  dass  sie  durch  
ihr  Verhalten  einen wirksamen und unverfälschten  Wettbewerb auf  dem  Gemein-
samen  Markt  nicht  beeinträchtigt.  Nach  der  Genehmigung der  beantragten  Tras-
senpreise als Vorleistungsentgelte  ist  die  DB  AG  deshalb  dazu  verpflichtet,  ihre  
Endkundenpreise so  festzulegen,  dass sie  für  ihre  gegenwärtigen  und  potenziel-
len  ebenso  effizienten  Wettbewerber  keine  Verdrängungswirkung  entfalten,  d.h.  
ihre  marktbeherrschende  Stellung  nicht  im  Wege  einer  PKS  missbraucht.  

Nach dem  vorliegenden  Beschlussentwurf  sieht  die  Beschlusskammer  keine  An-
haltspunkte für  eine  PKS  im  Schienengüter- oder  Schienenpersonenfernverkehr.  
Angesichts der  Kürze  der  zur  Verfügung  gestellten Zeit  wird  hierzu  keine  weitere 
Stellung genommen.  Den  zuständigen  Wettbewerbsbehörden  bleibt  eine  ent-
sprechende  Prüfung in einem  eigenständigen  Verfahren  jedenfalls  auch  nach  
Genehmigung  der  Trassenentgelte  nach hiesiger  Auffassung unbenommen. 

Die  Beschlusskammer  hat  den  Antragstellerinnen  im  Laufe  des  Verfahrens  insgesamt  20  An-
hörungsschreiben  übersandt,  die  allesamt  fristgerecht  beantwortet  worden  sind.   

Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  des Sach- und  Streitstandes wird  auf  die  Ausführungen unter  
II.  und  im  Teilbeschluss  vom  26.03.2025  sowie  auf  die Akten  verwiesen.  
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II.  Gründe  

Die  Trassenentgelte,  die  Regelungen zu Neuverkehrs- und  Punkt-zu-Punkt  Nachlässen,  die  
Entgeltanpassung  bei  Umleitung aufgrund  von  Baumaßnahmen  durch  Generalsanierungs-
maßnahmen,  die 20-Stunden Regelung,  die  Entgelte für  Nichtstornierung  und die  Regelstor-
nierungsentgelte  sowie  die  Regelung zur  automatischen  Minderung  und  zum  Zeitfenster  kos-
tenloser  Stornierungen  werden  im  tenorierten  Umfang  genehmigt.   

Rechtsgrundlage  der  Genehmigungsentscheidung  ist  §  45 ERegG.  Danach sind  die  Entgelte  
zu  genehmigen,  soweit  die  Ermittlung  der  Entgelte den  Anforderungen  der  §§  24 bis  40  und  
46 ERegG  und  die Entgeltgrundsätze den Vorgaben  der  Anlage  3  Nr.  2  zum  ERegG  entspre-
chen.  Hinsichtlich des Widerrufs bezüglich  der  Regelungen  in  Abschnitten 5.6.4 und 5.6.5.1.1  
der  INB 20 26  beruht di e Entscheidung  auf  §  49  Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG).  

Die  Genehmigungsentscheidung  ergeht  unter  Einhaltung  der  Vorschriften  über  die  Zuständig-
keit  und  das Verfahren  (hierzu unter  II.1).  Die  von  den  Antragstellerinnen  beantragten  Entgelte  
und  Entgeltgrundsätze sind  genehmigungspflichtig (hierzu  unter  II.2)  und  erweisen  sich,  so-
weit  sie von  der  vorliegenden  Teilgenehmigung  erfasst  sind,  im  tenorierten  Umfang als geneh-
migungsfähig  (hierzu  unter  II.3).  

II.1  Zuständigkeit  und  Verfahren,  Teilgenehmigung  
Zuständig  für  die  Durchführung  des  Genehmigungsverfahrens  ist  gemäß  §  4  Abs. 2   Satz 2  
BEVVG  i. V. m.  §  77  Abs.  1 Satz  1  ERegG  eine  Beschlusskammer  der  Bundesnetzagentur.  
Organisatorisch  ist  diese  Zuständigkeit  innerhalb  der  Bundesnetzagentur  der  Beschlusskam-
mer  10  zugeordnet.  

Die  Verfahrensvorschriften  sind  gewahrt  worden.   

Die  Bundesnetzagentur  hat  die  beantragten  Entgelte  am  14.10.2024  gemäß §  46  Abs.  3  
ERegG  auf  ihrer  Internetseite veröffentlicht.  Sie  hat  dabei  eine  Frist  bis  zum  28.10.2024 fest-
gesetzt,  binnen  derer  Hinzuziehungsanträge gestellt  und  Stellungnahmen  abgegeben  werden  
konnten.  

Die  Hinzuziehungen  sind  ordnungsgemäß  auf  der  Grundlage  des §  77  Abs.  3  Nr.  3  ERegG  
erfolgt.  Auf  entsprechenden  Antrag  sind  31  Unternehmen,  Personen  oder  Personenvereini-
gungen zum  Verfahren  hinzugezogen  worden.  Die Ablehnung  des  weiteren,am  10.01.2025  
gestellten  Hinzuziehungsantrags ist  rechtmäßig  erfolgt.  Denn  der  Hinzuziehungsantrag  ist  ver-
fristet  gewesen.  Gemäß  §  46  Abs.  3  Satz  2  1.  Halbsatz  ERegG  setzt  die  Regulierungsbehörde  
bei  Veröffentlichung  der  beantragten  Entgelte  eine  Frist  fest,  binnen  derer  Hinzuziehungsan-
träge  nach §  77  Abs.  3  Nr.  3  ERegG  gestellt  werden  können.  Die  Beschlusskammer  hat  die  
die  Frist  für  Hinzuziehungsanträge  bis zum  28.10.2024  gesetzt.  Der  Antrag  vom  10.01.2025  
ist  zu  einem  späteren  Zeitraum  erfolgt.  

Die  weitere Beteiligung einer  Vielzahl  von  Zugangsberechtigten  sowie  aller  Aufgabenträger  im  
SPNV  aufgrund  des  entsprechenden  und  analog  zu  den  Vorjahren  gestellten  Antrages der  
Antragstellerinnen  war  weder  gemäß  §  77  Abs.  3  Nr.  1 noch Abs.  3 Nr.  3  ERegG  oder  §  13  
Abs.  2  Satz  2  VwVfG  zulässig bzw.  erforderlich.  Zur  Begründung  wird  vollumfänglich auf  die  
Ausführungen  der  Beschlusskammer  im  Beschluss  vom  31.03.2020  (BK10-19-0178_E,  dort  
S.  24  f.)  verwiesen.  

Von der  hilfsweise  beantragten  Zustellung  der  Beschlüsse an  die  Vielzahl  von  Zugangsbe-
rechtigten  sowie  an  alle Aufgabenträger  sieht  die  Beschlusskammer  ab.  Nach den  Wertungen  
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des VwVfG  und  des  ERegG  hat  der  Adressat  der  Entgeltgenehmigung  das  Risiko der  Einle-
gung  eines Rechtsbehelfs Dritter  gegen  diese außerhalb der  Fristen des  §  78  Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO)  zu  tragen.  Weder  aus dem  VwVfG  noch  dem  ERegG  ergibt  sich  die  
Möglichkeit  einer  öffentlichen Bekanntgabe.  §  77  Abs.  8  ERegG  kennt  allein  die  Veröffentli-
chung  der  Entscheidungen durch die  Regulierungsbehörde.  Dabei  handelt  es sich um  keine  
öffentliche  Bekanntgabe  im  Sinne  des  § 41  Abs. 3   VwVfG,  

vgl.  zur  entsprechenden  Regelung  im  TKG  Geppert  in:  Schütz/Geppert,  5.  Aufl.  
2023,  TKG  §  36 Rn.  2.  

Zudem  könnte auch die  von den  Antragstellerinnen  angeregte  Vorgehensweise  nicht  sicher-
stellen,  dass  die  Rechtsbehelfsfristen  gegenüber  allen  Zugangsberechtigten  zu  weitgehend  
identischen  Zeitpunkten  abliefen.  Zu  den  Zugangsberechtigten  nach  §  1  Abs.  12  ERegG  zäh-
len  mehr  Personen  als die  von den  Antragstellerinnen Genannten.  

Des Weiteren  ergeht  die  Entscheidung  nach  Anhörung  der  Beteiligten  (§  77  Abs.  6 Sätze  1  
und  2  ERegG)  sowie  nach  Durchführung  zweier  öffentlicher  mündlicher  Verhandlungen (§  77  
Abs.  6  Satz  3  ERegG).   

Die  Entscheidung  ist  gemäß  §  77  Abs. 5   ERegG  mit  der  für  Eisenbahnregulierung  zuständigen  
Abteilung  der  Bundesnetzagentur  abgestimmt  worden.  

Von einer  Beteiligung  der  Eisenbahnaufsichtsbehörde  i. S. d.  §  9  Abs.  3 Bundeseisenbahnver-
kehrsverwaltungsgesetz (BEVVG)  hat  die  Beschlusskammer  abgesehen,  da  die  Gegenstände  
der  hiesigen  Teilgenehmigung  keine Bedeutung  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  haben.  Eine  
Beteiligung  der  Kartellbehörde i. S .  d.  §  9  Abs. 3   BEVVG  ist  dagegen erfolgt.   

Gemäß  §  79  Abs.  2  ERegG  ist  ferner  der  Eisenbahninfrastrukturbeirats  bei  grundlegenden  
Entscheidungen  der  Regulierungsbehörde  mit e rheblichen  Auswirkungen  auf d en  Eisenbahn-
markt  anzuhören.  Das  hiesige  Verfahren  ist  in  den  Sitzungen  des Eisenbahninfrastrukturbei-
rates vom  27.01.2025  und  24.11.2025  erörtert  worden.  Eine  schriftliche  Anhörung ist  zudem  
am  20.11.2025  erfolgt.  

Einer  Entscheidung  der  Beschlusskammer  im  vorliegenden Verfahren  steht  auch  nicht  der  
zwischenzeitliche  Eintritt  einer  Genehmigungsfiktion  im  Sinne von §  46  Abs.  5 Satz 1 ERegG  
entgegen.  Gemäß  §  46  Abs.  5  Satz  1  ERegG  gilt  das  beantragte  Entgelt  als genehmigt,  wenn  
die  Regulierungsbehörde binnen  einer  Frist  von  zwei  Monaten  nach  Vorliegen  der  vollständi-
gen  und  inhaltlich richtigen Unterlagen  keine  Entscheidung  trifft.  Die  Frist  für  den  Eintritt  der  
Genehmigungsfiktion  kann  allerdings gemäß  §  46  Abs.  5  Satz  2 ERegG  i.  V.  m.  §  42a  Abs.  2  
Satz 3 VwVfG  einmal  angemessen  verlängert  werden,  wenn  dies durch  die  Schwierigkeit  der  
Angelegenheit  gerechtfertigt  ist.  Nach  §  42a  Abs. 2   Satz  3  VwVfG  ist d ie  Fristverlängerung  zu  
begründen  und  rechtzeitig mitzuteilen.  Die  Beschlusskammer  hat  die  vorgenannte  Frist  mit  
Schreiben vom  20.11.2024 unter  Verweis auf  die  von  üblichen  Genehmigungsverfahren  ab-
weichende Komplexität  der  Sach- und  Rechtslage,  insbesondere  mit  Blick  auf  den  Vorlagebe-
schluss  des  VG  Köln betreffend  die Vereinbarkeit  der  sog.  Trassenpreisbremse  mit  Unions-
recht  sowie  auf  das beim  VG  Köln  anhängige  Klageverfahren  zur  –  in  Teilen vorläufigen  – 
Festlegung  der  OGK  2026  und den  entsprechenden  Eilantrag,  angemessen auf  den  
13.12.2025  verlängert.  Mit  der  vorliegenden Entscheidung wahrt  die  Beschlusskammer  die  
derart  verlängerte  Frist.  

Die  Beschlusskammer  durfte über  den Genehmigungsantrag  im  Rahmen von zwei  Teilbe-
schlüssen  entscheiden.  Der  Antrag  hat  sich als  insofern  teilbar  erwiesen.  Durch  diese  Vorge-
hensweise  sind die  Zugangsberechtigten  auch  nicht  in ihren  Rechten  verletzt  worden,  
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vgl.  VG K öln,  Beschluss  vom  01.04.2025, A z. 1 8 L  612/25.  

II.2  Genehmigungspflichtigkeit   
Die  von der  hiesigen Teilgenehmigung  erfassten  Entgelte  und  Entgeltgrundsätze sind  nach  
§§ 45, 4 6  ERegG  genehmigungspflichtig.  

Die  Prüfung  erstreckt  sich (allein)  auf  Entgelte  für  die  Erbringung  des  Mindestzugangspaketes  
einschließlich der  Entgeltgrundsätze.  Das  Mindestzugangspaket  ergibt  sich  aus  § 11  Abs.  1  
ERegG  i.  V.  m.  Anlage  2  Nr.  1  zu den  §§  10  bis 14 ERegG.  Damit  werden  die zur  Genehmi-
gung  vorgesehenen  Entgelte von  den  Entgelten  für  den  Zugang  zu  Serviceeinrichtungen  so-
wie  für  Zusatz- und  Nebenleistungen  abgegrenzt.  Seit  dem  18.06.2021  zählt  gemäß  Anlage  2  
Nr.  1  lit.  b)  zum  ERegG  auch das Recht  zur  Nutzung  der  Personenbahnsteige  in  Personen-
bahnhöfen  zum  Mindestzugangspaket,  weil  die  Personenbahnsteige  nach  Anlage  1  Nr.  2  zum  
ERegG  zu  den  Eisenbahnanlagen  und  nicht  –  wie noch  in  Anlage  2  Nr.  2  lit.  a)  ERegG  a.  F.  
geregelt  –  zu der  Serviceeinrichtung  Personenbahnhof  gehören.  

Zudem  stellt  die Regelung  des  §  11  Abs.  1  ERegG  i. V .  m.  Anlage  2  Nr.  1  zu den  §§  10  bis 14  
ERegG  aber  auch  klar,  dass  alle  Entgelte  für  die  Erbringung des Mindestzugangspaketes und  
deren  Ergänzungen  der  Entgeltgenehmigung  unterliegen.  Neben  dem  Grundentgelt  sind da-
her  auch mögliche weitere  Entgeltgestaltungsvarianten,  wie  umweltbezogene  Aufschläge  oder  
Anreizsysteme,  von  der  Entgeltgenehmigung  umfasst.  

Das Entgeltgenehmigungsverfahren  gemäß  den  §§  45,  46  ERegG  verdrängt  das ansonsten  
für  die  Entgelte  und  die  Entgeltgrundsätze  des Mindestzugangspakets einschlägige  
Überprüfungsverfahren  nach  § 73  ERegG  im  Anschluss  an  eine Unterrichtung,  §  72  Satz  4  
ERegG.  Hinsichtlich der  übrigen  Bestandteile  der  Schienennetz-Nutzungsbedingungen (SNB)  
sind  die  Antragstellerinnen  zur  Unterrichtung der  Bundesnetzagentur  über  beabsichtigte  Än-
derungen verpflichtet.  Dementsprechend  haben  die  Antragstellerinnen  des hiesigen  Verfah-
rens  die  Bundesnetzagentur  u.  a.  im  Verfahren  BK10-24-0395_Z  über  die  von  ihnen  mit  Wir-
kung für  die  INB  2026  beabsichtigten  leistungsseitigen Bedingungsänderungen  unterrichtet.  

II.3  Genehmigungsfähigkeit  
Die  Entgelte  und  Entgeltgrundsätze  sind,  sofern  über  sie  vorliegend  entschieden  wird,  im  te-
norierten  Umfang genehmigungsfähig.  

Die  Antragstellerinnen  haben  zulässige Genehmigungsanträge  gestellt  (hierzu  unter  II.3.1).  
Der  erste  Teilbeschluss  vom  26.03.2025  wird  bezüglich  einzelner  Entgeltgrundsätze  widerru-
fen,  soweit  diese  der  zulässigen  Aufnahme abweichender  Regelungen  entgegensteht  (hierzu  
unter  II.3.2).  Als genehmigungsfähig erweist  sich  letztlich Hilfsantrag  II  in  der  Fassung vom  
08.12.2025  (hierzu  unter  II.3.3).   

Die  materiell-rechtliche  Prüfung  des  maßgeblichen  Antrags  umfasst  im  Weiteren  die folgenden  
Themenbereiche:  

a)  Prüfung  der  Entgeltbildung bei  den  Trassenentgelten  im  SPNV  gemäß  §  37  
Abs.  1  und  2  ERegG  (vgl.  II.3.4),  

b)  Prüfung  der  Entgeltbildung bei  den  Trassenentgelten  im  SPFV  und  SGV  (vgl.  
II.3.5),  

c)  Prüfung  verkehrsdienstübergreifender  Entgeltaspekte  (u.  a.  zum  Vorwurf  der  
Preis-Kosten-Schere)  gemäß  §  36 Abs.  1  und  § 39  Abs.  1  ERegG ( vgl.  II.3.6),  

d)  Prüfung  der  übrigen  Entgeltkomponenten (vgl.  II.3.7),  
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e)  Prüfung  der  Einhaltung  der  Obergrenze  der  Gesamtkosten  gemäß  §  26  Abs.  2  
ERegG  (vgl.  II.3.8),  

f)  Kostendeckung  bzw.  Ausnahmen  von der  Kostendeckungspflicht  gemäß  § 31  
Abs.  2  ERegG  (vgl.  II.3.9),  

Die  nachfolgenden  Ausführungen  zur  Genehmigungsfähigkeit  behandeln die Anträge  der  An-
tragstellerinnen gemeinsam,  soweit si ch  materiell  keine  Unterschiede ergeben.  

II.3.1  Zulässige  Genehmigungsanträge  
Die  Genehmigungsanträge  der  Antragstellerinnen  sind,  sofern  über  sie vorliegend  entschie-
den  wird,  zulässig.   

Die  Antragstellerinnen  haben die  ursprünglichen  Anträge  form- und  fristgerecht  gestellt  (hierzu  
unter  II.3.1.1).  Dass  die  Antragstellerinnen  ihre Anträge  im  laufenden  Verfahren geändert  ha-
ben,  ist  jedoch  nur  teilweise  zulässig  (hierzu  unter  II.3.1.2).  Die  Antragstellerinnen haben  ihre  
Anträge  zulässigerweise in  Haupt- und Hilfsanträge unterteilt  (hierzu  unter  II.3.1.3).  

II.3.1.1  Wahrung der  Antragsfrist  und  der  Formvorgaben  
Die  Anträge  erfüllen  die Anforderungen  an  die  Antragsfrist  und  die Form.  

Gemäß §  46 Abs.  1  ERegG  ist  die Genehmigung  der  Entgelte  mindestens  sechs  Monate vor  
Ablauf  der  in  §  51  Abs.  1 Satz  2  ERegG  bestimmten  Frist  für  die  Stellung  von  Anträgen  auf  
Zuweisung  von  Zugtrassen  für  den  Netzfahrplan  schriftlich  oder  elektronisch  bei  der  Regulie-
rungsbehörde  zu beantragen.  

Die  Frist,  binnen  derer  Anträge  auf  Zuweisung  von  Zugtrassen  gestellt  werden können,  endet  
gemäß  §  51  Abs. 1   Satz  2 ERegG  am  zweiten  Montag  im  April  um  24:00  Uhr  und  damit  im  
vorliegenden  Fall  –  gemäß  § 19  Abs.  3  i. V. m. A nlage  3  Nr.  3  ERegG  i. V. m.  Abschnitt  4.2.1.3  
der  INB –   am  Montag,  den  14.04.2025.  Damit  fällt  das  Ende  der  Frist  des  §  46  Abs.  1  ERegG  
zur  Stellung von  Genehmigungsanträgen  (sechs  Monate vor  der  Trassenbestellfrist)  gemäß  
§  31  VwVfG  i. V.m.  §§  187 Abs.  2,  188  Abs.  Satz  2  Bürgerliches Gesetzbuch  (BGB)  analog  
auf  den  15.10.2024.  

Der  am  11.10.2024  über  das  elektronische  Behördenpostfach  bei  der  Beschlusskammer  ein-
gegangene Antrag  genügt  diesem  Fristerfordernis  ebenso  wie den  gesetzlichen  Formerforder-
nissen.  

II.3.1.2  Zulässige  Antragsänderungen 
Die  Antragsänderungen  erweisen  sich überwiegend  als  zulässig.  

Eine  Antragsänderung  im  laufenden  Genehmigungsverfahren  ist  jedenfalls dann  zulässig,  
wenn  sie die  Einhaltung  der  Verfahrensfristen  nicht  gefährdet  und  erforderlich  ist,  um  eine  
ansonsten  drohende  (Teil-)  Versagung  der  Genehmigung  abzuwenden,  

vgl.  Beschluss  BK10-22-0354_E  vom  30.03.2023,  S.  113,  

oder  um  den  Anforderungen  an  den  Mindestinhalt  des  Genehmigungsantrags zu  genügen.  

Führt  die  im  Hinblick  auf  eine andernfalls  drohende  (Teil-)  Versagung  der  Genehmigung  zu-
lässige  Antragsänderung  zu  einem  niedrigeren  Referenzerlös,  sind  solche  Antragsänderun-
gen  grundsätzlich  zulässig,  die  dazu  dienen,  den  zuvor  angestrebten  Referenzerlös  bei  gleich-
bleibender  Entgeltstruktur  zu  erreichen,  
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vgl.  Beschluss  BK10-23-0400_E  vom  22.03.2024,  S.  25.  

Eine  Antragsänderung  erscheint  außerdem  zulässig,  wenn  die  Antragsänderung,  ohne  dass  
die  Einhaltung  von Verfahrensfristen  gefährdet  wäre,  eine wesentliche Veränderung  des mit  
dem  verfahrensgegenständlichen  Entgelt  abgegoltenen  Leistungsspektrums nachzeichnet,  

vgl.  Beschluss  BK10-23-0400_E  vom  22.03.2024,  S.  25.  

Schließlich ist  auch eine  Antragsänderung  zulässig,  die  jedenfalls in  der  Gesamtschau  ein  
minus  zum  bisherigen Antrag  darstellt,  

vgl.  Beschluss  BK10-23-0400_E  vom  22.03.2024,  S.  25.  

Des Weiteren ist  eine  Antragsänderung  im  laufenden  Genehmigungsverfahren  zulässig,  die  
allein der  Klarstellung vorhandener  Regelungen  dient,  

vgl.  Beschluss  BK10-23-0400_E  vom  22.03.2024,  S.  27.  

Ob  daneben in weiteren  Konstellationen  Antragsänderungen  zulässig  sein können,  kann  im  
vorliegenden  Verfahren  offen  bleiben.  

Die  am  18.12.2024  vorgenommene  Änderung  der  beantragten  Entgelte  im  Hinblick  auf  eine  
Anpassung des durchschnittlichen  Zugerlöses  im  SGV  (sowohl  im  Hauptantrag  als auch  in  
den  Hilfsanträgen)  und eine  notwendige  Korrektur  der  Berechnung  der  unmittelbaren  Kosten  
des Zugbetriebes  ist  zulässig.  Die  Anpassung  ist  erforderlich,  um  im  Hinblick  auf  die  SGV-
Entgelte  eine  Teilversagung  abzuwenden  und  insofern  die  Entgelte  für  den SPFV  kompensa-
torisch  zu  erhöhen.  Vor  dieser  Änderung  lag  dem  Genehmigungsantrag  ein  durchschnittlicher  
Erlös je  Trassenkilometer  im  SGV  von  26,60  EUR  zugrunde.  Am  20.11.2024  ist  die  Marktun-
tersuchung  Eisenbahnen  2024  veröffentlich worden.  Danach  liegt  der  durchschnittliche  Um-
satz je  Trassenkilometer  im  SGV  im  Jahr  2023  bei  26,30  EUR.  Dieser  Wert  liegt  nunmehr  den  
Genehmigungsanträgen  zugrunde.  Die auf  Basis  der  ursprünglichen  Annahme  im  Hinblick auf  
den  durchschnittlichen  Zugerlös im  SGV  gebildeten  Entgelte  für  den SGV  wären  nicht  geneh-
migungsfähig  gewesen,  da  sie  dessen  relative  Markttragfähigkeit  nach  der  Datenlage  zum  
Genehmigungszeitpunkt  nicht  zutreffend  abgebildet  haben.  Auf  diesen  Zeitpunkt  ist  bei  der  
Beurteilung  der  Genehmigungsfähigkeit  abzustellen,  

vgl.  VG K öln,  Urteil vo m 2 7.09.2024  18  K  1692-18 Rn.  142  (juris).  

Auch die am  08.12.2025  vorgenommene  Änderung der  beantragten  Entgelte  ist  jedenfalls mit  
Blick  auf  den vorliegend  als maßgeblich  erachteten  Hilfsantrag  II  zulässig.  Die  danach  vorge-
sehenen Steigerungsraten  fallen  niedriger  aus  als ursprünglich beantragt.  Die Änderung  ist  
zudem  erforderlich,  um  eine  ansonsten  drohende  (Teil-)  Versagung  der  Genehmigung  im  Hin-
blick  auf  das  am  neu  festgelegte  OGK,  

vgl.  Beschluss  vom  10.12.2025, G z.  BK10-25-0600_E,  

abzuwenden.  Über  den  Antrag  konnte  innerhalb  der  Verfahrensfrist  entschieden werden.  

Zu  den  Antragsänderungen  im  Hinblick auf  die  Entgeltgrundsätze:  

Die  am  23.05.2025  erfolgte  Ergänzung von  Abschnitt  3.3.4.4.3  lit.  a)  der  INB  2026  um  ein  
Kündigungsentgelt  ist  unzulässig.  Die  Änderung  ist  insbesondere nicht  erforderlich,  um  den  
Anforderungen  an  den  Mindestinhalt  des Genehmigungsantrags zu  genügen.  Gemäß  §  45  
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Abs.  1  Satz  2  ERegG  ist  die  Genehmigung  zu  erteilen,  soweit  die  Ermittlung der  Entgelte  den  
Anforderungen  der  §§  24 bis  40  und  46  und  die  Entgeltgrundsätze  den  Vorgaben der  Anlage  
3  Nummer  2 entsprechen.  Anders als  die  Antragsstellerinnen  meinen,  erfordert  §  40  Abs.  1  
ERegG  nicht  die  Einführung  eines  Kündigungsentgelts  zur  Netzfahrplanperiode  2026.  Nach  
§  40  Abs.  1  Satz  1  ERegG  kann  ein Betreiber  der  Schienenwege  von  einem  Zugangsberech-
tigten  ein  angemessenes Entgelt  für  Schienenwegkapazität  verlangen,  die vertraglich zuge-
wiesen,  aber  nicht  in Anspruch  genommen  wurde.  Der  Folgesatz  bestimmt,  dass  ein  Entgelt  
insbesondere  angemessen  ist,  wenn  es  Anreize  für  die  effiziente  Nutzung  der  Schienenweg-
kapazität  schafft.  Gemäß §  40 Abs.  1  Satz  3  ERegG  muss  ein  derartiges Entgelt  von dem  
Zugangsberechtigten  erhoben  werden,  wenn  er  es regelmäßig  versäumt,  zugewiesene Tras-
sen  oder  Teile  davon  zu  nutzen.  Dabei  kann  offen  bleiben,  ob  allein  in  den  Fällen  einer  Kün-
digung  durch  den  Betreiber  der  Schienenwege nach §  60  Abs.  2  Satz 4  ERegG  ein  Nichtnut-
zungsentgelt  erhoben  werden  kann,  sodass  die  Änderung  bereits  nicht  zur  Herbeiführung  der  
Genehmigungsfähigkeit  geeignet  wäre,  oder  auch  in  weiteren  Fällen die  Erhebung  eines  Nicht-
nutzungsentgelts  zulässig  ist,  das  an  die  ursprüngliche  vertragliche  Zuweisung  der  Trasse  an-
knüpft,  

vgl.  dazu  VG  Köln,  Urteil v om  03.11.2020,  Az.  18  K  3157/17,  Rn. 6 2, 66   (juris).  

Die  Stornierungsentgelte  schaffen  für  die  Netzfahrplanperiode  2025/2026  bereits  einen ange-
messenen  Anreiz für  eine  effiziente  Nutzung  der  Schienenwegkapazität,  ohne  dass  die  ur-
sprünglich  beantragte  Fassung  von  Abschnitt  3.3.4.4.3  lit.  a)  der  INB  um  ein Kündigungsent-
gelt  ergänzt  werden  müsste.  Ein  Nichtnutzungsentgelt  muss  Anreize  für  die  effiziente  Nutzung  
der  Schienenwegkapazität  schaffen und  als angemessenes Entgelt  geeignet  sein,  die natio-
nalen und  unionsrechtlichen  Regulierungsziele  zu realisieren  sowie  das  Zugangsrecht  mög-
lichst  gut  zu  gewährleisten,  ohne  eine  Vertragspartei  unbillig  zu benachteiligen,  wobei  hinsicht-
lich des zuletzt  aufgeführten  Kriteriums ein  abstrakt-genereller  Maßstab  anzulegen  ist,  

vgl.  BVerwG,  Urteil vo m  12.10.2022,  Az.  6  C  10/20,  Rn.  73,  77  (juris).  

Für  die  Angemessenheit  der  beantragten  Stornierungsentgelte  ohne  ein Kündigungsentgelt  
spricht  bereits,  dass die  Zugangsberechtigten  bei  der  Annahme  von  Trassenangeboten  nicht  
absehen konnten,  welches  wirtschaftliche  (Entgelt-)  Volumen  die Trassen  aufweisen  und so-
mit  ein  Faktor  zur  Planung  wirtschaftlicher  Verkehre  unbekannt  blieb.  Zugangsberechtigte kön-
nen  somit  gehalten sein,  ihr  Trassenvolumen  an  neuere  Entwicklungen,  insb.  im  Hinblick auf  
die  Trassenpreisbremse,  anzupassen Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  ist  nicht  zwin-
gend,  das Risiko von Entgeltsteigerungen  im  Hinblick auf  die  Leistung  von Stornierungsent-
gelten  und  Kündigungsentgelten  vollständig  den  Zugangsberechtigten  zuzuweisen.  Der  Be-
treiber  der  Schienenwege  kann  die wirtschaftliche  Unsicherheit  vielmehr  zum  Anlass  nehmen,  
das Interesse  der  Zugangsberechtigten,  kein  Kündigungsentgelt  leisten  zu  müssen,  vollstän-
dig  zu wahren.  

Die  für  die  Zugangsberechtigten  bestehende  Unsicherheit  wird  auch  nicht  durch die Regelung  
zum  Stornieren  im  Zeitfenster  nach  Beschlusserlass  aufgehoben,  das  kostenfrei  und  ohne  
Berücksichtigung  bei d er  Ermittlung  der  Stornierungsquote nach den  Abschnitten  3.3.4.4.3 lit.  
a)  und  4.2.1.9 der  INB  27  möglich ist.  Klarheit  für  die Zugangsberechtigten herrscht  erst  ab  
Bestandskraft  der  Genehmigung,  die  jedoch  nicht  zeitnah  zu  erwarten ist,  

vgl.  VG K öln,  Beschluss  vom  01.04.2025, A z. 1 8 L  612/25,  Rn.  62  (juris).  
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Die  Ergänzung der  beantragten  Entgeltgrundsätze,  zuletzt  überarbeitet  am  16.10.2025  und  
21.11.2025,  ist  im  Hinblick  auf  die  Einführung  eines Entgeltnachlasses  bei  Umleitung  aufgrund  
von  Baumaßnahmen  durch  Generalsanierungsmaßnahmen  (Hochleistungskorridore)  in  Ab-
schnitt  5.6.2.3 der  INB  sowie  der  dazugehörigen Anlage  5.6.2.3  zulässig.  Auch diese Ände-
rung ist al s minus  zum  bisherigen  Antrag  zu  werten.  

Gleichfalls sind  die  Änderungen  der  Regelungen  des  Entgelts für  Nichtstornierung nach  Ab-
schnitt  5.6.3.3  der  INB  2026 zulässig,  wie  sie  aus dem  Schreiben  vom  21.11.2025  hervorge-
hen.  Durch die  Änderungen  wird  klargestellt,  in welchen Fällen ein  Entgelt  für  Nichtstornierung  
anfällt.  Die  Änderung stellt  nach  Auffassung der  Beschlusskammer  zudem  insoweit  ein Minus  
gegenüber  dem  ursprünglichen  Genehmigungsantrag  dar,  als danach  auch  bei  Fällen  höherer  
Gewalt  außerhalb  des  Geltungsbereichs  der  INB  kein  Entgelt  für  eine  Nichtstornierung  erho-
ben  wird.  Zum  anderen  werden  durch die  Änderungen  Vorgaben  für  den  Fall  getroffen,  dass  
der  Ausfall  einer  Trasse  durch einen  Fall  höherer  Gewalt  außerhalb des Geltungsbereiches  
der  INB  der  Antragstellerinnen  verursacht  wurde.  Da  die Antragsänderung  der  Abschnitt  
5.6.3.3 der  INB  2026  hinsichtlich der  Fälle  höherer  Gewalt  in der  Gesamtschau  als  ein  Minus  
zu  werten  ist,  ist  die  Änderung  auch  insoweit  zulässig.  Dies gilt  ebenso  für  die erstmalige  Auf-
nahme einer  Regelung,  wonach die  Nichtstornierung  eines ausgefallenen  Umlaufs  unter  nä-
heren  Voraussetzungen kostenfrei  ist.  

Ebenfalls unbedenklich erscheint  die  Antragsänderung vom  21.11.2025  zu  Ziffer  5.6.4  der  INB  
2026  (Maluszahlungen  für  Stornierungen),  soweit  darin  die  kostenfreie  Stornierung  für  den  
Zeitraum  15.12.2025  bis  19.12.2025  vorgesehen  wird.  

II.3.1.3  Zulässige  Unterteilung  in  Haupt- und  Hilfsantrag  
Der  Wirksamkeit  der  von  den Antragstellerinnen  gestellten  Anträge  steht  auch  nicht  entgegen,  
dass  sie  mit  einer  Bedingung versehen  sind.  

Zwar  dürfen  Erklärungen,  die  die Einleitung  oder  den  Ablauf  eines  behördlichen  Verfahrens  
beeinflussen  sollen,  grundsätzlich nicht  mit  einer  Bedingung  versehen  werden,   

vgl.  BVerwG,  Urteil vo m  29.05.1980,  Az.  5  C  65.78,  Rn.  14  (juris).  

Es  ist  aber  zulässig,  Hilfsanträge  zu  stellen,  wenn  im  Ergebnis  klar  ist,  was die  Antragstelle-
rinnen  anstreben  und  in  welchem  Verhältnis die  Anträge  zueinander  stehen,  insbesondere 
welcher  Antrag  primär  gelten  soll,   

vgl.  Pautsch  in: P autsch/Hoffmann,  VwVfG,  2.  Auflage,  §  22  VwVfG,  Rn.  42.  

Diese Voraussetzung  ist  im  vorliegenden  Fall  eingehalten.  Das Verhältnis,  in dem  die  Anträge  
zueinander  stehen,  ergibt  sich klar  aus  den  gestellten  Anträgen.  Die  Hilfsanträge  haben  die  
Antragstellerinnen  jeweils für  den  Fall  gestellt,  dass  die  mit  den  Hauptanträgen  beantragten  
Entgelte  für  den  SPNV,  denen  eine  Entgeltsteigerung  gegenüber  2025  um  rund 12,1%  zu-
grunde  liegt,  nicht  genehmigungsfähig  sind.  Die  Hilfsanträge  unterscheiden  sich  von  den  
Hauptanträgen  im  Hinblick  auf  die Aufteilung  der  Vollkostenaufschläge  auf  die einzelnen  Seg-
mente.  Dementsprechend umfassen  die  Antragsunterlagen  in  Anlage 1  drei  Fassungen  der  
Anlage  5.3 (jeweils für  die  Antragstellerin zu  1.  und  die  Antragstellering  zu  2.),  die  sich im  
Hinblick  auf  die einzelnen  ausgewiesenen Trassenentgelte  und  die  davon  abhängigen  Regel- 
und  Nichtstornierungsentgelte  unterscheiden.  
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II.3.2  Zum  angeregten  Teilwiderruf  und den  insoweit  gestellten  Anträgen   
Die  mit  Teilbeschluss  vom  26.03.2025  erteilte  Genehmigung  der  Entgeltgrundsätze  für  die  Er-
bringung  des Mindestzugangspaketes durch  die  Antragstellerinnen in  der  Netzfahrplanperiode  
2025/2026 wird  widerrufen,  soweit  die  Entgeltgrundsätze in  Abschnitt  5.6.4  der  INB  der  Ein-
führung  einer  entgeltfreien  Stornierungsmöglichkeit  zwischen  dem  15.12.2025  und  dem  
19.12.2025  und  in  Abschnitt  5.6.5.1.1 der  INB  der  Aufnahme einer  zusätzlichen  Verspätungs-
ursache in  den Wirkungsbereich der  automatischen  Minderung  entgegenstehen.  

Den  Anregungen  der  Antragstellerinnen  zu einem  Teilwiderruf  des  ersten  Teilbeschlusses folgt  
die  Beschlusskammer  nur  teilweise.  Der  Teilwiderruf  erfolgt  auf  der  Grundlage von  §  49  
VwVfG.  

Der  Anregung  der  Antragstellerinnen,  den  ersten  Teilbeschluss insoweit  aufzuheben,  als  dass  
er  vorgibt,  inwiefern  nach Abschnitt  5.6.4 der  INB  2026 Stornierungen  wegen  nicht  nur  uner-
heblicher  Einschränkungen außerhalb  des  Geltungsbereichs  der  INB  kostenfrei  sind,  folgt di e  
Beschlusskammer  nicht.  Die  Beschlusskammer  hält  die  Entscheidung im  ersten  Teilbeschluss  
weiter  für  rechtmäßig  und  kann  keinen  Anlass zum  Widerruf  erkennen.  

Auch soweit  der  erste Teilbeschluss  vorgibt,  dass nach Abschnitt  5.6.4  der  INB  2026  bei  hö-
herer  Gewalt, b ehördlichen  Anordnungen  oder  Einschränkungen,  die aus  der  Sphäre  des Inf-
rastrukturbetreibers stammen,  keine  Bepreisung  der  dadurch verursachten Stornierung er-
folgt,  wird  der  Beschluss  nicht  aufgehoben.  Der  erste Teilbeschluss  gibt  insofern  vor,  dass  
eine  Stornierung  nicht  bepreist  wird,  wenn zwischen  dieser  und  den  genannten  Fällen höherer  
Gewalt,  behördlicher  Anordnungen  oder  Einschränkungen  ein  Kausalzusammenhang  besteht.  
Eine  Begrenzung  auf  bestimmte  Umlaufbeziehungen erfolgt  nicht.  Die  Beschlusskammer  hält  
auch  diese  Entscheidung  im  ersten  Teilbeschluss weiter  für  rechtmäßig  und  kann  keinen  An-
lass  zum  Widerruf  erkennen.  Die Anregung  zielt  auf  ein Plus  zum  ursprünglichen  Antrag.  
Durch die  von  der  Antragstellerin  angestrebte  Fassung  der  Abschnitt  5.6.4  der  INB  2026  soll  
nur  die  Stornierung  bestimmter  Umlauftrassen  kostenfrei  möglich sein.  Dadurch  wäre  die  Stor-
nierung in  mehr  Fällen  kostenpflichtig.   

Allerdings wird der  Anregung  der  Antragstellerin  gefolgt,  den  ersten  Teilbeschluss insoweit  
aufzuheben,  als  dass  er  eine zeitlich  uneingeschränkte  Geltung  der  Abschnitt  5.6.4  der  INB  
2026  vorgibt.  Die  genehmigte Fassung der  Abschnitt  5.6.4 der  INB  2026  sieht  in zeitlicher  
Hinsicht  keine  Ausnahmeregelung  vor.  Die  Antragstellerin  beabsichtigt,  in  Abschnitt  5.6.4  der  
INB  2026  eine  Ausnahme  für  den  Zeitraum  zwischen dem  15.12.2025  und  dem  19.12.2025  
einzuführen,  wonach  Stornierungen  in  diesem  Zeitraum  nicht  bepreist  werden.  Die  Ausnahme  
soll  den  Zugangsberechtigten  die  Möglichkeit  geben,  die  Auswirkungen  der  genehmigten  Ent-
gelte auf  die Trassenanmeldungen für  das Fahrplanjahr  2025  /  2026  zu  bewerten  und  ggf.  
Anpassungen  vorzunehmen.  Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  trägt  die Einführung  der  
Ausnahme  in  Abschnitt  5.6.4 der  INB  2026  dazu  bei,  die  Interessen  der  Zugangsberechtigten  
zu  wahren.  Der  neue  Antrag  zum  kostenfreien  Stornierungszeitfenster  ist  insoweit  als minus  
gegenüber  dem  ursprünglichen  Antrag  zu berücksichtigen.  

Im  ersten  Teilbeschluss  wurde  eine  Fassung  von  Abschnitt  5.6.5.1.1 der  INB  2026  zur  auto-
matischen  Minderung  genehmigt,  die  die  VU  10  (Fahrplanerstellung)  nicht  aufzählt.  Nun  soll  
nach  den  Vorstellungen  der  Antragstellerinnen die VU  10  (Fahrplanerstellung)  zusätzlich als  
Mangel  für  die  automatische  Minderung  aufgenommen  werden.  Die  Anpassung  von  Abschnitt  
5.6.5.1.1  der  INB  2026  wird nach  Einschätzung  der  Beschlusskammer  zu Vereinfachungen  
führen,  sodass diese  durch  einen  Widerruf  ermöglicht  wird.  
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II.3.3  Maßgeblicher  Antrag   
Die  zu  genehmigenden  Entgelte  ergeben  sich  aus dem  Hilfsantrag  II.  der  Antragstellerinnen  
vom  08.12.2025.  Der  Hauptantrag,  gerichtet  auf  eine  Entgeltsteigerung  im  SPNV  von  12,1%,  
und  der  Hilfsantrag  I,  gerichtet  auf  eine Entgeltsteigerung  im  SPNV  von 23,5%  sind nicht  ge-
nehmigungsfähig.  Den Hilfsantrag  II.  haben  die  Antragstellerinnen  für  den  Fall  gestellt,  dass  
der  Entgeltgenehmigung  im  SPNV  eine  Entgeltsteigerung ausgehend  von  den Entgelten  des  
SPNV  im F ahrplanjahr  2021 jeweils nur  in  Höhe  von 3%  zugrunde  zu  legen  ist.  Dies ist vo rlie-
gend  der  Fall.  

Gemäß  § 37  Abs.  2  Satz 2 ERegG  sind  die  Entgelte  für  Verkehrsdienste  des  SPNV  und  sons-
tiger  Personenverkehrsdienste  im  Rahmen  eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags mit  der  
in  §  5 Abs.  3 des Regionalisierungsgesetzes (RegG)  festgesetzten  jährlichen Änderungsrate  
von  Eisenbahninfrastrukturunternehmen  (EIU)  des Bundes  anzupassen,  soweit  sich  der  Ge-
samtbetrag  der  den  Ländern  zustehenden  Regionalisierungsmittel  seit  dem  Jahr  2021  bis  zu  
dem  Jahr,  in  dem  das Entgelt  tatsächlich  zu zahlen  ist,  geändert  hat.  §  5 Abs.  3  RegG  bestimmt  
Folgendes:  Ab  dem  Jahr  2017  bis einschließlich  des Jahres  2022  steigt  der  in  Absatz 2  be-
zeichnete  Betrag  jährlich  um  1,8%.  Ab  dem  Jahr  2023  bis einschließlich des Jahres 2031 steigt  
der  in  Absatz  2  bezeichnete  Betrag  jährlich um  3%.  Nach  §  5  Abs.  10  Satz 1  RegG  ist  die  
Dynamik  des  Anstiegs der  Infrastrukturentgelte,  insbesondere  der  Stations- und  Trassenent-
gelte im  Schienenpersonennahverkehr  der  bundeseigenen  Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men,  nach  Maßgabe  des  Eisenbahnregulierungsrechts  zu  begrenzen.  Nach  §  5  Abs.  10  Satz  
2  RegG  erhöhen  sich abweichend  von  §  37  Absatz 2  des ERegG  die  Entgelte  für  die  Nutzung  
von  Eisenbahnanlagen  und  für  die  Nutzung  von  Personenbahnhöfen  in  den  Jahren  2023  bis  
2025  um  1,8%.  

Die  Antragstellerinnen  sind  vom  Anwendungsbereich  der  Vorgaben  des  § 37  Abs.  2  Satz 2  
ERegG  und  des §  5 Abs.  3,  10  RegG  erfasst,  da  diese  EIU  des  Bundes sind.  

Der  Anwendbarkeit  der  Vorgaben  des §  37  Abs.  2  Satz 2  ERegG  i. V .  m.  § 5  Abs.  3,  10  RegG  
im  Rahmen  der  Prüfung  der  Entgeltgenehmigung stehen  zudem  weder  Verfassungsrecht  noch  
Verstöße  gegen  das  Unionsrecht e ntgegen,   

vgl.  näher  Beschluss  BK10-23-0400_E  vom  22.03.2024,  S.  30f.  

Zwar  hat  das  Verwaltungsgericht  Köln  im  Vorlagebeschluss  vom  06.11.2024  im  Verfahren  18  
L  678/24  beschrieben, d ass  seiner  Auffassung  nach  durch §  37  Abs.  2 ERegG  der  Spielraum  
des Infrastrukturbetreibers beeinträchtigt  und  hierdurch  dessen  Geschäftsführung  in  ihrer  Un-
abhängigkeit  beeinträchtigt  werde.  Allerdings nimmt  das  Verwaltungsgericht  insoweit  seiner-
seits  nicht  in  Anspruch,  dass  die  Rechtslage  derart  offenkundig  wäre,  dass  keinerlei  Raum  für  
einen vernünftigen Zweifel  am  unionsrechtlichen  Vorrang  bestünde  (acte  clair).  Ebenso nimmt  
das Gericht  nicht  an,  dass bereits  eine  gesicherte  Rechtsprechung  des  EuGH  zur  vorgelegten  
Rechtsfrage bestehen würde  (acte  éclairé).  Letztlich  bestätigt  der  Vorlagebeschluss  des Ver-
waltungsgerichts,  dass die  Bundesnetzagentur  aufgrund  der  Bindung  an  Recht  und  Gesetz  
nach  Art.  20  Abs.  3  GG  vorbehaltlich  einer  anderslautenden  Entscheidung  des EuGH  an  die  
Anwendung von  §  37  Abs.  2  ERegG  gebunden  bleibt.  

Die  Anwendung von  §  37 Abs.  2 ERegG  führt  dazu,  dass  der  Hauptantrag,  gerichtet  auf  eine  
Entgeltsteigerung  im  SPNV  von  12,1%,  und  der  Hilfsantrag  I, g erichtet  auf e ine  Entgeltsteige-
rung im S PNV  von 23,5%,  nicht  genehmigungsfähig sind.  Denn  beide  Anträge  setzen  die in §  
37 Abs. 2  ERegG  i.V.m. §   5 Abs.  3  ERegG  vorgesehene  Entgeltbildung  nicht  um.  



Die  dem  Hilfsantrag  II  zugrunde  liegende  Dynamisierung  der  Entgelte entspricht  den  darge-
stellten  gesetzlichen  Anforderungen.  

II.3.4  Entgelte  im  SPNV   
Die  Entgelte  für  Trassen  des  SPNV  sind  im  tenorierten  Umfang  –  entsprechend  Hilfsantrag  II  
–  genehmigungsfähig (vgl.  Tabelle 2  und  Tabelle  3).   

Die  genehmigten  Entgelte  der  Antragstellerin  zu 1.  sind  in  Tabelle  2  ausgewiesen,  die  geneh-
migten  Entgelte  der  Antragstellerin  zu 2.  sind  in  Tabelle  3 ausgewiesen.  

Tabelle 2  – Genehmigte  Entgelte  SPNV Antragstellerin  zu  1.  [€/Trkm]  

    

   

   

   

  

   

  

   

   

   

   

   

   

   

   

   

   

  

  

  

 

  

 

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

Verkehrsdienst Bundesland Typ Genehmigung 

SPNV Baden-Württemberg Lastfahrt 6,327 

SPNV Bayern Lastfahrt 6,130 

SPNV Berlin Lastfahrt 7,072 

SPNV Brandenburg Lastfahrt 6,812 

SPNV Bremen Lastfahrt 6,809 

SPNV Hamburg Lastfahrt 6,260 

SPNV Hessen Lastfahrt 6,097 

SPNV Mecklenburg-Vorpommern Lastfahrt 6,736 

SPNV Niedersachsen Lastfahrt 6,345 

SPNV Nordrhein-Westfalen Lastfahrt 6,152 

SPNV Rheinland-Pfalz Lastfahrt 6,309 

SPNV Saarland Lastfahrt 6,456 

SPNV Sachsen Lastfahrt 6,513 

SPNV Sachsen-Anhalt Lastfahrt 6,344 

SPNV Schleswig-Holstein Lastfahrt 6,432 

SPNV Thüringen Lastfahrt 6,419 

SPNV Baden-Württemberg Leerfahrt 3,452 

SPNV Bayern Leerfahrt 3,451 

SPNV Berlin Leerfahrt 3,563 

SPNV Brandenburg Leerfahrt 3,757 

SPNV Bremen Leerfahrt 3,704 

SPNV Hamburg Leerfahrt 3,410 

SPNV Hessen Leerfahrt 3,493 

SPNV Mecklenburg-Vorpommern Leerfahrt 3,609 

SPNV Niedersachsen Leerfahrt 3,764 

SPNV Nordrhein-Westfalen Leerfahrt 3,460 

SPNV Rheinland-Pfalz Leerfahrt 3,430 

SPNV Saarland Leerfahrt 2,928 

SPNV Sachsen Leerfahrt 3,480 

SPNV Sachsen-Anhalt Leerfahrt 3,546 

SPNV Schleswig-Holstein Leerfahrt 3,506 

SPNV Thüringen Leerfahrt 3,552 
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Tabelle 3  – Genehmigte  Entgelte  SPNV Antragstellerin  zu  2.  [€/Trkm]  

    

   

   

   

   

   

   

  

  

  

  

  

  

Verkehrsdienst Bundesland Typ Genehmigung 

SPNV Baden-Württemberg Lastfahrt 6,135 

SPNV Bayern Lastfahrt 5,994 

SPNV Hessen Lastfahrt 5,857 

SPNV Nordrhein-Westfalen Lastfahrt 5,971 

SPNV Sachsen Lastfahrt 6,309 

SPNV Thüringen Lastfahrt 6,271 

SPNV Baden-Württemberg Leerfahrt 3,452 

SPNV Bayern Leerfahrt 3,451 

SPNV Hessen Leerfahrt 3,493 

SPNV Nordrhein-Westfalen Leerfahrt 3,460 

SPNV Sachsen Leerfahrt 3,480 

SPNV Thüringen Leerfahrt 3,552 
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Im  Folgenden  wird  insbesondere  auf  die nachstehenden  Bereiche  der  Entgeltbildung  des 
SPNV  eingegangen:  

·  Entgelte für  Lastfahrten  des SPNV  (hierzu  unter  II.3.4.1)  

·  Entgelte für  Leerfahrten des SPNV  (hierzu  unter  II.3.4.2).  

II.3.4.1  Entgeltbildung  Lasttrassen  im  SPNV  
Die  Entgelte  für  Lasttrassen  des SPNV  sind  im  tenorierten  Umfang  genehmigungsfähig  (vgl.  
Tabelle  2 und Tabelle  3).  

Gemäß  § 37  Abs.  1 ERegG  haben  Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes,  soweit  
den  Ländern  für  die  jeweilige  Netzfahrplanperiode  vom  Bund  Mittel  für  den SPNV  zur  Verfü-
gung  stehen,  die  Höhe  der  Entgelte  für  die  Nutzung  der  Schienenwege für  Verkehrsdienste  
nach  § 36  Abs.  2  Satz 2  Nr.  2  ERegG  je  Land  festzulegen.  Die  Entgelte  sind  gemäß §  37  Abs.  
2  ERegG  für  jedes  Land  so  zu  bemessen,  dass  sie  den  durchschnittlichen  Entgelten  der  be-
troffenen Verkehrsdienste je Bundesland  in  der  Netzfahrplanperiode  2020/2021  zuzüglich der  
in  § 5  Abs.  3  i. V. m  Abs.  10 RegG  festgesetzten  jährlichen  Änderungsrate  entsprechen.   

Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  sind  die Entgelte  auf  Grundlage  der  genehmigten  
Entgelte  Netzfahrplanperiode 2020/2021  und  einer  viermaligen  Dynamisierung  mit  1,8%  bis  
zur  Netzfahrplanperiode 2024/2025  und  einer  einmaligen  Dynamisierung  mit  3,0%  zur  Netz-
fahrplanperiode 2025/2026  zu bilden (vgl.  hierzu  bereits  Ausführungen  unter  II.3.2).  Die  Stei-
gerungsraten  ergeben  sich  aus  §  5  Abs.  3  RegG,  gemäß  dessen  Vorgaben  ab dem  Jahr  2017  
bis einschließlich des Jahres 2022  eine  Dynamisierung  um  jährlich 1,8%  erfolgen  soll  und  ab  
dem  Jahr  2023  bis  einschließlich  des Jahres  2031  eine  jährlich  Steigerung  um  3%,  sowie  der  
Vorgabe  des §  5  Abs.  10  RegG,  gemäß  derer  sich abweichend  von  §  37  Abs.  2  ERegG  die  
Entgelte  für  die  Nutzung  von Eisenbahnanlagen  und für  die  Nutzung  von  Personenbahnhöfen  
in  den Jahren  2023  bis  2025  um  1,8%  (statt  3,0%)  erhöhen  sollen.  Dies  setzten  die  Antrag-
stellerinnen  in  ihrem  Hilfsantrag  II  um  und  legen  die  Herleitung der  Entgelte in  Anlage  8  zum  
Genehmigungsantrag  nachvollziehbar  dar.   

Für  die  Antragstellerin zu  1.  ist  zusätzlich zu  beachten,  dass  mit  der  Verschmelzung  der  (ehe-
maligen)  DB  Station&Service  AG  auf d ie  Antragstellerin zu  1.  (damals DB  Netz  AG)  zum  Jah-



reswechsel  2023/2024  auch  die  Leistungs- bzw.  Betriebspflicht  in  Bezug  auf  die  Personen-
bahnsteige auf d ie Antragstellerin zu  1.  übergegangen  ist  und  mit  dem  Trassenentgelte  abzu-
gelten  ist.  Gemäß § 10a  Abs.  3 ERegG  gelten,  sofern  Schienenwege  zusammen mit  Perso-
nenbahnsteigen  betrieben werden,  die  Vorschriften für  den  Betreiber  der  Schienenwege.  Die  
Integration der  Entgelte  für  die  Bahnsteignutzung  in  die  Trassenentgelte  wurde  bereits  im  Vor-
verfahren zum  TPS  2025  berücksichtigt,   

vgl.  Beschluss  zum  TPS  2025  vom  22.03.2024,  BK10-23-0400_E,  dort  S.  36  ff.  

Analog  zum  Vorjahresverfahren  wurde  im  hiesigen  Verfahren  dabei  ein  Korrekturbetrag  für  die  
Netzfahrplanperiode  2020/2021  ermittelt  und die  sich so ergebende  Summe  aus „Trassenent-
gelt  ohne  Bahnsteig“  und „Bahnsteigentgelt“  (Korrekturbetrag)  bis  zur  genehmigungsrelevan-
ten  Netzfahrplanperiode  (hier:  2025/2026)  dynamisiert.  Der  Korrekturbetrag  der  Netzfahrplan-
periode 2020/2021  ist  dabei  unverändert  zur  Vorjahresgenehmigung  zum  TPS  2025  ange-
setzt.  Zur  Ermittlung des  Korrekturbetrages der  Netzfahrplanperiode  2020/2021  wird  auf  die  
Ausführungen  im  dortigen  Beschluss  verwiesen.  

II.3.4.2  Entgeltbildung  Leertrassen im  SPNV  
Die  Entgelte  für  Leertrassen des  SPNV  sind  im  tenorierten  Umfang  genehmigungsfähig  (vgl.  
Tabelle  2 und Tabelle  3).  

Die  Entgelte sind gemäß  § 37  Abs.  2  Satz  2  ERegG  mit  einer  jährlichen Anpassungsrate  ge-
mäß  RegG  zu  dynamisieren.  Für  Leerfahrten  des  SPNV  basiert  die  Preisbildung  der  Antrag-
stellerinnen  auf  den  durchschnittlichen  Entgelten  der  Leerfahrten  im  jeweiligen  Bundesland  
der  Netzfahrplanperiode  2020/2021 und  einer  viermaligen Dynamisierung  mit  jeweils  1,8%  bis  
zum  Fahrplanjahr  2024/2025 und  einer  einmaligen  Dynamisierung mit  3,0%  zum  Fahrplanjahr  
2025/2026.  Die  Beschlusskammer  hat  die  zur  Ableitung  der  Entgelte  des Leerverkehrs  im  
SPNV  wesentlichen  Anlagen  des Genehmigungsantrags geprüft  und  nachvollzogen.  Die Ent-
geltbildung  ist  nicht  zu  beanstanden.  

II.3.5  Entgelte  im  SPFV  und  SGV   
Die  Entgelte  für  den  SPFV  und  SGV  sind  im  tenorierten  Umfang  –  entsprechend  Hilfsantrag  
II –   zu  genehmigen  (vgl.  Tabelle  4 und  Tabelle  5).  

Tabelle 4  – Genehmigte  Entgelte  im  SPFV [€/Trkm]  

   

 

 

  

  

  

  

   

Verkehrsdienst Segment Genehmigung 

SPFV -0987 ./1 -36 ": < &%% 45$2# 7,88 

SPFV -0987 ./1 -/; ": = &'% 45$2# 16,06 

SPFV Basic 6,17 

SPFV Nacht 3,33 

SPFV Charter / Nostalgie 3,33 

SPFV Punkt-zu-Punkt 4,71 

SPFV Lok- / Leerfahrt 3,33 

SPFV Zusatz Express 3,00 
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Tabelle 5  – Genehmigte  Entgelte  im  SGV [€/Trkm]  

   

  

  

  

  

  

 

 

  

  

Verkehrsdienst Segment Genehmigung 

SGV Lokfahrt 2,32 

SGV Sehr schwer 5,55 

SGV Gefahrgutganzzug 4,89 

SGV Güternahverkehr 2,32 

SGV Standard 3,93 

SGV Zusatz Z-Flex -0,20 

SGV Zusatz R-Flex -0,20 

SGV Zusatz Schnell 1,00 

SGV Zusatz Express 3,00 
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Für  SPFV  und  SGV  ist  gemäß  § 34  Abs.  3 ERegG  das  Entgelt  für  das  Mindestzugangspaket  
grundsätzlich  in der  Höhe der  Kosten  festzulegen,  die  unmittelbar  auf  Grund  des  Zugbetriebs  
anfallen.  Damit  ein  Betreiber  der  Schienenwege  die  ihm  entstehenden  Kosten  vollständig  de-
cken  kann,  sind  gemäß  §  36  Abs.  1  ERegG  Aufschläge auf  der  Grundlage  effizienter,  trans-
parenter  und  nichtdiskriminierender  Grundsätze  zu erheben,  wobei  die  bestmögliche  Wettbe-
werbsfähigkeit  der  Segmente  des Eisenbahnmarktes zu  gewährleisten  ist.  Ein  Betreiber  der  
Schienenwege  hat  gemäß § 36  Abs. 2   ERegG  zu  prüfen,  inwieweit  Aufschläge  für  bestimmte  
Verkehrsdienste oder  Marktsegmente in Betracht  kommen.  Dabei h at  er  die  in  Anlage 7  Nr.  1  
zu  §  36  Abs.  2  und  §  39  ERegG  genannten  Verkehrsdienst- oder  Marktsegmentpaare  zu  prü-
fen  und die zutreffenden  auszuwählen,  mindestens  jedoch  Güterverkehrsdienste,  Schienen-
personennahverkehrsdienste  und  Schienenpersonenfernverkehrsdienste.  Gemäß  
§  36  Abs.  3  ERegG  kann  ein  Betreiber  der  Schienenwege  die  Verkehrsdienste in Marktseg-
mente  je nach  Art  der  transportierten  Güter  oder  der  Personenbeförderung  weiter  unterglie-
dern.  

Die  Befassung  mit  den  Entgelten  für  den  SPFV  und  SGV  gliedert  sich  in  die  folgenden  The-
menbereiche:  

·  Unmittelbare  Kosten  des  Zugbetriebes (uKZ)  im S PFV  und  SGV  (hierzu unter  II.3.5.1)  

·  Vollkostenaufschläge zur  Fixkostendeckung im  SPFV  und SGV  (hierzu  unter  II.3.5.2).  

II.3.5.1  Unmittelbare Kosten  des  Zugbetriebes  im  SPFV  und  SGV  
Die  Herleitung  der  unmittelbaren  Kosten  des  Zugbetriebes  für  den  SPFV  und SGV  – welche  
sich in  Haupt- und  Hilfsanträgen jeweils nicht  unterscheidet  –  ist  aus Sicht  der  Beschlusskam-
mer  dem  Grunde  und  der  Höhe  nach  nicht  zu beanstanden.  Gegenüber  den  mit  Antrag  vom  
14.10.2024  ursprünglich  vorgelegten  uKZ  war  jedoch eine  statistische  Korrektur  bei  den  uKZ  
der  Bahnsteige  vorzunehmen,  wodurch sich diese um  +0,002  EUR/Trkm  erhöht  haben.  Dies  
betrifft  nur  den  SPFV  (siehe Anlagen zur  Antwort  auf  das  fünfte  Anhörungsschreiben  vom  
18.12.2024).  

II.3.5.1.1  Unmittelbare  Kosten  des Zugbetriebes  im  SPFV  
Für  den SPFV  ergeben  sich bei  den genehmigten  Entgelten die  in  der  folgende  Tabelle  aus-
gewiesenen  unmittelbare  Kosten  des Zugbetriebes.   



Tabelle 6  – uKZ  Schienenwege  und Bahnsteige im  SPFV [€/Trkm]  

  

 

 

  

  

  

  

  

Verkehrsdienst Segment TPS 2026 

SPFV -0987 ./1 -36 ": < &%% 45$2# 1,24 

SPFV -0987 ./1 -/; ": = &'% 45$2# 1,24 

SPFV Basic 1,24 

SPFV Nacht 1,24 

SPFV Charter / Nostalgie 0,88 

SPFV Punkt-zu-Punkt 1,24 

SPFV Lok- / Leerfahrt 0,90 
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Das Entgelt  für  das  Mindestzugangspaket  ist  gemäß  §  34  Abs.  3  und  Abs.  4  ERegG  unter  Zu-
grundelegung  der  unmittelbaren Kosten  des  Zugbetriebs  festzulegen,  wobei  Vorgaben,  wie  
sie auf  Grund  eines  nach  Artikel  31  Abs.  3 der  Richtlinie  2012/34/EU  und  durch  Anlage  6  
ERegG  modifizierten Durchführungsakt  bestimmt  werden,  zu  beachten  sind.  Anlage  6  zu  §  34  
Abs.  4 ERegG  regelt,  dass,  soweit  die  Kosten nach Art.  3  Abs.  1 der  DVO  (EU)  2015/909  die  
dort a usgewiesenen  Anteile  unterschreiten,  vorgesehen  Kontrollen  der  Berechnung in  verein-
fachter  Weise  durchgeführt  werden  können.  Gemäß  §  35  Abs.  4  ERegG  können,  um  uner-
wünschte übermäßige  Schwankungen  zur  vermeiden,  die  §  34  Abs.  3  ERegG  genannten  Ent-
gelte über  eine  angemessene  Spanne  von  Zugverkehrsdiensten  und  Zeiträumen  gemittelt  
werden.  

Mit  Blick  auf  die  Ermittlung  der  unmittelbaren  Kosten  des Zugbetriebes für  das TPS  2026  un-
terscheiden  die  Antragstellerinnen  bei  der  Herleitung  der  uKZ zwischen  dem  Bereich  der  
Schienenwege  und  dem  Bereich der  Bahnsteige.   

Die  Antragstellerinnen  fokussieren  sich bei de r  Ermittlung  der  uKZ für  den  Bereich  der  Schie-
nenwege  auf  die  Kostenblöcke:  

1.  Fahrplan,  
2.  Betrieb,  
3.  Instandhaltung und  
4.  Abschreibungen  bzw.  Erneuerung.  

Die  so ermittelten  mengeninduzierten  Kosten  werden  sodann  auf  die  einzelnen Verkehrsleis-
tungen verteilt.  Zugrunde  gelegt  werden  hierbei  die  nachfolgenden  Kostentreiber:  

·  Durchschnittsgeschwindigkeit,  
·  Durchschnittsgewicht,  
·  Trassenkilometer  und  
·  Trassenanmeldungen.  

Zur  Ermittlung  der  uKZ  für  den  Bereich  der  Schienenwege  für  das  TPS  2026  wurden  Durch-
schnittswerte  der  Geschäftsjahre  2021,  2022  und  2023  zugrunde  gelegt.  Anpassungen  der  
Geschäftsjahre  aufgrund  der  Covid-19-Pandemie  waren  nicht m ehr  notwendig.  

Die  Gesamtänderungsrate  der  uKZ  für  den  Bereich der  Schienenwege  für  den  aktuellen  Ge-
nehmigungszeitraum  gegenüber  dem  Genehmigungszeitraum  des TPS  2025 ist  in  Tabelle  7  
dargestellt.  



   

Tabelle 7  – uKZ  Schienenwege  (ohne  Bahnsteige)  SPFV TPS 2025  /  TPS 2026  [€/Trkm] 

   

 

 

  

  

   

  

  

Verkehrsdienst Segment TPS 2025 TPS 2026 Delta 

SPFV -0987 ./1 -36 ": < &%% 45$2# 1,07 1,21 13,1% 

SPFV -0987 ./1 -/; ": = &'% 45$2# 1,07 1,21 13,1% 

SPFV Basic 1,07 1,21 13,1% 

SPFV Nacht 1,07 1,21 13,1% 

SPFV Charter / Nostalgie 0,77 0,85 10,4% 

SPFV Punkt-zu-Punkt 1,07 1,21 13,1% 

SPFV Lok- / Leerfahrt 0,80 0,90 12,5% 
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Für  die  einzelnen  Kostenbereiche  (Fahrplan,  Betrieb,  Instandhaltung,  Abschreibungen)  haben  
sich im  Antrag  zum  TPS  2026  (Durchschnittswerte 2021,  2022  und  2023)  in  einzelnen  Berei-
chen Kostenanstiege  gegenüber  dem  vorherigen  Genehmigungszeitraum  2025  (Durch-
schnittswerte  2019,  2021  und  2022)  ergeben.  So lag  etwa  der  Kostenanstieg der  uKZ  über  
alle Verkehrsdienste  im  Bereich „Invest  Strecke“  mit  einer  Steigerung  von  rund  30%  deutlich  
über  den  im  Antrag  zum  TPS  2025  vorgetragenen  Kosten,  was  sich  in  der  Ablösung  des Re-
gressionsmodell  „AfA  Strecke“  durch  „Invest  Strecke“  bei  den  uKZ begründet.  Zu  weiteren  
diesbezüglichen  Details sei  auf  die  Vorermittlung  verwiesen,  die  den Verfahrensbeteiligten  
über  die  geschlossene  Benutzergruppe  des  Verfahrens zur  Verfügung  gestellt  wurde  und  der  
Akte des  hiesigen Verfahrens beigefügt  ist.   

Mit  Bezug  auf  die im  hiesigen  Verfahren  zu  berücksichtigenden uKZ für  die  Personenbahn-
steige haben  die  Antragstellerinnen auf  unveränderte  Herleitungsmodelle zurückgegriffen.  Auf  
dieser  Grundlage  (Berechnung der  uKZ  je  Bahnsteighalt)  haben  die  Antragstellerinnen  die  in  
Summe angefallene  uKZ (uKZ je  Halt  multipliziert  mit  der  Anzahl d er  Halte)  einheitlich  auf  die  
betroffenen  Segmente  des Trassenpreissystems  verteilt  (uKZ/Trkm).  Im  Ergebnis ergeben  
sich uKZ  von  0,035  EUR/Trkm  für  die  Segmente  des SPNV  und  SPFV. N icht  in  die Verteilung  
einbezogen wurden  die  jeweiligen  Lok- und  Leerfahrtensegmente  des  SPNV  und  SPFV.  

Stellungnahmen Dritter  haben  zu diesem  Punkt  nicht  vorgelegen.  

Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  haben  die  Antragstellerinnen die  Kostenentwicklun-
gen  der  unterschiedlichen  Kostenblöcke bereits im  Rahmen  des Verfahrens  zum  TPS  2025  
(BK10-23-0400_E)  zu den  uKZ der  Bahnsteige  und in  den  Vorermittlungen  zur  Änderung des  
Regressionsmodells ausreichend erläutert.  Das  Vorgehen  der  Antragstellerinnen ist  aus  Sicht  
der  Beschlusskammer  nicht  zu beanstanden.  Zu  berücksichtigen  ist  dabei  insbesondere,  dass  
die  eisenbahnrechtlichen  Vorgaben  angemessene  Freiräume  zur  Herleitung  der  uKZ vorse-
hen.  Dies betrifft  die in  §  35  Abs.  4  ERegG  beschriebene  Mittelung über  eine  angemessene  
Spanne  von Zugverkehrsdiensten und  Zeiträumen.  Ebenso  sieht  die  DVO  (EU)  2015/909  in  
Art.  7 Abs.  2 vor,  dass  eine  vereinfachte  Kontrolle  für  die Modulation  der  durchschnittlichen  
direkten  Stückkosten  vorgenommen  werden  kann,  wenn  die  durchschnittlichen  direkten  Kos-
ten  je  Zugkilometer  für  einen  1000-Tonnen-Zug  2  EUR  nicht  übersteigen  (zu  Preisen  und  
Wechselkursen  von  2005  unter  Anwendung  eines geeigneten  Preisindex).  Die genannten  Vo-
raussetzungen liegen  nach Auffassung  der  Beschlusskammer  vor.  Hinzuweisen  ist  noch  da-
rauf,  dass  die  uKZ  für  die  SPFV-Segmente  Charter/Nostalgie und  Lok-/Leerfahrt  identisch  zu  
denen  des SPNV  im  Segment  Lastfahrt  respektive Lok-/Leerfahrt  sind.  Soweit  beim  SPNV  
uKZ  im  Rahmen  der  Herleitung  der  Stornierungsentgelte  als  Berechnungsgrundlage  dienen,  
sind  diese ebenfalls nicht  zu  beanstanden.  



II.3.5.1.2  Unmittelbare  Kosten  des Zugbetriebes  im  SGV  
Für  den  SGV  ergeben sich bei  den  genehmigten  Entgelten die  in  der  folgende Tabelle ausge-
wiesenen  unmittelbare  Kosten  des  Zugbetriebes.  

Tabelle 8  – uKZ  Schienenwege  im SGV [€/Trkm]  

Verkehrsdienst  Segment   TPS 2026 

SGV  Lokfahrt  0,90 

SGV  Sehr schwer  2,95 

SGV  Gefahrgutganzzug  1,64 

SGV  Güternahverkehr  1,03 

SGV  Standard  1,64 
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Die  methodische Vorgehensweise bei  der  Ermittlung  der  uKZ  ist f ür  den  SGV  und  den  Schie-
nenpersonenverkehr  grundsätzlich identisch.  Der  Unterschied  liegt  in  der  Gewichtung  der  ein-
zelnen Kostenblöcke  beziehungsweise  bei  den  Gewichtungsparametern  für  einzelne  Seg-
mente  des SGV. F ür  den  SGV  ist  der  maßgebliche Kostentreiber  das  Durchschnittsgewicht.  

Das Segment  „Sehr  schwer“  weist  dementsprechend  die  höchsten  unmittelbaren  Kosten  des  
Zugbetriebs auf.  Züge  in  diesem  Segment  verursachen  beispielsweise  höhere  verschleißbe-
dingte  Abschreibungen  als leichtere  Güterzüge  in  den  anderen  Segmenten.   

Zur  Ermittlung  der  uKZ  wurden  Durchschnittswerte  der  Geschäftsjahre  2021,  2022  und  2023  
zugrunde  gelegt.  Anpassungen  der  Geschäftsjahre  aufgrund  der  Covid-19-Pandemie  waren  
nicht  mehr  notwendig.   

Tabelle 9  – uKZ  Schienenwege  im SGV TPS 2025  / TPS 2026  [€/Trkm]  

Verkehrsdienst  Segment   TPS 2025 TPS 2026 Delta 

SGV  Lokfahrt 0,80 0,90 12,5% 

SGV  Sehr schwer  2,85 2,95 3,5% 

SGV  Gefahrgutganzzug  1,51 1,64 8,6% 

SGV  Güternahverkehr  0,87 1,03 18,4% 

SGV  Standard 1,51 1,64 8,6% 

II.3.5.2  Vollkostenaufschläge im  SPFV un d  SGV  
Die  von  den  Antragstellerinnen  vorgesehenen  Vollkostenaufschläge  des  Hilfsantrags  II  für  den  
SPFV  und  SGV  sind nicht  zu  beanstanden.   

Dies gilt  sowohl  für  die Vorgaben  gemäß  §  36 Abs.  1  ERegG  zur  relativen  Markttragfähigkeit  
und  Gewährleistung  der  bestmöglichen  Wettbewerbsfähigkeit  bei  Vollkostendeckung  (hierzu  
unter  II.3.5.2.1)  also  auch für  die  Vorgaben  gemäß §  36  Abs.  2  Satz  3  ERegG  zum  Marktaus-
schlusstest  (hierzu unter  II.3.5.2.2).  

II.3.5.2.1  Aufschläge unter  Gewährleistung der  bestmöglichen  Wettbewerbsfähigkeit  
Die  von  den  Antragstellerinnen  vorgesehenen  Vollkostenaufschläge  des  Hilfsantrags  II  für  den  
SPFV  und SGV  sind mit  Blick  auf  die  Vorgaben  gemäß  § 36  Abs.  1  ERegG  zur  relativen  Markt-
tragfähigkeit  und  Gewährleistung  der  bestmöglichen  Wettbewerbsfähigkeit  bei  Vollkostende-
ckung nicht  zu beanstanden.  
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Zur  Entgeltbildung  der  Segmente  ist  nach Auffassung  der  Antragstellerinnen und  nach  Auffas-
sung der  Beschlusskammer  eine Preisbildungssystematik gemäß  §  36  Abs.  1  ERegG  auf  
Grundlage  des  Ramsey-Boiteux-Prinzips  anwendbar.  Dieses  in  der  Regulierungsökonomie  
entwickelte  Preisbildungskonzept  zielt  darauf  ab,  die  Wohlfahrt  in  einem  natürlichen Monopol  
unter  der  Nebenbedingung  zu maximieren,  dass  die  Vollkosten des Anbieters (Eisenbahninf-
rastrukturbetreibers)  von  den  Umsatzerlösen  gedeckt  werden.  

Abgesehen  vom  SPNV  und  sonstigen Personenverkehren  im  öffentlichen  Auftrag  werden  die  
Segmente  des  SPFV  und  SGV  und  deren  relative Tragfähigkeiten  von  den  Antragstellerinnen  
unmittelbar  nach  Maßgabe  des  Ramsey-Boiteux-Prinzips ermittelt,  welches eine wohlfahrts-
optimale  Allokation  der  Vollkosten  sicherstellt.  Soweit  alle  Inputgrößen  des  Ramsey-Boiteux-
Verfahrens,  d. h.   die  Preisreagibilität,  die  unmittelbaren  Kosten  des  Zugbetriebes (uKZ)  und  
die  Zugumsätze  (EUR/Trkm)  der  einzelnen  Segmente zutreffend bestimmt  sind,  sind  die  dar-
aus resultierenden  Trassenpreise Ausdruck  der  –  aus Endkundensicht  –  herrschenden  Markt-
bedingungen  und stellen somit  die tragfähigen  Preise  der  Segmente dar.  

Durch die  Ermittlung der  relativen Tragfähigkeit  nach  Maßgabe des  Ramsey-Boiteux-Prinzips 
wird  zugleich,  wie  von §  36 Abs.  1  Satz 2  ERegG  vorgegeben,  dem  von  den  EVU  erzielten  
Produktivitätszuwachs  Rechnung  getragen.  Diese  Vorgabe  ist  nach  Auffassung  der  Be-
schlusskammer  allein im  Verhältnis zwischen  den  verschieden  Marktsegmenten  bei  der  Bil-
dung  der  Vollkostenaufschläge  relevant.  §  36  Abs.  1 Satz  2  ERegG  trifft  hingegen keine  Vor-
gabe  zu einzelnen  Entgeltsteigerungen.  Denn § 36  Abs.  1  Satz 2  ERegG  bezieht  sich allein  
auf  die  Gewährleistung  der  bestmöglichen Wettbewerbsfähigkeit  der  Segmente  des  Eisen-
bahnmarktes  nach §  36 Abs.  1  Satz  1 ERegG.  

Eine  Abweichung  vom  Ramsey-Boiteux-Prinzip  innerhalb der  Preisbildung  zugunsten  einzel-
ner  Marktsegmente  würde  zu einer  suboptimalen,  nicht  wohlfahrtsmaximierenden  Verteilung  
der  Vollkostenaufschläge  führen.  Diese  Reallokation  würde  in  der  Folge  in  den anderen  Markt-
segmenten  zu höheren Nachfrageverlusten  führen,  als beispielsweise durch ein  Absenken  auf  
das Grenzkostenniveau  –  abweichend  vom  Ergebnis der  Ramsey-Boiteux-Optimierung  –  an  
Nachfragemehrung  im  betroffenen  Segment  erzeugt  würde.  

Für  die  Prüfung  der  Eisenbahnrechtmäßigkeit  der  Aufschläge  gemäß  §  36  Abs.  1  ist  dabei  im  
konkreten  Fall  zu prüfen,  ob  die im  sog.  Mastermodell  (Anlage  7c  Anhang 7  und  Anlage  7c  
Anhang  8  zum  Genehmigungsantrag)  verwendeten  Eingangsgrößen  (hier  insbesondere:  Elas-
tizitäten,  Zugumsätze)  adäquat  bestimmt  werden,  so  dass  die  über  die Grenzkosten hinaus-
gehenden  zu  verteilenden  Fixkosten  angemessen  auf  die  jeweiligen Segmente  verteilt  werden.  

Zudem  müssen  die  Vollkostenaufschläge  nach  §  36  Abs.  1  ERegG  so  gebildet  werden,  dass  
etwaige  Entgeltsteigerungen  nicht  zu  einem  Rückgang der  Trassennachfrage  dergestalt  füh-
ren  würden,  dass  der  zu  antizipierende  Mengenrückgang  und  die  beantragte  Preiserhöhung  
zu  einem  insgesamt  geringeren  Erlös  aus  Trassenentgelten  führen  würden (überproportionale  
Nachfragereaktion im elastischen Bereich der Preiselastizität, Ɛ>|1|). Andernfalls würde die 
Wettbewerbsfähigkeit  der  Segmente  des Eisenbahnmarktes  nicht  bestmöglich gewährleistet.  
Denn  durch  ein geringeres Preisniveau  könnte  in  dieser  Fallkonstellation  zugleich ein höheres  
Nachfrage- und  höheres  Erlösniveau  erreicht  werden.  

Die  Vorgaben  des §  36 Abs.  1 ERegG  zur  relativen  Markttragfähigkeit  und  Gewährleistung  der  
bestmöglichen  Wettbewerbsfähigkeit  werden  sowohl  für  die  Segmente  des  SPFV  (hierzu  unter  
II.3.5.2.1.1)  als  auch  für  die  Segmente  des  SGV  (hierzu unter  II.3.5.2.1.2)  eingehalten.  



II.3.5.2.1.1  Aufschläge  im  SPFV  
Die  Herleitung der  Vollkostenaufschläge  im  Hilfsantrag  II  in  den  jeweiligen Marktsegmenten  
des SPFV  ist  mit  Blick  auf  die  Vorgaben  des  §  36  Abs. 1   ERegG  nicht  zu  beanstanden.   

Tabelle 10  –  Vollkostenaufschläge  SPFV [€/Trkm]  

    

 

 

  

  

   

  

  

Verkehrsdienst Segment TPS 2026 

SPFV -0987 ./1 -36 ": < &%% 45$2# 6,64 

SPFV -0987 ./1 -/; ": = &'% 45$2# 14,82 

SPFV Basic 4,93 

SPFV Nacht 2,09 

SPFV Charter / Nostalgie 2,45 

SPFV Punkt-zu-Punkt 3,47 

SPFV Lok- / Leerfahrt 2,43 
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Die  Antragstellerinnen beschreiben die  Systematik zur  Herleitung  der  Vollkostenaufschläge  
insbesondere  in  der  Anlage  7c („Beschreibung  Vollkostenaufschläge“)  und  legen  die  konkre-
ten  Berechnungen  in  den sog.  „Mastermodellen“  (Anlage  7c Anhang  7  und  Anhang  8  der  ur-
sprünglichen Antragsunterlagen,  zuletzt  mit  Antragsänderung  vom  08.12.2025  übermittelte  
Mastermodelle)  dar.  Als Eingangsgrößen  des Modells zur  Bestimmung der  Vollkostenauf-
schläge  fungieren  beim  SPFV  insbesondere  die  Endkundenelastizitäten  je Segment  und  die  
relativen  Zugumsätze (EUR/Trkm)  je Segment  als Produkt  aus Zugbesetzung  (Pkm/Trkm)  und  
Yield  (EUR/Pkm).  Das  Produkt  aus  Endkundenelastizität  und  Verhältnis  von  Trassenentgelt  
zum  Zugumsatz  ergibt  wiederum  die  Trassenpreiselastizität.  Segmente  sind  im  Vergleich trag-
fähiger,  je  geringer  die  (betragsmäßige)  Endkundenelastizität  und  je  geringer  Anteil  der  Tras-
senentgelte im  Verhältnis zum  Zugumsatz ist.   

Die  Hinzugezogene  zu  9.  bemängelt  mit  Stellungnahme  vom  11.11.2024,  dass  die  Antragstel-
lerinnen  sich  zur  Ermittlung  der  relativen  Markttragfähigkeit  des  SPFV  auf  eine  unzureichende  
Datengrundlage  stütze.  Die Antragstellerinnen  hätten  die  Vollkostenaufschläge  nach  dem  
Ramsey-Boiteux-Prinzip berechnet. N ach  Auffassung des VG  Köln,  so  die  Hinzugezogene  zu  
9.  unter  Verweis auf  das  Urteil  des  VG  Köln  vom  10.10.2024  Az.  18  K  1692/18,  könnten  mit  
dieser  Berechnungsmethode die  Anforderungen  des §  36  Abs.  1  ERegG  zwar  grundsätzlich  
erfüllt  werden.  Für  die Variablen  aus der  Berechnungsformel  seien  jedoch  belastbare  Ist-Werte  
zu  ermitteln  und festzusetzen.  Diesen  Anforderungen  genüge  der  Antrag  nicht.  Die  Hinzuge-
zogene  zu  9.  bestreitet,  dass für  die  im  Berechnungsmodell  der  Antragstellerinnen  zugrunde  
gelegten marktsegmentspezifischen  Zugerlöse im  SPFV  zutreffende  Ist-Werte zugrunde  ge-
legt  worden  seien.  Mit  Blick auf  die  Endkundenelastizität  räumten  die Antragstellerinnen  selbst  
ein,  dass dasselbe  Endkundenelastizitätsgutachten  wie  in  den  Vorjahren  genutzt  werde,  ob-
wohl  auch  nach  Auffassung  der  Antragstellerinnen eine  Aktualisierung  bereits zur  Zeit  der  mitt-
lerweile  überwundenen Covid-Pandemie  angezeigt  sei.  Die  Antragstellerinnen  hätten  nun  eine  
Aktualisierung  für  das TPS  2027  angekündigt,  das weiterhin  verwendete  Gutachten  sei  aber  
aus dem  Jahr  2015.   

Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  ist  die  grundsätzliche  Herleitungssystematik  zur  Be-
stimmung  der  Vollkostenaufschläge  nicht  zu  beanstanden  (hierzu  auch  verkehrsdienstüber-
greifend  unter  Ziffer  II.3.5.1 im  Beschluss  BK10-23-0400_E  zum  TPS  2025).  Die für  die  ge-
nutzten  Modelle  notwendigen  Eingangsgrößen  –  Zugerlöse  und  Endkundenelastizitäten  –  ha-
ben  die  Antragstellerinnen  nachvollziehbar  ermittelt.  
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Für  die  Ermittlung  der  Zugerlöse als Produkt  aus Zugbesetzung und  Yield  greifen  die Antrag-
stellerinnen  beim  SPFV  zunächst  auf  Daten  aus dem  Geschäftsbericht  der  Hinzugezogenen  
zu  7.  zurück.  Die Hinzugezogenen  zu  7.  verfügt  im  Bereich des  SPFV ü ber  einen  Marktanteil  
von  rund  zuletzt  95%,  

vgl.  Bundesnetzagentur,  „Marktuntersuchung  Eisenbahnen  2024  (Berichtsjahr  
2023)“,  dort  Abb.  12.  

Die  im  Geschäftsbericht  der  Hinzugezogenen  zu  7.  veröffentlichten  Daten  enthalten  jedoch  
keine  segmentscharfen  Angaben,  so  dass  die  Antragstellerinnen auf  Grundlage der  ihnen  be-
kannten  Zugkonfigurationen aus  Trassenbestellungen  Zugsitzplatzkapazitäten  je  Segment  be-
stimmt  haben  und  unter  Zugrundlegung  durchschnittlicher  Auslastungswerte  segmentspezifi-
sche  durchschnittliche  Zugbesetzungen  ermittelt  haben.  Die  segmentspezifischen Yields 
(EUR/Pkm)  wurden  ermittelt,  indem  für  rund  30  ausgewählte und  Segmenten  zugeordnete  
Relationen zunächst  Ticketpreise bei  Normalpreisen erhoben wurden.  Unter  Angabe  der  In-
formation  zur  Durchschnittsgeschwindigkeit  wurden  Yields als Division  von  Preis und  Entfer-
nung  berechnet.  Da  die  Yields unter  Verwendung  des  Normalpreises  (also  ohne  Berücksich-
tigung  von  Angebotspreisen  und Rabattkarten)  überschätzt  würden,  wurden  die  Segmenter-
gebnisse auf  das Niveau  des  durchschnittlichen  Yields aus  dem  Geschäftsbericht  der  Hinzu-
gezogenen  zu  7.  normiert.  Nachfragen  zu  einzelnen  Aspekten  der  Ermittlung  haben  die  An-
tragstellerinnen u.a.  in  ihrem  Antwortschreiben  vom  25.11.2024  auf  das dritte  Anhörungs-
schreiben  beantwortet.  Die  bis hierhin beschrieben  Methodik zu Bestimmung der  Zugerlöse  
verwenden die  Antragstellerinnen für  diejenigen  Segmente,  in  denen  die  Hinzugezogenen  zu  
7.  den  weit  überwiegenden  Teil  der  Verkehrsleistung  erbringt  (Basic,  Metro  Min,  Metro  Max.  
Nacht).   

Für  die Segmente  Punkt-zu-Punkt  und  Charter/Nostalgie haben die Antragstellerinnen  Daten  
aus dem  letztjährigen  Genehmigungsantrag zum  TPS  2025 entsprechend  der  Entwicklung  im  
sonstigen  Verkehrsdienst  SPFV  dynamisiert.  Sofern diese  Werte  aus  Sicht  der  Beschlusskam-
mer  nicht  angemessen seien,  so die  Antragstellerinnen,  möge  die Beschlusskammer  die  not-
wendigen Daten  bei  den Hinzugezogenen abfragen.  Die  Antragstellerinnen  wolle  nicht  selbst  
Daten  bei  den Eisenbahnverkehrsunternehmen  abfragen,  da es  ihr  ohnehin  nicht  möglich sei  
–  wenn  Sie denn  Daten  erhalte  –,  diese zu  überprüfen.  

 
 hat  die Beschlusskammer  ausgewählte  im  

Segment  Punkt-zu-Punkt  tätige  Eisenbahnverkehrsunternehmen  angeschrieben  und  um  
Übermittlung von  Angaben zum  Umsatz  sowie zur  Betriebs- und  Verkehrsleistung im  Segment  
Punkt-zu-Punkt  gebeten.  Der  sich  aus dem  Erhebungsrücklauf  ergebende  Zugerlös  wies eine  
Differenz  von  1,8%  zu  dem  von  den  Antragstellerinnen  im  Mastermodell  zum  TPS  2026  ange-
setzten  Wert  auf.  Die  Beschlusskammer  geht  auf  dieser  Grundlage  davon  aus,  dass  der  von  
den  Antragstellerinnen  angesetzte  (fortgeschriebene)  Wert  plausibel i st.  Eine  Anpassung  des  
von  den  Antragstellerinnen  verwendeten  Zugerlöses auf  den (leicht  abweichenden)  Zugerlös  
aus der  Erhebung der  Beschlusskammer  ist  nach Auffassung der  Beschlusskammer  nicht  ge-
boten.  Dies ist  dem  Umstand  geschuldet,  dass  die  von  der  Kammer  durchgeführte  Erhebung  
(ebenfalls)  mit  Unsicherheiten  behaftet  ist,  da  keine  Vollerhebung  des Segmentes  durchge-
führt  wurde  und  zudem  nicht  alle  angeschriebenen Unternehmen  segmentspezifische  Daten  
liefern  konnten.  Die  im  Segment  Charter/Nostalgie  von  den  Antragstellerinnen  angesetzten  
Größen  zum  Zugerlös,  zum  Yield und  zur  Zugbesetzung  waren  nicht  Gegenstand  von  Einlas-
sungen  der  Hinzugezogenen  und sind auch  aus  Sicht  der  Beschlusskammer  nicht  zu  bean-
standen.  
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Auch die  Ermittlung  der  Endkundenelastizitäten  für  die  Segmente des SPFV  ist  nach  Auffas-
sung der  Beschlusskammer  nicht  zu  beanstanden.  Zur  Herleitung  der  Endkundenelastizitäten  
des SPFV  wird  laut  Anlage 7c des Genehmigungsantrages  zunächst  auf  eine  Studie  von  TNS  
rekurriert,  

vgl.  Anlage 7c Anhang  3  zum  Genehmigungsantrag  (TNS,  ETH  Zürich  (2015):  „Be-
rechnung  von  Preiselastizitäten  im  Personenverkehr“).  

Für  die  im  hiesigen  Verfahren  in  den  Modellen  genutzten  Elastizitätswerte werden die  dortigen  
Grundlagenergebnisse  allerdings noch mit  aktuellen Datengrundlagen parametrisiert.  Im  ak-
tuellen Verfahren  zum  TPS  2026 wurde  bei  der  Herleitung der  Endkundenelastizitäten  das  
Preisniveau  für  Fernverkehrsdienstleistungen  adjustiert  und  somit  diesbezüglich  angepasste  
Endkundenelastizitäten  zu Grunde  gelegt.  Bereits  zum  TPS  2021  wurden  zudem  die  Anteile  
der  unterstellten  Reisezwecke (Pendler,  Gewerblich,  Freizeit)  in Fernverkehrszügen der  jewei-
ligen  Segmente des Trassenpreissystems  auf  Grundlage  aktueller  Studien  aktualisiert.   

Die  Nutzung  der  Ergebnisse  aus  der  Studie  TNS  /  ETH  Zürich  aus  dem  Jahr  2015  führt  nach  
Auffassung  der  Beschlusskammer  nicht  dazu,  dass  sich  die  im  hiesigen  Verfahren  unterstell-
ten  Endkundenelastizitäten  im  Bereich  des  SPFV  erkennbar  so  weit  von  den  tatsächlichen  
Marktgegebenheiten  entfernt  hätten,  dass  die  Verwendung  dieser  Daten  einer  Genehmi-
gungsfähigkeit  entgegenstünde.  Für  diese  Einschätzung  streitet  u.a.,  dass  sich  Nachfra-
geelastizitäten  im  Mobilitäts- und  Transportsektor  über  Zeitverläufe als  eher  stabil  darstellen.  
So  hatte die  Aktualisierung  der  Preiselastizitäten  im  Bereich des  SGV,  

vgl.  Anlage 7c Anhang  5  zum  Genehmigungsantrag (Trimode  (2022):  „Aktualisie-
rung von  Preisnachfrageelastizitäten  im  Schienengüterverkehr“),  

die  Ergebnisse der  Vorgängerstudie,  

vgl.  BVU  (2015):  „Modellgestützte  Ermittlung von  Preisnachfrageelastizitäten für  
ausgesuchte  Segmente  im  Güterverkehr“,  

bestätigt,  so  dass  die  Elastizitäten  validiert  wurden,  aber  unverändert  geblieben  sind.  Im  Be-
reich  des  SPFV  dürften  allerdings etwa  die  Einflüsse  der  Corona-Pandemie  prägender  sein  
als im  SGV.  Die  Ergebnisse der  Studie  Mobilität i n Deutschland (MiD)  2023,  

vgl.  „Mobilität  in Deutschland“,  https://www.bmv.de/Shared-
Docs/DE/Artikel/G/mobilitaet-in-deutschland.html  (abgerufen am  11.09.2025),   

zeigen insgesamt  dennoch ein eher  evolutionäres Bild  der  Entwicklung  des  Mobilitätsverhal-
tens gegenüber  den  Vorgängerstudien  MiD  2017  und MiD  2008.  Deutlich  wird  dabei  auch,  
dass  Querschnittstudien  zum  Mobilitätsverhalten  und  Verkehrsmodelle  als Grundlage für  die  
Infrastrukturplanung  etwa  im  Rahmen der  Bundesverkehrswegeplanung  – auch  wegen  des  
Erhebungsaufwandes  –  in  der  Regel  viele  Jahre als Grundlage  für  Planungen  und  Entschei-
dungen genutzt  werden.  Zugutezuhalten  ist  den  Antragstellerinnen  dabei  ebenfalls,  dass  –  wie  
bereits ausgeführt  –  Teile der  für  das hiesige Verfahren  relevanten Parameter  zwischenzeitlich 
aktualisiert  wurden.   

Ebenso  ist  der  optionale  zusätzliche  Aufschlag in  Höhe  von  3,00  EUR/Trkm  (zuvor:  2,20  
EUR/Trkm)  auf  Grundlage des  Segmentzusatzes „Express“  nicht  zu  beanstanden.  Für  die  
Segmente  Metro,  Basic,  Nacht  und  Lok-/Leerfahrt  des  SPFV  wird  Zügen  mit  dem  Segmentzu-
satz  Express  in  der  betrieblichen  Durchführung  Vorrang  vor  allen  Zügen  mit  Ausnahme  von  

https://www.bmv.de/Shared


Verkehrsdienst  Segment   TPS 2026  

SGV  Lokfahrt  1,42 

SGV  Sehr schwer  2,60 

SGV  Gefahrgutganzzug  3,25 

SGV  Güternahverkehr  1,29 

SGV  Standard  2,29 
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dringlichen  Hilfszügen  und  anderen  Zügen  des  SPFV  mit  dem  Zusatz  Express  gewährt.  Zu-
gangsberechtigte  entscheiden  selbst,  ob  eine  Trasse einem  der  beschriebenen  Marktseg-
mente  mit  dem  Zusatz Express  zugeordnet  wird.  Stellungnahmen  von  Zugangsberechtigten  
hierzu sind  nicht  eingegangen.  Die  Antragstellerinnen haben im  Wesentlichen  ausgeführt,  
dass  sich  der  Aufschlag  für  das  Zusatzsegment  Express  seit  der  Einführung  im  Jahr  2018  in  
Höhe  von  2,00  EUR/Trkm  bis  zum  Jahr  2023  nicht  verändert  habe  und  [nach einer  Erhöhung  
im  TPS  2024  von  2,00  EUR/Trkm  auf  2,20  EUR/Trkm]  auch  im  Jahr  2025  keine  Erhöhung  
erfolgt  sei.  Die  Erhöhung  zum  TPS  2026  erhalte  zum  einen  das Verhältnis zum  sonstigen  
Trassenpreisniveau  und  berücksichtige  zum  anderen  den  Ausgleich  von Kundenbedürfnissen  
und  Auswirkungen der  Priorisierung  auf  das  Gesamtnetz.  Ein  Verstoß gegen  die eisenbahn-
rechtlichen  Vorgaben  ist  nach Auffassung  der  Beschlusskammer  im  Ergebnis nicht  festzustel-
len.  Dabei  kann  es  aus Sicht  der  Beschlusskammer  offen  bleiben,  ob  die  resultierenden  Tras-
senentgelte  unter  Berücksichtigung  der  vorgesehenen Segmentzusätze  an  den  Vorgaben  des  
§  36  Abs. 1   ERegG  zu  messen  sind oder  nur  die  Segmentzusätze  an den  allgemeineren  Vor-
gaben  des  §  39  Abs.  1  ERegG.  Für  den  ersten Fall  dürfte  zutreffend  sein,  dass  die  Segment-
zusätze höhere  (im  Falle  des SGV  auch niedrigere,  hierzu unter  nachfolgend  II.3.5.2.1.2)  Trag-
fähigkeiten  abbilden.  Erst  recht  wären  die  Segmentzusätze  nicht  zu  beanstanden,  wenn  diese  
an den  insoweit  allgemeineren  Vorgaben  des §  39  Abs 1  ERegG  (angemessen,  transparent,  
diskriminierungsfrei)  zu  bewerten  wären.  

Weiterhin  geht  die  die  Beschlusskammer  davon  aus,  dass  die  im  TPS  2026 erfolgte  Entgel-
tabsenkung  von  ca.  1%  beim  SPFV  kausal  nicht  zu einem  Rückgang  der  Trassennachfrage  
führen  wird.  Selbst  bei ei ner  gewissen  Entgelterhöhung  würde  der  zu  antizipierende Mengen-
rückgang  nicht  zu einem  insgesamt  geringeren  Erlös aus  Trassenentgelten im  SPFV  führen  
(„überproportionale  Nachfragereaktion“)  und  somit  gegen  Vorgaben  des  §  36  Abs.  1 ERegG  
zur  bestmöglichen  Wettbewerbsfähigkeit  der  der  Segmente verstoßen.  Die  im  Bereich des  
SPFV  vorliegenden  Trassenpreiselastizitäten  liegen  mit  -0,128  bis  -0,188  noch  deutlich von  -1  
entfernt.  Zudem  ist  als Besonderheit  in  der  hiesigen Konstellation  zu  beachten,  dass Trassen-
bestellungen zur  Netzfahrplanperiode  2025/2026  bereits vor  der  Genehmigung  der  Trassen-
entgelte des TPS  2026  für  diese  Netzfahrplanperiode  erfolgten.  Ein  Rückgang  der  Netzfahr-
planbestellungen  war  hier  nicht  zu  verzeichnen.   

II.3.5.2.1.2  Aufschläge  im  SGV  
Die  Herleitung der  Vollkostenaufschläge  im  Hilfsantrag  II  in  den  jeweiligen Marktsegmenten  
des SGV  ist  mit  Blick auf  die Vorgaben  des §  36  Abs.  1  ERegG  nicht  zu  beanstanden.  

Tabelle 11  –  Vollkostenaufschläge  SGV [€/Trkm]  

Die  Antragstellerinnen beschreiben die  Systematik zur  Herleitung  der  Vollkostenaufschläge  
insbesondere  in  der  Anlage  7c („Beschreibung  Vollkostenaufschläge“)  und  legen  die  konkre-
ten  Berechnungen  in  den sog.  „Mastermodellen“  (Anlage  7c Anhang  7  und  Anhang  8  der  ur-
sprünglichen Antragsunterlagen,  zuletzt  mit  Antragsänderung  vom  08.12.2025  übermittelte  
Mastermodelle)  dar.  
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Die  Hinzugezogenen  haben  vielfältig  zum  Bereich der  Entgelte  und  Vollkostenaufschläge  im  
SGV  Stellung  genommen.  Die  Kritik  richtet  sich  dabei  insbesondere  auf  die ursprünglich im  
Hilfsantrag  beantragten  Trassenpreiserhöhungen  sowohl  mit  allgemeinem  Blick auf  die  erwar-
teten  Marktauswirkungen  als auch mit  besonderem  Blick  auf  die  Frage  der  Einhaltung  der  
eisenbahnrechtlichen Vorgaben  bezüglich des  §  36  Abs.  1  ERegG  (Gewährleistung  der  best-
möglichen  Wettbewerbsfähigkeit,  hierzu folgend)  und des  § 36  Abs.  2 Satz 3  ERegG  (Markt-
ausschlusstest,  hierzu  unter  II.3.5.2.2.2).  

So  haben  die  Hinzugezogenen  zu  2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.  und  29.  mit  Stel-
lungnahme  vom  15.11.2024  angemerkt,  dass  die Entgeltsteigerungen  im  SGV  im  Einzelnen  
nicht  nachvollziehbar  seien.   

Die  Hinzugezogene  zu  28.  sieht  in  ihrer  Stellungnahme  vom  27.11.2024  nach dem  unbefrie-
digenden Ergebnis  des  Entgeltgenehmigungsverfahrens  für  das TPS  2025  in  den  beantragten  
Entgelten für  das Fahrplanjahr  2026  eine  drohende weitere,  noch drastischere Verschlechte-
rung der  Wettbewerbsbedingungen  des Sektors.  

Mit  Stellungnahme  vom  07.12.2024  merkt  die  Hinzugezogene zu  22.  an,  dass  die  effektive  
Trassenpreissteigerung  im  SGV  vom  TPS  2024 zum T PS  2026  insbesondere  bei  Berücksich-
tigung  der  zum  Zeitpunkt  der  Stellungnahme  hinterlegten  Fördervolumen  der  Trassenpreisför-
derung  im  Güterverkehr  signifikant  sei.  Derartig  hohe,  wiederholte  Preissteigerungen  seien  für  
den  Markt  nicht  tragbar  und  würden  zu  einer  deutlichen  Rückverlagerung  von  Verkehren  auf  
andere  Verkehrsträger  führen.  

Die  Gefahr  einer  solchen  Abwanderung  zu  anderen  Verkehrsträgern sieht  auch  die  Hinzuge-
zogene  zu  6.  in  ihrer  Stellungnahme  vom  14.02.2025.  Die  Erhöhungen  würden  das  wirtschaft-
liche  Ergebnis der  Hinzugezogenen  erheblich  belasten,  da  die  Weitergabe  im  Markt  nicht  im  
notwendigen Umfange  gelingen  würde.  

In ihrer  Antwort  auf  das dritte  Anhörungsschreiben  vom  24.11.2024 führen  die  Antragsstelle-
rinnen  aus,  dass  die  gemäß  ursprünglichem  Hilfsantrag geplante  Entgeltsteigerung  im  SGV  
lediglich zu einem  Gesamtkostenanstieg  von  3-4%  führe.  In  der  Anlage 7c („Beschreibung  
Vollkostenaufschläge“,  S.  26  f.)  führen  die  Antragsstellerinnen  ergänzend  aus,  dass  die  Kos-
tenentwicklung  der  Verkehrsträger  Schiene  und  Straße  im  Güterverkehr  für  die Jahre  2020  bis  
2024  eine  sehr  ähnliche  Entwicklung  aufweise.  Darüber  hinaus übersetze  sich  die  Trassen-
preissteigerung  im  Hauptantrag  für  das TPS  2026  unter  Zugrundelegung  eines  durchschnittli-
chen Anteils von  10%  der  Trassenentgelte  an  den  Gesamtkosten  in  einen Gesamtkostenan-
stieg  von  unter  1%.  In weiteren Kostensteigerungen  in den  Bereichen  Energie  und Personal  
sehen  die Antragsstellerinnen  ähnliche  Belastungen  im  Schienengüterverkehr  und  in  den  kon-
kurrierenden  Verkehrsträgern,  wobei  jedoch  vor  allem  die  Binnenschifffahrt  ihre Tankvorgänge  
auch  im  günstigeren  europäischen Ausland vornehmen  könne.  

Für  den  durchschnittlichen  Umsatz  je  Trassenkilometer  im  SGV  sind  die  Antragstellerinnen  in  
ihrem  ursprünglichen  Haupt- und  Hilfsantrag  von  einem  Umsatz  in  Höhe  von  26,60  EUR/Trkm  
ausgegangen.  Bei  diesem  Wert  handelte  es  sich  um  die  zum  Zeitpunkt  der  Antragstellung  
aktuellsten  verfügbaren  Daten,  wie die  Antragsstellerinnen in  ihrer  Antwort  auf  das  fünfte  An-
hörungsschreiben  vom  18.12.2024  ausführen.  

Am  20.11.2024  hat  die  Bundesnetzagentur  die  Marktuntersuchung  Eisenbahnen 2023 veröf-
fentlicht.  Der  final  ermittelte  Wert  für  den  durchschnittlichen  Umsatz je  Trassenkilometer  im  
SGV  für  das  Jahr  2022  beträgt  demnach 26,30  EUR/Trkm.  Die  Antragstellerinnen  haben  auf  
den  mit  Schreiben  vom  13.12.2024  erteilten  Hinweis der  Beschlusskammer  den  aktuellen  Wert  
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in  ihren  weiteren  Anträgen  berücksichtigt,  so  auch im  zu  genehmigenden  Hilfsantrag  II  vom  
08.12.2025  (vgl.  hierzu  bereits unter  II.3.1.2).   

Die  verwendeten  Elastizitäten  sind  nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  ebenfalls ausrei-
chend  belastbar  bestimmt.  Grundlage der  im  SGV  angesetzten  Elastizitäten  ist  das schon  in  
der  Vergangenheit  genutzte  Gutachten  der  TTS  Trimode  Transport  Solutions GmbH  
(Trimode), w elches zuletzt  im  Jahr  2022  aktualisiert  wurde,  

vgl.  Anlage 7c Anhang  5  zum  Genehmigungsantrag (Trimode  (2022):  „Aktualisie-
rung von  Preisnachfrageelastizitäten  im  Schienengüterverkehr“).  

Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  ist  auch  nicht  damit  zu rechnen,  dass  die  Erhöhungen  
der  Trassenpreise zu  einem  etwaigen  Rückgang  der  Trassennachfrage dergestalt  führen  wür-
den,  dass  der  zu  antizipierende  Mengenrückgang  und  die  beantragte  Preiserhöhung  zu  einem  
insgesamt  geringeren Erlös aus Trassenentgelten führen  würden,  mithin  eine  überproportio-
nale  Nachfragereaktion  erfolgen  würde  und  eine  Preiselastizität  der  Nachfrage  im  elastischen  
Bereich (Ɛ>|1|) anzunehmen wäre. Die sich ergebenden Trassenpreiselastizitäten in Anlage 
7c Anhang  7  zum  Antrag der  Antragstellerinnen weisen  dabei  für  den  SGV  durchgängig Be-
tragswerte  deutlich kleiner  eins auf  (Betragswerte  zwischen  0,192  und  0,276).   

Ein  ähnliches  Bild ergibt  sich aus einer  von  der  Bundesnetzagentur  in  Auftrag  gegebenen Stu-
die  zur  Ermittlung  von  Preiselastizitäten  der  Nachfrage  im  Eisenbahnsektor.  Die  im  Gutachten  
ermittelten  Endkundenelastizitäten  sind  dabei  betragsmäßig  nochmals niedriger  als  die  von  
den  Antragstellerinnen  als Eingangsgrößen verwendeten Elastizitäten,  

vgl.  KCW  et  al.  (2018)  „Gutachten  zur  Bestimmung  der  Elastizitäten  der  Nach-
frage  der  Eisenbahnverkehrsunternehmen“,  dort  Tabelle  1 S.  8  
(https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Eisenbahnen/Veroeffentlich 
ungen/Gutachten/gutachten-node.html,  abgerufen am 1 0.12.2025).  

Neben den  Entgelten  für  die  Marktsegmente  des Schienengüterverkehrs  haben  die  Antrags-
stellerinnen  auch  eine  Erhöhung  der  Segmentzusätze  „Express“  (von  zuvor  2,20  EUR/Trkm  
auf  3,00  EUR/Trkm)  und  „Schnell“  (von zuvor  0,60  EUR/Trkm  auf  1,00 EUR/Trkm)  beantragt.  
Die  Erhöhung  betrifft  sowohl  den ursprünglichen  Antrag  als  auch  den  hier  maßgeblichen  An-
trag vom  08.12.2025  und ist  im  Haupt-,  Hilfsantrag  I  und  Hilfsantrag II  identisch.  Alle Markt-
segmente  des SGV  (mit  Ausnahme des  Segments „Lokfahrt“  und „Sehr  schwer“)  sind  mit d en  
genannten Segmentzusätzen  kombinierbar.  In  Marktsegmenten  mit  dem  Zusatz  „Express“  
wird  Zügen  des Schienengüterverkehrs grundsätzlich Vorrang  in  der  betrieblichen  Durchfüh-
rung vor  allen  Zügen  gewährt  mit  Ausnahme  von  dringlichen  Hilfszügen  und Zügen  mit  dem  
Zusatz Express.  Ebenso  wird  in  den Marktsegmenten mit  dem  Zusatz  „Schnell“  Zügen  des  
Schienengüterverkehrs grundsätzlich Vorrang  in der  betrieblichen  Durchführung  vor  allen  Zü-
gen  der  Marktsegmente  des Schienengüterverkehrs  gewährt  mit  Ausnahme von  dringlichen  
Hilfszügen  und  anderen  Zügen  mit  dem  Zusatz  „Express“  bzw.  „Schnell“.  

Die  Antragstellerinnen  haben hierzu  in Ihrer  Antwort  auf  das erste Anhörungsschreiben vom  
31.10.2024  ausgeführt,  dass die  Anpassung  der  Entgelte  für  diese  Zusatzsegmente  anders  
als bei  den  marktsegmentspezifischen  Trassenentgelten  nicht  in  einem  jährlichen  Rhythmus  
erfolge.  So  seien  die  jeweiligen  Entgelte seit  ihrer  Einführung  im  TPS  2018  fünf  Jahre  lang  
stabil  geblieben,  und  es  sei  erst  im  TPS  2024  zu  einer  moderaten  Anpassung  gekommen.  Im  
TPS  2026  sei  eine  erneute Erhöhung  notwendig,  um  das  Verhältnis  zwischen  den Entgelten  
für  die  Zusatzsegmente und  den  Trassenpreisen  konstant  zu  halten.  Des  Weiteren  spiele  auch  

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Eisenbahnen/Veroeffentlich
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die  betriebliche  Qualität  eine  Rolle,  da  insbesondere Verkehre  des  SGV,  die  den  Zusatz  „Ex-
press“  bestellt  hätten,  regelmäßig  zu Verspätungen der  Verkehre  des SPFV  führe.  Durch die  
Erhöhung  des Entgelts würde  sichergestellt,  dass nur  Verkehre, d ie  ein  sehr  hohes Bedürfnis  
nach  Pünktlichkeit  und einer  hohen  betrieblichen  Qualität  hätten,  dieses  Produkt  nachfragten.  

Dieser  Begründung  widersprechen  die Hinzugezogenen  zu  2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  19.,  25.,  
26.,  27.  und 29.  in  ihrer  Stellungnahme  vom  15.11.2024,  da  es dem  grundsätzlich  kostenba-
siertem  Ansatz  der  Entgeltbildung widerspräche  und  es  sachfremd  sei,  bestimmte  Entgelte  
anzuheben,  damit  sie  gegenüber  anderen  Entgelten nicht  zu  billig  erscheinen.  Auch  die  Be-
gründung der  Erhöhung  mit  der  betrieblichen Qualität  sei  sachfremd  und  willkürlich,  da  den  
Antragstellerinnen  hierzu  andere Mittel  zur  Verfügung ständen,  insbesondere Investitionen  in  
die  Intrastruktur  und  die  Verbesserung  ihrer  internen  Abläufe.  Ähnlich äußert  sich  die  Hinzu-
gezogene  zu  22.  in  ihrer  Stellungnahme  vom  07.12.2024,  in  der  sie  fordert, d ie Antragsstelle-
rinnen  sollten zur  Verbesserung der  Pünktlichkeit  die  eigene  Betriebsqualität  verbessern.  Wei-
ter  führt  die Hinzugezogene  zu 22.  aus,  dass  keine  schlüssige  Argumentation  der  Antragstel-
lerinnen  für  die  Erhöhung  der  Entgelte  der  betroffenen  Zusatzsegmente  zu  erkennen  sei.  

Auf d ie  genannten  Einwände  gehen  die  Antragsstellerinnen in  ihrer  Antwort  auf  das  vierte  An-
hörungsschreiben  vom  13.12.2024  ein  und  führen  aus,  dass  es  sich  bei  den  Zusatzsegmenten  
nicht  um  Entgelte  für  Marktsegmente  handele,  bei  denen  ein Vollkostenaufschlag  erhoben  
wird,  sondern um  ein zusätzliches  und  freiwilliges  Angebot  der  Antragstellerinnen  mit  dem  Ziel  
bestimmte  Marktbedürfnisse abzubilden.  Daher  werde die  Entscheidung  über  eine  Preiserhö-
hung  bei  den Zusatzentgelten  nicht  kostenbasiert  getroffen,  sondern  mit  dem  Ziel,  das pas-
sende  Gleichgewicht  zwischen  Kundenbedürfnis einerseits und negativer  Auswirkungen  auf  
das Gesamtnetz andererseits zu finden.  Darüber  hinaus legen  die  Antragsstellerinnen  mit  der  
in  Anlage 2  zum  Antwortschreiben  übermittelten  Tabelle  dar,  dass die  Trassenkilometer  im  
SGV  mit  den  Segmentzusätzen „Schnell“  und „Express“  sowohl  absolut  als  auch  als Anteil  der  
gesamten  Trassenkilomater  im  SGV  zwischen  2018  und  2023  deutlich gestiegen  sind.   

Die  Entgelterhöhungen  der  Segmentzusätze  „Express“  und  „Schnell“  sowie  die  unveränderte  
beantragten  Segmentzusätze  R-Flex  und  Z-Flex sind  aus  Sicht  der  Beschlusskammer  nicht  
zu  beanstanden.  Dabei  kann  es  aus  Sicht  der  Beschlusskammer  offen  bleiben,  ob  die  resul-
tierenden  Trassenentgelte  unter  Berücksichtigung  der  vorgesehenen  Segmentzusätze an  den  
Vorgaben  des  § 36  Abs.  1 ERegG  zu  messen  sind  oder  nur  die  Segmentzusätze  an  den  all-
gemeineren  Vorgaben  des §  39  Abs.  1  ERegG  (hierzu bereits  unter  II.3.5.2.1.1).  Für  den  ers-
ten  Fall  dürfte zutreffend  sein,  dass  die  Entgelte (genauer:  Aufschläge  auf d ie uKZ)  unter  Be-
rücksichtigung  der  Segmentzusätze  „Schnell“  und  „Express“  höhere Tragfähigkeiten  abbilden  
und  umgekehrt  bei  den Segmentzusätzen  „R-Flex“  und  „Z-Flex“  niedrigere  Tragfähigkeiten.  
Erst  recht  wären  die  Segmentzusätze  nicht  zu  beanstanden,  wenn  diese  an den  insoweit  all-
gemeineren  Vorgaben des §  39  Abs 1  ERegG  (angemessen,  transparent,  diskriminierungsfrei)  
zu  bewerten  wären.  Eine  direkte  kostenbasierte  Ermittlung  der  Entgelte für  diese  Segmentzu-
sätze ist,  anders als von  den Hinzugezogenen  vorgebracht,  nicht  vorgesehen.  Es ist  darüber  
hinaus zu berücksichtigen,  dass  die  im  Rahmen  des TPS  2026  vorgesehene  Entgelterhöhung  
erst  die  zweite  Preissteigerung der  Segmentzusätze  seit de m  TPS  2018 ist,  während  die Ent-
gelte der  übrigen  Segmente  jedes  Jahr  angepasst  wurden.  Dementsprechend  enthält  die  Er-
höhung einen  gewissen  Aufholeffekt  und  fällt  in  der  Einzeljahrbetrachtung  höher  aus als  die  
der  übrigen Entgelte.  Zudem  haben  die  Antragstellerinnen  dargelegt,  dass  die  Betriebsleistung  
der  genannten  Segmentzusätze  auch  im  Verhältnis zu  den  übrigen  Verkehren  im  SGV  deutlich  
gestiegen  ist,  was  eine  Entgeltanpassung  nahe  legt.  Ein  Verstoß  gegen  die  eisenbahnrechtli-
che  Vorgaben  ist  nach Auffassung  der  Beschlusskammer  im  Ergebnis  nicht  festzustellen.   



   - 44 -

II.3.5.2.2  Marktausschlusstest  
Die  Vollkostenaufschläge in  den jeweiligen Marktsegmenten  sind  mit  Blick auf  die  Vorgaben  
des §  36  Abs.  2 Satz  3  ERegG  zum  Marktausschlusstest  nicht  zu  beanstanden.   

Nach  §  36  Abs.  2  Satz  3  ERegG  dürfen  die  erhobenen  Entgelte  nicht  die  Nutzung  der  Schie-
nenwege  durch Verkehrsdienste oder  Marktsegmente  ausschließen,  die  mindestens die  Kos-
ten,  die  unmittelbar  aufgrund  des  Zugbetriebs  anfallen,  sowie  eine  Rendite,  die  der  Markt  tra-
gen  kann,  erbringen  können.  Diese Vorgabe  kann dazu führen,  dass  ein  ausschließlich  an-
hand  relativer  Markttragfähigkeit  berechneter  Vollkostenaufschlag rechtswidrig  ist;  §  36  Abs.  
2  Satz  3  ERegG  enthält  damit  eine  Kappungsgrenze für  die  Rechtmäßigkeit  von  Vollkosten-
aufschlägen.  Ein Marktausschluss  ist  erst  dann  gegeben,  wenn mittelfristig  zu  erwarten  ist,  
dass  in  dem  geprüften  Marktsegment  kein  Verkehr  mehr  stattfinden  wird  (Marktausstieg),  

vgl.  Otte/Kirchhartz  in:  Kühling/Otte,  § 36  ERegG,  Rn.  40.  

Von einem  Marktausstieg  ist  auszugehen,  wenn die Kosten der  EVU  innerhalb des Segments  
mittelfristig  nicht  mindestens  ausgeglichen  werden.  Der  Prüfung  nach  §  36  Abs.  2  Satz  3  
ERegG  ist  ein  mehrjähriger  Zeitraum  zugrunde zu  legen,  um  eine  etwaige  Kostenunterde-
ckung besser  bewerten  zu können.  Eine  vorübergehende  Kostenunterdeckung  kann  auf  ver-
schiedenen  Ursachen  wie  Anlaufschwierigkeiten eines Verkehrs  oder  Konjunkturschwächen  
beruhen,  

vgl.  Otte/Kirchhartz  in:  Kühling/Otte,  § 36  ERegG,  Rn.  40.  

Die  Ermittlung  der  Kosten  der  EVU  erfolgt  auf  Basis der  Vollkosten  inklusive  der  Kapitalkosten,  
entsprechend  den  Vorgaben  zur  Ermittlung  der  Kosten  der  EIU  in  Anlage  4  zum  ERegG,  

vgl.  Otte/Kirchhartz  in:  Kühling/Otte,  § 36  ERegG,  Rn.  40.  

Entscheidend ist  dabei  nicht  die  Kosten- und  Erlössituation einzelner  Unternehmen,  sondern  
die  des gesamten  Segments,  

vgl.  Beschluss  vom  13.02.2019, B K10-18-0202_E,  S.  61.  

Indikatoren  dafür,  dass  die  absolute Markttragfähigkeit  nicht  gegeben  ist,  kann  – neben  über  
einen längeren  Zeitraum  beobachtbaren  negativen  Renditen  (Verluste)  und  Marktaustritten  
einzelner  EVU –  ein  deutliches Schrumpfen  der  Nachfrage  im  gesamten  Segment  sein,  

vgl.  Beschluss  vom  13.02.2019, B K10-18-0202_E,  S.  60,  61.  

Die  Vorgaben des § 36  Abs.  2 Satz 3  ERegG  zum  Marktausschlusstest  werden  sowohl  für  die  
Segmente  des  SPFV  (hierzu unter  II.3.5.2.2.1)  als auch für  die  Segmente des SGV  (hierzu  
unter  II.3.5.2.2.2)  eingehalten.  

II.3.5.2.2.1  Marktausschlusstest  für  den  SPFV  
Die  Vollkostenaufschläge im  SPFV  sind  mit  Blick  auf  die Vorgaben  des  § 36 Abs.  2  Satz 3  
ERegG  zum  Marktausschlusstest  derzeit  nicht  zu  beanstanden.  Durch die  Prüfung  der  abso-
luten  Markttragfähigkeit  wird  berücksichtigt,  dass  die  Ermittlung  sowie die  Festlegung  der  für  
die  Preisreagibilitäten  und  Tragfähigkeiten  notwendigen  Eingangsgrößen  im  Rahmen  der  Auf-
schlagsbildung nach  §  36  Abs.  1  ERegG  herausfordernd  ist  und  zudem  in konkreten  Modellab-
bildungen  zum  Teil ko mplexitätsreduzierende  Annahmen getroffen  werden.  
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Zur  Gewährleistung  der  absoluten  Markttragfähigkeit  muss  das  EIU  einen  Markttragfähigkeits-
test  durchführen,  wenn  es anhand  der  Marktsegmente  einen  Kostenaufschlag  erheben  will,  

vgl.  EuGH,  Urteil v .  28.02.2013,  C-556/10,  Rn.  89.  

Dabei  dürfen  die  Anforderungen an  den  Marktausschlusstest  aber  nicht  überspannt  werden,  
da ein EIU  grundsätzlich  über  keine eigenen  vertieften  Kenntnisse  der  Geschäftsmodelle  der  
EVU  und  den  damit  zusammenhängenden  Erlös-,  Kosten  und  Profitsituation  auch  mit  Blick  
etwa  auf  Remanenzkosten verfügt.  Eine  nachvollziehbare  Prognose  der  Marktentwicklung  auf  
der  Grundlage  der  beantragten  Entgelte  anhand  der  Marktuntersuchungen der  Regulierungs-
behörde  und  öffentlichen Geschäftsberichten  der  EVU  kann als  ein  Markttragfähigkeitstest  im  
Sinne der  EuGH-Rechtsprechung  gewertet  werden.  

Die  Hinzugezogenen  haben zum  Bereich  der  Entgelte  und  Vollkostenaufschläge  im  SPFV  
Stellung genommen. 

Konkret  zur  absoluten  Markttragfähigkeit  trägt  die  Hinzugezogene  zu  9.  in  ihrer  Stellungnahme  
vom  11.11.2024  vor,  dass mehrere Umstände  gegen die  Markttragfähigkeit  der  beantragten  
Entgelte  sprächen.  So  seien die  Vollkostenaufschläge im  SPFV  schon  deshalb nicht  geneh-
migungsfähig,  weil e s an  einer  ordnungsgemäßen  Marktforschungsstudie  der  Antragstellerin-
nen  in  Bezug  auf  die  absolute  Markttragfähigkeit  der  SPFV-Vollkostenaufschläge  fehle.   

Eine  Weitergabe der  Kosten  in  Form  höherer  Ticketpreise  sei  zudem  nicht  ausgemacht;  be-
reits die  Erhöhungen  des  TPS  2025 in  Höhe  von 5,9%  seien  eine  große  Belastung gewesen,  
und  Kunden würden  auf  preiswertere  Verkehrsträger  ausweichen.  

Weiterhin verweist  sie  auf  ihre  Klagebegründung  vom  15.07.2024  im  verwaltungsgerichtlichen  
Verfahren  vor  dem  VG  Köln  (Az.:  18 K  2435/24),  Ziffer  III.  3.1.2  (S.  44  ff.).  Dort  führt  sie  aus,  
dass  selbst  aus Sicht  der  Hinzugezogenen  zu 7.  die  beabsichtigten  Trassenpreissteigerungen  
zu  einem  Marktauschluss im  SPFV  führten. Z udem  plane  selbst di e Hinzugezogene  zu  7. A n-
gebotskürzungen  und  weise weiterhin ein  negatives  EBIT  aus.  

In einer  weiteren  Stellungnahme  vom  24.09.2025  wird erneut  hervorgehoben,  dass  die  abso-
lute Markttragfähigkeit  der  Entgelte nicht  mehr  gegeben  sei.  Unter  Ziffer  2.1  des  Schreibens  
verweist  die  Hinzugezogene zu 9.  insbesondere  auf  die  wirtschaftlichen Probleme  der  Hinzu-
gezogenen  zu  7..  Ihrer  Auffassung  nach  seien eine  Überschreitung  der  absoluten  Markttrag-
fähigkeit  im  Sinne  von  §  36  Abs.  2  Satz  3  ERegG  und  ein  Marktmachtmissbrauch  im  Sinne  
von  Art.  102  AEUV  durch  die  beantragten  SPFV-Trassenentgelte  bereits  bewiesen.  Soweit  die  
Beschlusskammer  entgegen  der  Auffassung  der  Hinzugezogenen  diese Ansicht  nicht  teile,  
müsse sie  in  Anbetracht  der  vorgetragenen  Umstände  jedenfalls den  diesbezüglichen  Sach-
verhalt  in  Erfüllung ihrer  Amtsermittlungspflicht  näher  aufklären  und die  Tatbestandsvoraus-
setzungen  im  Einzelnen nachprüfen.  Sie  sieht,  wie  in  ihrer  letzten  Stellungnahme vom  
17.10.2025  zu  dieser  Thematik  ausgeführt,  dies noch weiter  dadurch  bestätigt,  dass  die  Hin-
zugezogene  zu  7.  auf  Preiserhöhungen  zum  nächsten  Fahrplanwechsel  verzichten  werde.   

Die  Antragstellerinnen  sind hingegen  der  Auffassung,  dass die  Funktionsfähigkeit  der  Märkte  
trotz der  Entgeltanpassungen  gegeben sei.  So  kündigten  u.a.  die stärksten  Konkurrenten  der  
Hinzugezogenen zu 7.  angesichts der  großen  Nachfrage  einen  Angebotsausbau mit  neuen  
Verbindungen  und  einer  engeren  Taktung  an.  

vgl.  Anlage  7c (Beschreibung  Vollkostenaufschläge)  zum  Genehmigungsantrag  
vom  11.10.2024, d ort  S.  25 .  („Marktausschlusstest“).  
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Im  weiteren  führen  die  Antragstellerinnen in  dieser  Anlage  zu  den  wesentlichen  Dynamiken  
auf  dem  Schienenpersonenfernverkehrsmarkt  aus.  Im  Ergebnis sei  die  Tragfähigkeit  des  
SPFV-Marktes mittel- bis  langfristig  gegeben.  So  induziere im  SPFV  die  Erhöhung  der  Tras-
senentgelte nur  einen geringfügigen  Anstieg  der  Gesamtkosten.  Mit  Blick auf  die  weiteren  
Kosten  des Verkehrsträgers Schiene  im  Vergleich zu  den  relevanten  Wettbewerbern sei  für  
das Antragsjahr  nicht  davon auszugehen,  dass  die  Erhöhung  der  Trassenentgelte die  Wettbe-
werbsfähigkeit  des  Verkehrsträgers  Schiene  derart  verschlechtere,  dass  es  in  den  betroffenen  
Marktsegmenten  zu einem M arktauschluss  käme,  

vgl.  Anlage  7c (Beschreibung  Vollkostenaufschläge)  zum  Genehmigungsantrag  
vom  11.10.2024, S .  28.   

In ihrer  Antwort  auf  das  14.  Anhörungsschreiben  vom  16.10.2025 betonen  die Antragstellerin-
nen  zudem,  dass  die  Trassenpreise  nicht  so  ausgestaltet  seien,  dass  die  Spanne zwischen  
dem  Vorleistungsentgelt  (Trassenentgelten)  und  dem  Endkundenpreis  negativ oder  nicht  aus-
reichend zur  Deckung  der  Kosten  des Betreibers für  die  Erbringung  der  Dienste  im  nachgela-
gerten  Markt  sei,  so dass ein wettbewerbswidriger  Druck auf  die  ebenso  effizienten  Wettbe-
werber  am  Markt  entstünde.  Kundenzahlen  und  Betriebsleistung  der  Hinzugezogenen  zu 7.  
seien  in 2025  gestiegen,  die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  und  Notwendigkeit  Sparpreise  
anzubieten  Folge einer  allgemeinen  wirtschaftlichen  Schwäche und  ggf.  auch dem  Preisdruck  
durch den  Wettbewerb, i nsbesondere der  Hinzugezogenen zu  9.,  geschuldet.  

Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  genügen  die  Antragsunterlagen  der  Antragstellerin-
nen,  entgegen der  Einschätzung der  Hinzugezogenen  zu 9.,  der  Vorgabe,  einen  Markttragfä-
higkeitstest  durchzuführen.  Diese  Vorgabe  trifft  die  Antragstellerinnen,  da sie  anhand  der  
Marktsegmente  einen  Kostenaufschlag  erheben wollen.  Die  Antragstellerinnen  setzen sich so-
wohl  mit  der  Marktuntersuchung  der  Bundesnetzagentur  und  den öffentlichen  Geschäftsbe-
richten  als  auch mit  den  Entwicklungen in  einzelnen  Marktsegmenten  auseinander  (vgl.  hierzu  
auch  Anlage  7c zum  Genehmigungsantrag  in  der  am  11.10.2024  übermittelten  Fassung).  
Quantitative  Grundlagen  zu etwaigen  Marktreaktionen auf  (Trassen-)  Preisänderungen  lassen  
sich zudem  aus den dem  Antrag beigefügten Gutachten  zur  Bestimmung der  Preiselastizitäten  
im  Güter- und Personenverkehr  (Anlage  7c Anhang 2 bis Anhang  6  zum  Genehmigungsan-
trag)  und  den  darauf  basierenden  Elastizitäten  des sog.  Mastermodells  (Anlage  7c  Anhang  7  
zum  Genehmigungsantrag)  entnehmen.  Bezüglich  des  Alters  der  Gutachten  sei  darauf  hinge-
wiesen,  dass  im  Hinblick  auf  das Mobilitätsverhalten  und  die  Nutzerpräferenzen  der  Menschen  
von  eher  geringen  Schwankungen im  Zeitverlauf  auszugehen  ist.  

Die  Antragstellerinnen  planen  zum  TPS  2027  dennoch ein  aktualisiertes  Gutachten  zu  ver-
wenden.  Dass dies nicht  früher  erfolge,  wird damit  begründet,  dass  im  SPFV  die  Corona-Pan-
demie  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  das Mobilitätsverhalten  und  Nutzerpräferenzen  gehabt  
habe  und  eine Befragung  während der  Pandemie  zu verzerrten  Ergebnissen  geführt  hätte.  Für  
das TPS  2026  gingen  sie  davon  aus,  dass  die  potenziellen Änderungen  der  Endkundenpräfe-
renzen  nicht  dazu  führen,  dass  das  bisherige  Gutachten  nicht m ehr  anwendbar  wäre,  

vgl.  Anlage  7c (Beschreibung  Vollkostenaufschläge)  zum  Genehmigungsantrag  
vom  11.10.2024, S .  20.   

Die  Beschlusskammer  hat  in  beiden  öffentlichen  mündlichen  Verhandlungen ausgeführt,  dass  
sie für  einen  tatsächlichen  Marktausschluss  hohe  Hürden  sieht.  Dahingehend  liegen  keine  
Hinweise vor,  dass  die genehmigten  Entgelte die  Nutzung  der  Schienenwege  durch  einzelne  
Segmente  des  SPFV  ausschließen  würde  (§  36  Abs.  2  Satz  3  ERegG).  Dies  gilt  insbesondere  
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im  Hinblick darauf,  dass  die  nun  genehmigten  Trassenentgelte  beim  SPFV  gegenüber  den  
genehmigten  Entgelten  des TPS  2025  absinken.  Im  Folgenden  soll zun ächst  auf  die  absolute  
Markttragfähigkeit  der  Entgelte  für  die  Segmente  im  SPFV  mit  Ausnahme  des Segments Char-
ter  /  Nostalgie  eingegangen  werden.  Daraufhin  wird  die  absolute  Markttragfähigkeit  der  Ent-
gelte des Segments Charter  /  Nostalgie  erörtert.  

So  ist  der  Vollkostenaufschlag  hinsichtlich  der  Entgelte  für  die  Segmente  im  SPFV  mit  Aus-
nahme des Segments  Charter  /  Nostalgie bezüglich  der  Vorgaben des §  36 Abs.  2 Satz 3  
ERegG  nicht  zu  beanstanden.  Aus Sicht  der  Beschlusskammer  steht  der  absoluten  Markttrag-
fähigkeit  der  Segmente  im  SPFV,  insbesondere  im  Segment  „Metro  Tag“,  nicht  entgegen,  dass  
die  Hinzugezogene  zu  7.  zuletzt  negative  Ergebnisse veröffentlich hat.  Den  Ergebnissen  
kommt  keine  Indizwirkung für  eine fehlende  absolute Markttragfähigkeit  zu,  da die  Ergebnisse  
maßgeblich  durch die  Corona-Pandemie  sowie  die  Investitionsstrategie  der  Hinzugezogenen  
zu  7.  beeinflusst  sind.  Hinzu kommen  Belastungen  aus Streik und Streckensanierungen,  die  
ebenfalls nicht  im  Einflussbereich  der  Hinzugezogenen  zu 7.  liegen.  Schließlich ist  aufgrund  
sinkender  Trassenpreise  kein  Schrumpfen  der  Nachfrage  in  den  einzelnen  Segmenten  des  
SPFV  zu  erwarten.  Die  Zugangsberechtigten  müssen somit  keine  Preiserhöhungen  am  End-
kundenmarkt  durchzusetzen,  die  eine  Trassenentgelterhöhung  kompensieren.  Insofern  gelten  
die  Ausführungen  unter  II.3.4.3.1  am  Ende entsprechend.  Bezüglich  des  Anteils der  Infrastruk-
turkosten  an  den  Gesamtkosten  sei  darauf  hingewiesen,  dass  eine  gesamthafte  Betrachtung  
des Segments  maßgeblich  ist.  Die  nun  genehmigten  Trassenpreise führen so  insgesamt  zu  
einer  leichten  Absenkung  der  Gesamtkosten  um  ca.  0,3%.  

Auch mit  Blick  auf  das  Segment  Charter  /  Nostalgie  ist  der  Vollkostenaufschlag  bezüglich der  
Vorgaben  des §  36 Abs.  2  Satz 3  ERegG  ebenfalls  nicht  zu  beanstanden.  Das Segment  Char-
ter  /  Nostalgie ist  mit  weniger  als 0,5  Mio.  Trkm  das mit  Abstand kleinste  abgegrenzte  Markt-
segment  des  SPFV.  Auch  im  Segment  Charter  /  Nostalgie  waren mit  der  Corona-Pandemie  
Nachfrageausfälle  zu verzeichnen  und auch  zu  Beginn  des Jahres 2022 noch  deutliche  Aus-
wirkungen  erkennbar.  Zum  Jahr  2023  zeigt  sich  nach  Ausführungen  der  Antragstellerinnen  
eine  Zunahme der  Betriebsleistung  die sich in  2024  jedoch  nicht  fortgesetzt  hat.  Zu  beachten  
ist  dabei,  dass  in  diesem  Marktsegment  die  betragsmäßig  höchste  Endkundenelastizität  zu  
beobachten  ist  und  die  angesetzten  Annahmen  zu Zugbesetzungen  und  Yield  zum  Vorjahr  
lediglich minimal  gegenüber  dem  Vorantrag  erhöht  wurden. D ies  führt  zu  einer  –  im  Vergleich  
zur  Gesamtbetrachtung  des  SPFV  –  etwas höheren  Entgeltabsenkung.  Im  Ergebnis ist  nicht  
anzunehmen  und  von  Verfahrensbeteiligten  auch  nicht  vorgetragen  worden,  dass  mit  dem  be-
antragten Entgelt d as Segments Charter  /  Nostalgie von  der  Nutzung  der  Schienenwege aus-
geschlossen würde.  

II.3.5.2.2.2  Marktausschlusstest  für  den  SGV   
Die  Vollkostenaufschläge  im  SGV  sind mit  Blick  auf  die Vorgaben  des  §  36  Abs.  2  Satz  3  
ERegG  zum  Marktausschlusstest  nicht  zu beanstanden.  Gemäß § 36  Abs.  2 Satz  3 ERegG  
dürfen  die erhobenen  Entgelte  nicht  die  Nutzung  der  Schienenwege  durch Verkehrsdienste  
oder  Marktsegmente ausschließen,  die  mindestens die  Kosten,  die unmittelbar  aufgrund  des  
Zugbetriebs anfallen,  sowie eine  Rendite,  die  der  Markt  tragen  kann,  erbringen  können  (s.  
hierzu schon  unter  II.3.5.2.2  und  II.3.5.2.2.1).  

Die  Hinzugezogenen  haben  vielfältig  zum  Bereich der  Entgelte  und  Vollkostenaufschläge  im  
SGV  Stellung  genommen  und  ihre  Kritik  bezüglich des  ursprünglichen Antrags  vom  
11.10.2024  vorgetragen (vgl.  hierzu bereits  unter  II.3.5.2.1.2).  Auch  zur  absoluten Markttrag-
fähigkeit  im  SGV  gab  es seitens  der  Hinzugezogenen  Eingaben.   
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So  führen  die  Hinzugezogenen  zu 2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.  und 29.  mit  Stel-
lungnahme  vom  15.11.2024  aus,  dass  die  Entgelte  im  Hinblick  auf  die  absolute Markttragfä-
higkeit  gem.  §  36  Abs.  2 S.  3  ERegG  nicht  mehr  genehmigungsfähig  sein  könnten.  Zudem  
widersprechen  die  Hinzugezogenen  der  in  der  Ermittlung  der  Vollkostenaufschlägen  zugrunde  
gelegten Annahme  einer  vollständigen  Weitergabe der  Entgeltsteigerungen  an  die Kunden  
durch die Zugangsberechtigten im S GV.  Dies würde  angesichts der  angespannten  wirtschaft-
lichen  Lage  und  der  erheblichen  Kostensteigerungen  der  letzten  Jahre zu einem  massiven  
Nachfragerückgang  und  Abwanderungen  der  Kunden  auf  andere  Verkehrsträger  führen.  Dem-
entsprechend  würden  die  Hinzugezogenen  durch  die  beantragten  Entgeltsteigerungen  über  
die  Tragfähigkeitsgrenze  hinaus belastet.  Auch  die  Hinzugezogene  zu  6.  gibt  in  ihrer  Stellung-
nahme  vom  14.02.2025  an,  dass  eine  Weitergabe der  Steigerungen  aufgrund  der  konjunktu-
rellen Bedingungen  nicht  im  notwendigen  Umfang  möglich  sei.  Zudem  nennt  sie  die  geplanten  
Preissteigerungen  im  TPS  2026  im  Kontext  der  bereits  genehmigten  Entgelterhöhungen  im  
TPS  2025  sowie  der  Erhöhung  der  Anlagenpreise in  2025  und  2026  existenzbedrohend.  Ähn-
lich äußert  sich auch  die  Hinzugezogene  zu  22.,  die  mit  Stellungnahme  vom  07.12.2024  die  
Entgelte  für  den  SGV  als  nicht  tragfähig  bezeichnet.   

Die  Antragstellerinnen erkennen die  von den  Hinzugezogenen  vorgebrachte  schwierige kon-
junkturelle  Lage  an  und  sehen  in  dieser  den  Hauptgrund  für  einen  deutlichen  Rückgang  der  
Betriebsleistung  in 2023  gegenüber  dem  Vorjahr  (-9,4%).  Dementsprechend  sei  laut  den  An-
tragstellerinnen bei  einer  gesamtwirtschaftlichen  Erholung  aber  auch eine  Verbesserung der  
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im  SGV  zu  erwarten.  Mittelfristig sei  laut  Prognosen des 
Bundesamt  für  Logistik und Mobilität  mit  einer  Rückkehr  zum  Wachstumspfad  bis 2027  zu  
rechnen,  von  der  der  SGV  mit  einem  Wachstum  von  1,5%  profitieren  werde.   

Auch bei  den  Kosten  sehen die Antragsstellerinnen eine  Entschärfung  der  aktuell  angespann-
ten  wirtschaftlichen Situation bei  den  Zugangsberechtigten  im  SGV,  da  kürzlich erhöhte  Auf-
wandspositionen,  vor  allem f ür  Energie,  laut  ersten  Berichten  bereits wieder  signifikant  niedri-
ger  ausfielen.  So  sei  bei  der  Hinzugezogenen  zu  6.  als  bundeseigenem  SGV-
Eisenbahnverkehrsunternehmen  der  Materialaufwand  im  ersten  Halbjahr  2024  um  -5,9%  ge-
sunken.  Es werde  darüber  hinaus gemäß  des  Jahresberichts 2024 des Bundesministeriums  
für  Wirtschaft  und  Klimaschutz  eine  weitere  Entspannung  der  Energiepreise  bis zum  Fahrplan-
jahr  2026  erwartet.  

Zudem  weisen  die  Antragstellerinnen  auf  signifikante Investitionen  der  Hinzugezogenen  zu 6.  
und  25.  in Triebfahrzeuge  und  Rollmaterial  hin  und  sehen  darin klare  Bestrebungen  der  Un-
ternehmen  zur  Ausweitung  ihrer  Angebote  und  langfristige  Visionen  für  den  Gütertransport  auf  
dem  deutschen  Schienennetz.   

Aus den  dargelegten  Ausführungen  und  dem  Umstand,  dass  die  Erhöhung  der  Trassenent-
gelte nur  zu  einen  geringfügigen Anstieg  der  Gesamtkosten  führe,  schließen  die  Antragstelle-
rinnen,  dass  nicht  davon auszugehen  sei,  dass  es im  SGV  zu einem  Marktausschluss  komme.   

vgl.  Anlage  7c (Beschreibung  Vollkostenaufschläge)  zum  Genehmigungsantrag  
vom  11.10.2024, d ort  S.  27 f.  („Marktausschlusstest“).  

Die  Antragstellerinnen  haben den  gebotenen  Marktausschlusstest  durchgeführt.  Die  im  hier  
maßgeblichen  Hilfsantrag II  vom  08.12.2025  beantragten  Steigerungen sind  zudem  gegen-
über  denen  aus dem  ursprünglichen  Antrag,  auf  die sich die Kritik der  Hinzugezogenen  bezog,  
deutlich reduziert.  Die Beschlusskammer  sieht  keine  Hinweise darauf,  dass  die genehmigten  
Entgelte  die  Nutzung  der  Schienenwege  durch  einzelne  Segmente  des SGV  ausschließen  
würden  (§  36  Abs. 2  Satz 3 ERegG).  
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II.3.6  Verkehrsdienstübergreifende  Entgeltbildungsaspekte  
Im  Folgenden wird  auf  die  verkehrsdienstübergreifenden  Bereiche  der  Herleitung  der  austa-
rierten  Vollkostenaufschläge eingegangen:  

·  Prüfung  von Vorgaben aus §  39  Abs.  1  ERegG  i.  V.  m  Art.  102  AEUV  (hierzu  unter  
II.3.6.1)  

·  Förderung  SGV  und  SPFV  (hierzu  unter  II.3.6.2).  

II.3.6.1  Keine Unangemessenheit  gemäß  §  39  Abs.  1  ERegG  i.  V. m . A rt.  102  AEUV   
Der  Genehmigungsfähigkeit  steht  §  39  Abs.  1  ERegG  i.  V.  m.  Art.  102  und  106  AEUV  nicht  
entgegen.  Die  Höhe  der  beantragten  Entgelte  erweist  sich  nach  Auffassung  der  Beschluss-
kammer  nicht  als missbräuchliche  Ausnutzung  einer  marktbeherrschenden  Stellung  und  damit  
jedenfalls nicht  unter  diesem  Gesichtspunkt  als unangemessen  im  Sinne  von § 39  Abs.  1  
ERegG.   

Ein  möglicher  Missbrauch  nach Art.  102  AEUV  ist  gemäß  §  39  Abs.  1  ERegG  i.  V.  m.  Art.  106  
AEUV  einer  Berücksichtigung im  Rahmen  der  Entgeltgenehmigung  nach dem  ERegG  zugäng-
lich.  Denn  nur  soweit  die  Ermittlung  der  Entgelte  den  Anforderungen  des  §  39  ERegG  (i.  V.  m.  
Art.  106  AEUV)  entspricht,  ist  eine  (beantragte)  Genehmigung  von  Entgelten  gemäß  §  45  
Abs.  1  Satz  2  ERegG  zu erteilen.  Die  Zuständigkeit  der  Bundesnetzagentur  wurde  2022  durch  
den  EuGH  hervorgehoben.  Dieser  hat  mit  Blick  auf  das  Beschwerderecht  der  Zugangsberech-
tigten  vor  der  Regulierungsbehörde  nach  Art.  30  Abs.  2  RL  2001/14/EG  (heute:  56  Abs.  1  RL  
2012/34/EU)  betreffend sogenannte „Altentgelte“  deutlich gemacht,  dass  eine  Überprüfung  
anhand der  Vorgaben  des Art.  102  AEUV du rch die Regulierungsstelle  möglich  ist,  

vgl.  EuGH,  Urteil vo m  27.10.2022,  Rs.  C-721/20,  Rn.  67  f. ( juris).  

Das allgemein in  Art.  102 AEUV  formulierte  Missbrauchsverbot  lautet  wie  folgt:  

„Mit  dem  Binnenmarkt  unvereinbar  und  verboten  ist  die  missbräuchliche  Ausnut-
zung  einer  beherrschenden  Stellung auf  dem  Binnenmarkt  oder  auf  einem  wesent-
lichen  Teil  desselben durch ein  oder  mehrere  Unternehmen,  soweit  dies  dazu  füh-
ren  kann,  den  Handel  zwischen  Mitgliedstaaten  zu  beeinträchtigen.  

Dieser  Missbrauch kann insbesondere in  Folgendem  bestehen:  

a.  der  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Erzwingung  von  unangemessenen  
Einkaufs- oder  Verkaufspreisen  oder  sonstigen  Geschäftsbedingungen;  

b.  der  Einschränkung  der  Erzeugung,  des  Absatzes oder  der  technischen  
Entwicklung  zum  Schaden  der  Verbraucher;  

c.  der  Anwendung  unterschiedlicher  Bedingungen  bei  gleichwertigen  Leis-
tungen  gegenüber  Handelspartnern,  wodurch  diese  im  Wettbewerb  be-
nachteiligt  werden;  

d.  der  an  den  Abschluss von  Verträgen  geknüpften  Bedingung,  dass die  
Vertragspartner  zusätzliche  Leistungen  annehmen,  die  weder  sachlich  
noch nach Handelsbrauch in  Beziehung  zum  Vertragsgegenstand  ste-
hen.“  

Dem  Missbrauchsverbot  nach Art.  102  AEUV un terfällt  jedenfalls die  Antragstellerin  zu  1,  

vgl.  BGH,  Urteil vo m  08.02.2022, K ZR  8/21,  Rn.  22  (juris).  
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Den  Vorgaben  des  Art.  102  AEUV  kann  neben  den  im  ERegG  ausdrücklich  aufgeführten  Vor-
gaben  grundsätzlich eine  eigenständige  Bedeutung zukommen,  

vgl.  EuGH  Urteil vom   14.10.2010,  C-280/08  P,  Rn.  128  (juris).  

Gleichzeitig kann die  Prüfung  eines möglichen Missbrauchs nach  Art.  102  AEUV  aus Sicht  der  
Beschlusskammer  jedoch  allenfalls Lücken  schließen,  die  durch  die  Entgeltüberprüfung  nicht  
bereits abgedeckt  wurden.  Gerade  im  Bereich  der  Überprüfung  von  Preishöhen ist  es indes  
aus Sicht  der  Beschlusskammer  grundsätzlich  nicht  geboten,  eine weitergehende  Prüfung an-
hand  von  Art.  102  AEUV  neben  den  ohnehin  durchgeführten  Prüfungsschritten  vorzunehmen,  

vgl.  insb.  unter  Bezugnahme  auf  eine Konkretisierung durch  nationale  Normen  und  
Ablehnung eines eigenständigen  Anwendungsbereichs  von Art.  102  AEUV  beim  
Preishöhenmissbrauch: B VerwG,  Urteil vom   16.12.2015,  Az.  6  C  27.14,  Rn.  21  ff.  
m. w. N.,  Rn.  28;  s.  Beschluss  BK10-22-0354_E  vom  30.03.2023,  S.  96  
(II.3.7.2.2.2)  m. w .  N.   

Inwiefern  aus Sicht  der  Beschlusskammer  eine  Prüfung  anhand  von  Art.  102  AEUV  im  Einzel-
nen  geboten  ist,  wird  in  den  folgenden  Abschnitten  dargelegt.  

Es  ergibt  sich auch angesichts  der  Entgeltsteigerungen  für  den  SPFV  und  SGV  keine  miss-
bräuchliche  Ausnutzung  einer  marktbeherrschenden Stellung  (hierzu unter  II.3.6.1.1).  Entge-
gen  dem  Vortrag  einzelner  Hinzugezogener  bewirken  die  beantragten Entgelte  auch weder  
eine  rechtswidrige  Beschneidung  der  Margen  von  Zugangsberechtigten  (hierzu unter  
II.3.6.1.2)  noch  stellen diese  einen  Ausbeutungsmissbrauch  dar  (hierzu  unter  II.3.6.1.3).  

II.3.6.1.1  Kein unzulässiger  Preissprung 
Die  Höhe  der  Entgelte  für  den  SPFV  und  SGV  erweist  sich  nicht  als missbräuchliche  Ausnut-
zung einer  marktbeherrschenden Stellung  im  Sinne eines Preishöhenmissbrauch  gemäß  Art.  
102  AEUV,  weil  die  genehmigten  Entgelte  gegenüber  denen  des  TPS  2025  um  5,8%  (SGV)  
und  bei  Betrachtung  eines zweijährigen  Zeitraums  gegenüber  denen  des TPS  2024  um  23,0%  
(SGV)  bzw. 1 8,2%  (SPFV)  erhöht  sind.  

Die  Hinzugezogenen  zu  2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.  und  29.  haben  mit  Stellung-
nahme vom  14.02.2025  unter  Bezug auf  die BGH-Rechtsprechung  zu  Preissprüngen  vorge-
tragen,  dass angesichts Entgelterhöhungen  im  ursprünglichen  Antrag  von  deutlich  über  30%  
im  SGV  ein  Ausbeutungsmissbrauch  in Form  eines Preishöhenmissbrauch gemäß  Art.  102  
AEUV  vorliege.   

Unabhängig  von der  Richtigkeit  der  Feststellung  der  Beschlusskammer  im  Rahmen  des  Ver-
fahrens  BK10-23-0400_E  zum  TPS  2025,  dass der  Preisanstieg  vom  Jahr  2024 auf  das Jahr  
2025  in Höhe  von  19,7%  keinen unzulässigen  Preissprung darstelle,  sei  ein  weiterer  Preis-
sprung von  über  30%  missbräuchlich.  Die  Erheblichkeit  des Preissprungs  sei  gemäß  den  Hin-
zugezogenen  nicht  mit  der  Begründung  zu verneinen,  dass  es  in  wettbewerblichen  Märkten  
zu  vergleichbaren  Anstiegen gekommen  sei.  Diese  teils in  den  vergangenen  Jahren  tatsäch-
lich vorliegenden  Preissprünge hätten  sich  im  vergangenen  Jahr  nicht  fortgesetzt,  was insbe-
sondere  auch für  die  im  Beschluss zum  TPS  2025  herangezogenen  Branchen  gelte.  Zu  be-
rücksichtigen  sei  darüber  hinaus,  dass  der  Preissprung im  TPS  2026 kein  einmaliges Ereignis 
sei,  sondern es  sich um  den  zweiten  Preissprung  innerhalb von zwei  Jahren  handele.  Ein  
Preissprung  von mehr  30%  in  einem  Jahr  oder  von  mehr  als 50%  über  einen  Zeitraum  von  
zwei  Jahren  sei  auf  einem  vergleichbaren  wettbewerblichen Markt  in  Abwesenheit  gesamtwirt-
schaftlicher  Disruptionen  ausgeschlossen.  
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II.3.6.1.1.1  Preissprung  als  mögliches  Indiz für  Missbrauch einer  marktbeherr-
schende  Stellung  

Die  Beschlusskammer  hat  schon  im  Verfahren  zum  TPS  2025 festgestellt,  dass  eine  miss-
bräuchliche  Preissetzung  bei  einem  marktbeherrschenden  Unternehmen  vorliegen  kann,  so-
fern die  Preissetzung  eine  erhebliche  Preisdifferenz zum  vorherigen Preis beziehungsweise  
einen gravierenden  und  sprunghaften  Preisanstieg  darstellt.   

Der  BGH  hat  dazu  folgende  Grundsätze  aufgestellt:  

„… eine  sprunghafte Preiserhöhung von  einigem  Gewicht  kann  ein  bedeutsames  
Indiz für  die  missbräuchliche Ausnutzung  von  Handlungsspielräumen  des  markt-
beherrschenden  Unternehmens  darstellen,  die  durch Wettbewerb  nicht  hinrei-
chend  kontrolliert  sind.  Eine Mindestschwelle  für  die  Erheblichkeit  der  Preisdiffe-
renz besteht  nicht;  allerdings muss  der  Unterschied  unter  Berücksichtigung  der  
Umstände  des Einzelfalls ebenso  wie  beim  räumlichen Vergleichsmarktkonzept  
von einigem  Gewicht  sein.  Kann  eine solche  Differenz auf  Grundlage  eines  ein-
heitlichen  Vergleichs,  der  die  Unterschiede  zwischen  den  Märkten  berücksichtigt,  
festgestellt  werden,  so  obliegt  es  dem  marktbeherrschenden  Unternehmen,  ge-
genläufige Indizien  vorzutragen und  gegebenenfalls zu beweisen,  die den  Preis-
anstieg  rechtfertigen“,  

vgl.  BGH,  Urteil vo m  08.12.2020, K ZR  60/16,  Rn. 24   (juris).  

Zur  Bedeutung  nicht  kostendeckend  kalkulierter  Preise  im  Rahmen  der  Bewertung  von  Preis-
anstiegen  ist de r  Rechtsprechung  des  BGH  Folgendes zu  entnehmen:  

„Waren  die  vor  der  Preissteigerung  geforderten  Entgelte  –  aus  welchen  Gründen  
auch immer  –  nicht  kostendeckend  kalkuliert,  wird weiterhin zu  berücksichtigen  
sein,  dass  ein Marktteilnehmer  bei  hinreichend  wirksamem  Wettbewerb  durch die  
Umstellung seines  Preissystems eine  Anpassung seiner  bislang  geforderten  Ent-
gelte nicht  ohne  Weiteres wird  vornehmen  können,  die  einen  gravierenden  und  
sprunghaften  Preisanstieg für  seine  Kunden  nach  sich zieht,  wenn  er  nicht  die  Ab-
wanderung  von  Kunden  in  Kauf  nehmen  will“,  

vgl.  BGH,  Urteil vo m  01.09.2020, A z.  KZR 12 /15, R n.  69  (juris).  

Festzuhalten  ist  in  diesem  Zusammenhang  aber  auch,  dass  im  Rahmen  einer  allgemeinen  
Preishöhenkontrolle  Unternehmen  nach  der  Rechtsprechung  des BGH  nicht  dazu  verpflichtet  
werden  können,  Preise  zu verlangen,  die  auch  bei  wirtschaftlicher  Betriebsführung  seine  
Selbstkosten  nicht  decken,  

vgl.  BGH,  Beschluss  vom  02.02.2010,  Az.  KVR  66/08,  Rn.  65  (juris).  

II.3.6.1.1.2  Prüfung im  Rahmen  der  Entgeltgenehmigung  
Nach  den unter  II.3.6.1  dargestellten  Maßstäben  ist  die  Prüfung  der  Entgelthöhen  anhand  der  
Grundsätze  zur  kartellrechtlichen Bewertung  von  Preissprüngen  geboten.  Diese Maßstäbe  er-
lauben  gegenüber  den  im  ERegG  selbst  statuierten  Entgeltbildungsvorgaben  eine  weiterge-
hende  Prüfung  der  Rechtmäßigkeit  der  Entgelterhöhung,  da  das  ERegG  keine  ausdrücklichen  
Vorgaben  zum  Umgang  mit  Preissprüngen  trifft.  
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II.3.6.1.1.3  Bewertung  
Die  genehmigten  Entgelte  erweisen  sich  auch vor  dem  Hintergrund der  Rechtsprechung des  
BGH  zu  Preissprüngen  nicht  als  rechtswidrig.  Die  genehmigten  Entgelte  für  den  SPFV  und  
SGV  sind  nicht  als missbräuchliche Ausnutzung  einer  marktbeherrschenden  Stellung zu  wer-
ten.  Einleitend  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die im  folgenden  aufgeführten  Stellungnahmen  
der  Hinzugezogenen  sich auf vo rangegangene  Entgeltanträge  beziehen,  in  denen  noch  deut-
lich höhere Steigerungsraten  zu  verzeichnen  waren.   

Die  Hinzugezogene  zu  9.  bewerten  in  ihren  Stellungnahmen  vom  11.11.2024  sowie  
24.09.2025  die  im  Beschluss zum  TPS  2025  genehmigten  sowie  für  das TPS  2026  beantrag-
ten  SPFV-Entgelte  als missbräuchlich.  Dies ergebe  sich  insbesondere aus  der  gegenüber  dem  
Vorjahr  sprunghaften  und  gewichtigen Preiserhöhung.  Die  beantragten  Entgelte  perpetuierten  
nicht  nur  den Preishöhenmissbrauch  des  TPS  2025,  sondern intensivierten diesen  noch.  

In ihrer  Stellungnahme  vom  14.02.2025  sehen  die  Hinzugezogenen zu  2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  
19.,  25.,  26.,  27.  und  29.  in  einer  Entgeltsteigerung  von  mehr  als  30%  im S GV  einen  unzuläs-
sigen  Preissprung  und  beziehen sich damit  offenkundig  auf  die  Entgeltsteigerung  des gesam-
ten  Verkehrsdienstes im  Hilfsantrag  vom  11.10.2024.  Sie  halten  die Preissteigerung  vor  allem  
deswegen  für  missbräuchlich,  weil  sie  einen  –  nach  erheblicher  Entgeltsteigerung im  TPS  
2025  –  weiteren  Preissprung darstelle.  Die teils erheblichen  Preisanstiege  in der  gesamten  
Wirtschaft  hätten  sich  im  vergangenen  Jahr  nicht  fortgesetzt.  Dies gelte  vor  insbesondere  für  
die  von der  Beschlusskammer  noch  im  TPS  2025  zum  Vergleich  herangezogenen  Branchen  
(GP  16  Holz sowie  Holz- und  Korkwaren  (ohne  Möbel);  Flecht- und Korbmacherwaren,  GP  24  
Metalle  und  GP  25  Metallerzeugnisse).  

In ihrer  Stellungnahme  vom  21.11.2025  kritisieren die  Hinzugezogenen  zu 2.,  4.,  12.,  13.,14.,  
18.,  19.,  25.,  26.,  27.  und 29.  die  in  der  zweiten  öffentlichen mündlichen Verhandlung  am  
07.11.2025  durch  die  Beschlusskammer  zitierten  Vergleichsmärkte,  in denen  deutlich höhere  
Preissteigerungen  zu  verzeichnen  waren.  Die  gewählten  Märkte  seien  nicht  mit  dem  Markt  für  
die  Nutzungsüberlassung  von  Eisenbahninfrastruktureinrichtungen  vergleichbar.  Zudem  habe  
die  Beschlusskammer  in  der  Entscheidung  zum  TPS  2025  noch  andere  Vergleichsmärkte her-
ausgegriffen. A uch  seien die  Preissteigerungen  der  Antragsstellerinnen im  Gegensatz  zu  den  
zitierten  Märkten  zu  einem  erheblich Teil au f  einen steigenden  Gewinnanteil z urückzuführen.  

Mit  dem  am  08.12.2025  eingereichten  und  hier  maßgeblichen  Hilfsantrag  II  haben  sich die  
beantragten  Entgeltsteigerungen  der  Antragstellerinnen  deutlich reduziert.  Während  im  ur-
sprünglichen Hilfsantrag  vom  11.10.2024  für  das Segment  mit  der  höchsten  Preiserhöhung  
(„Metro <100km/h“)  Entgeltsteigerungen von  38%  gegenüber  dem  TPS  2025  und  64%  gegen-
über  dem  TPS  2024  beantragt  wurden,  fällt  diese  Steigerung  mit  10%  (ggü.  TPS  2025)  und  
30%  (ggü.  TPS  2024)  im  Hilfsantrag  II vo m  08.12.2025  deutlich  geringer  aus.   

Wie  in  Tabelle  12  dargestellt,  finden sich zahlreiche wettbewerbliche  Märkte,  in  denen  in den  
letzten  drei  verfügbaren  Ein- und  Zweijahres-Zeiträumen Entgeltsteigerungen  zu  beobachten  
waren,  die  auf d emselben  oder  einem  höheren  Niveau lagen,   

vgl.  GENESIS  Datenbank des  Statistischen  Bundesamts  (https://www-
genesis.destatis.de/datenbank/online/statistic/61241/details,  abgerufen  am  
11.12.2025)  



Tabelle 12  –  Preissteigerungen  in  Wettbewerbsmärkten  

    
  

  
    

 

 

  

  

  

 

Anzahl der wettbewerblichen Märkte mit Preissteige- Anzahl der wettbewerblichen Märkte mit Preissteige-
rungen von mindestens 10% rungen von mindestens 30% über 2 Jahre 

2021-2022 806 

2022-2023 282 

2023-2024 31 

2020-2022 313 

2021-2023 267 

2022-2024 38 
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Jedenfalls auf  Rechtfertigungsebene  scheidet  eine missbräuchliche  Ausnutzung  einer  markt-
beherrschenden  Stellung  nach  der  Rechtsprechung  des  BGH  zu  Preissprüngen  aus.  Der  
Preisanstieg  im  genannten  Segment  um  10%  gegenüber  dem  TPS  2025  und  nominal  30%  
gegenüber  dem  TPS  2024  ist  maßgeblich auf  Eigenkapitalerhöhungen  durch  den  Bund  sowie  
die  gesetzlichen  Vorgaben zur  Aufschlagsbildung  nach  § 36 Abs.  1  ERegG  sowie die  gesetz-
liche  Trassenpreisbremse  nach §  37  ERegG  i.  V.  m.  § 5  Abs.  3,  10 RegG  zurückzuführen.  Die  
Einhaltung  der  eisenbahnrechtlichen  Vorgaben  bei  der  Verteilung  der  Entgeltvolumina  auf  die  
einzelnen Marktsegmente  kann  den  Antragstellerinnen  dagegen  nicht  als  kartellrechtlicher  
Missbrauch  angelastet w erden.  Dabei  ist  zu berücksichtigen, d ass  der  Zweck  der  Aufschlags-
bildung gemäß  § 36  Abs.  1  Satz  1  ERegG  in  erster  Linie  darin  besteht,  dem  Betreiber  der  
Schienenwege  eine  vollständige  Deckung der  ihm  entstehenden  Kosten  zu  ermöglichen.  Wie  
unter  II.3.8  dargelegt  wird,  überschreitet  der  Referenzerlös  auf  der  Grundlage  dieser  Entgelte  
die  OGK  nicht.   

Der  Vergleich mit  wettbewerblichen  Märkten  zeigt,  dass  auch  in  der  durchschnittlichen Erhö-
hung  über  einen  Zeitraum  von  mehr  als einem  Jahr  keine  missbräuchliche  Preissetzung zu  
sehen  ist.  Vielmehr  spiegeln sich  die  hohen  Inflationsraten  der  Jahre  2021 und  2022  durch  die  
in  § 28  Abs.  1  und  2  ERegG  vorgeschriebene  Mittelwertbildung und  Abstellen auf  den  letzten  
verfügbaren  Fünf-Jahreszeitraum  im  Rahmen  der  Bestimmung  der  OGK  (vgl.  hierzu  Be-
schluss  zur  OGK  2026,  BK10-25-0600_E)  verzögert  in den Entgelten  der  Antragstellerinnen  
wider.   

II.3.6.1.2  Zum  Vorwurf  der  Preis-Kosten-Schere  (PKS)   
Die  Hinzugezogenen  zu 2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.  und 29  tragen  in  Ihrer  Stel-
lungnahme  vom  15.11.2024  vor,  dass  ihre  in  vergangenen  Verfahren  zum  TPS  vorgetragenen  
Bedenken  hinsichtlich einer  PKS  fortgelten  würden.  In  diesen  Verfahren  hatten  die  Hinzuge-
zogenen die Beschlusskammer  zu Prüfungshandlungen  bzgl.  einer  von  ihr  befürchteten  PKS  
gemäß  Art.  102  AEUV  aufgefordert.  Wegen  der  näheren  Einzelheiten  des  Vortrags  der  Hinzu-
gezogenen  wird auf  die Ausführungen  unter  Ziffer  3.7.2.1.1  des Beschlusses BK10-22-0354_E  
vom  29.03.2023 zum  TPS 20 24  verwiesen. I n  einer  weiteren  Stellungnahme  vom  14.02.2025  
führen  sie  aus,  dass  die  Vorstellung der  Beschlusskammer,  wonach die Antragstellerinnen  und  
die  Deutsche  Bahn AG  aufgrund  ihrer  vermeintlichen vertikalen Desintegration  keine  wettbe-
werbliche  Einheit  bilden,  spätestens seit  dem  Beschluss  des VG  Köln  zur  OGK  2026  nicht  
weiter  aufrechterhalten  werden  könne.  Die erfolgten  Eigenkapitalerhöhungen  des Bundes be-
dürften  der  Mitwirkung  der  Deutschen  Bahn,  um b ei d er  Antragstellerin zu  1.  wirksam  werden  
zu  können,  daher  habe  diese  es in  der  Hand,  spürbar  auf  die  Trassenentgelte der  Antragstel-
lerin  zu 1.  Einfluss  zu nehmen.   

Die  Hinzugezogene zu 9.  führt  in  ihrer  Stellungnahme  vom  11.11.2024  ebenfalls aus,  dass  
bereits in  den  für  das TPS  2025 genehmigten  Entgelten ein  Marktmachtmissbrauch  in  der  
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Form  einer  Preis-Kosten-Schere  vorläge.  Sie  verweist  dabei  auf  ihre  Klagebegründung  vom  
15.07.2024  im  verwaltungsgerichtlichen  Verfahren  vor  dem  VG  Köln  (Az.:  18 K  2435/24).  Nach  
der  Rechtsprechung  setze die für  eine  Preis-Kosten-Schere  charakteristische Verdrängungs-
wirkung  nämlich  gerade  nicht  voraus,  dass  diese  auch tatsächlich  zum  Erfolg  führe.  Zudem  
läge  der  wettbewerbswidrige Effekt  einer  Preis-Kosten-Schere nicht  notwendigerweise  in ei-
nem  kurzen Scharfschnitt,  der  jeden  Ansatz  von  Wettbewerb  mit  sofortiger  Wirkung  beende.  
Selbstverständlich könne  auch  der  stetig  verengte Drosselgriff  einer  Margenbeschneidung  
wettbewerbserstickende  Wirkungen  entfalten.  Dies sieht  sie  in  ihrer  Stellungnahme  vom  
24.09.2025  durch eine Zeitungsrecherche dahingehend bestätigt,  dass  dort  ausgeführt  wird,  
dass  für  die  finanziellen  Probleme  der  Hinzugezogenen  zu  7.  insbesondere die  explodierenden  
Trassenpreise  verantwortlich  seien.  Weiterhin  spräche,  wie  in weiterer  Stellungnahme vom  
17.10.2025  ausgeführt,  für  eine  PKS  und  vorliegenden Marktmachtmissbrauch der  Hinzuge-
zogenen zu  7.,  dass diese  zum  Fahrplanwechsel  erstmalig  keine Fahrpreiserhöhungen  vor-
nehmen  werde.  

Die  Beschlusskammer  sieht  den  Vorwurf  der  PKS  (hierzu  unter  II.3.6.1.2.1)  unverändert  als  
unbegründet  an.  Prüfungsmaßstab  für  den  Vorwurf  der  PKS  im  Entgeltgenehmigungsverfah-
ren  ist  §  39  Abs.  1  ERegG  i. V. m.  Art.  102  AEUV  (hierzu  bereits  unter  II.3.6.1).  Zum  einen  
erscheint  das  Konzept  der  PKS  weiterhin wirksam  durch  das Entflechtungs- und Regulierungs-
regime des ERegG  unterbunden  (hierzu unter  II.3.6.1.2.2).  Doch  selbst  unter  Annahme  eines  
verbleibenden  Regelungsbereichs  erfüllt  sich der  Tatbestand  der  PKS  vorliegend  derzeit  we-
der  im  SGV  noch  im  SPFV  (hierzu  unter  II.3.6.1.2.2.1  und  II.3.6.1.2.2.2).   

II.3.6.1.2.1  Definition  der  PKS  
Die  PKS  wird im  europarechtlichen  Kontext  vorwiegend  als Unterfall  des  Missbrauchs  nach  
Art.  102  Satz.  2  lit.  a)  AEUV  aufgefasst,  wonach  die  unmittelbare  oder  mittelbare Erzwingung  
von  unangemessenen  Einkaufs- und Verkaufspreisen  oder  sonstigen  Geschäftsbedingungen  
verboten  ist,   

vgl.  nur  EuGH,  Urteil v .  17.02.2011,  Rs.  C-52/09,  TeliaSonera,  Rn.  25  f.,  auch mit  
Hinweis auf  die  nichtabschließende  Aufzählung  des Art.  102  AEUV.   

Die  PKS  beschreibt  den  Fall,  in  dem  ein  vertikal  integriertes Unternehmen  eine bestimmte  
Vorleistung (z.  B.  die  Bereitstellung von  Schieneninfrastruktur)  sowohl  für  den  eigenen Betrieb  
auf  dem  nachgelagerten  Markt  (z.  B.  dem  Schienenpersonenfern- oder  dem  SGV-Markt)  be-
reithält  als auch  für  die  „Vermietung“  an  sonstige Wettbewerber  in  diesem  nachgelagerten  
Markt,  die  diese  Vorleistung selbst  nicht  erbringen  (können).  Durch  die  (missbräuchliche)  Be-
rechnung  der  (Vorleistungs-)Preise  erreicht  dieses Unternehmen,  dass  Wettbewerber  nicht  
mehr  profitabel au f  dem  nachgelagerten  Markt  agieren  können,  auch  wenn  sie  gleich effizient  
wie  der  Marktbeherrscher  (auf de m  nachgelagerten Markt)  handeln,  

vgl.  Brand,  in:  Jaeger/Kokott/Pohlmann/Schroeder,  Frankfurter  Kommentar  zum  
Kartellrecht,  103.  Lieferung  9/2022,  D.  Missbräuchliche  Ausnutzung  im  Sinne  des  
Art.  102  AEUV, R n. 3 28.   

Eine  PKS  ist  damit  zusammenfassend  anzunehmen,  wenn die  Spanne  zwischen dem  Vorleis-
tungsentgelt,  welches der  vertikal  integrierte  Vorleistungsanbieter  den  Wettbewerbern  in  
Rechnung  stellt, u nd  dem  entsprechenden  Endnutzerpreis entweder  negativ  ist  oder  sie  nicht  
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ausreicht,  um  die  produktspezifischen  Kosten  des marktbeherrschenden Betreibers für  die  Er-
bringung  der  eigenen Dienste  im  nachgelagerten  Markt  zu  decken,  sodass ein  wettbewerbs-
widriger  Druck  auf  ebenso  effiziente  Wettbewerber  im  nachgelagerten  Markt  entsteht,  

vgl.  Kommission  v.  21.5.2003,  COMP/C-1/37.45,  Deutsche  Telekom  AG,  
Rn.  107  f.   

Eine  Prüfung einer  PKS  innerhalb des Art.  102  AEUV  soll  den  besonderen  Gefahren  begeg-
nen,  die  dem  Wettbewerb  auf  einem  nachgelagerten  Markt  aus der  vertikalen  Integration  eines 
marktbeherrschenden  Unternehmens  in  Verbindung  mit  konzertierten  Preissetzungsstrategien  
erwachsen.  Aus  Sicht  der  Beschlusskammer  kann  eine  PKS  nicht  vorliegen,  wenn  dem  markt-
beherrschenden  Unternehmen  auf de m  Vorleistungsmarkt  die  Preissetzung  auf  dem  nachge-
lagerten  Markt ni cht  zuzurechnen ist.  

II.3.6.1.2.2  Entflechtungs- und  Entgeltregelungen  als  wirksamer  Schutz  
Nach  den  oben  dargestellten  Grundsätzen  zum  Vorliegen  einer  PKS  besteht  vorliegend  kein  
Raum  für  die  Annahme  einer  PKS  durch  die  Antragstellerinnen.  Denn den  Antragstellerinnen  
ist  die  Preissetzung  auf  dem  nachgelagerten  Markt  aufgrund  des  Zusammenwirkens der  Ent-
geltregulierung  mit  den Entflechtungsregelungen  des ERegG  nicht  zuzurechnen.  Grundsätz-
lich erfolgt  im  Rahmen  einer  kartellrechtlichen  Prüfung  eine Zurechnung  bestimmter  Verhal-
tensweisen innerhalb  einer  wirtschaftlichen Einheit.  Die  für  den  Vorwurf  (u.  a.)  der  PKS  zu  
fordernde  wirtschaftliche  Einheit  liegt  im  Falle  der  Antragstellerinnen  in  Bezug zur  Konzern-
mutter  DB  AG  und  zu  den  über  die  Konzernmutter  verbundenen  EVU  jedoch nicht  nach  An-
sicht  der  Beschlusskammer  – auch  nach  Kenntnisnahme der  entgegenstehenden  Stellung-
nahme des  Bundeskartellamts  vom  10.12.2025  – nicht  vor.   

Das gilt  jedenfalls mit  Blick auf  die  hier  interessierende Frage  einer  Zurechnung  von  Entgel-
tentscheidungen.  Denn  das ERegG  sieht  eine  strenge  Isolierung von  „wesentlichen  Funktio-
nen“  des Netzbetriebs,  also den  Funktionen  des Zugangs zu Trassen  und  der  Bestimmung  
der  Wegeentgelte,  gegenüber  Einflüssen  sonstiger  Konzernunternehmen  vor.  Wegen  der  wei-
teren  Einzelheiten  wird  auf  die  Ausführungen  im  Beschluss  BK10-22-0354_E  unter  Ziffer  
3.7.2.1.4  verwiesen.   

Darüber  hinaus erscheint  das PKS-Konzept  im  vorliegenden Zusammenhang  auch deshalb  
nicht  sinnhaft  anwendbar  zu sein,  weil  die  regulierten  Vorleistungsentgelte  auch  gegenüber  
den  EVU  des DB-Konzerns Anwendung finden.  Eine Senkung  von  Vorleistungsentgelten  
käme  auch  diesen  Unternehmen  zu  Gute  mit  der  Folge,  dass  die  Spielräume  für  ein  etwaiges 
Vorgehen  mittels „Kampfpreisen“  unverändert  erhalten  blieben.  Die  Spanne  zwischen  dem  
Vorleistungspreis  und  dem  Endkundenentgelt  könnte letztlich unverändert  bleiben.  Dies un-
terscheidet  den  Eisenbahnbereich von  anderen  regulierten  Sektoren,  in  denen  der  Endkun-
denarm  des Altsassen  eben  nicht  mit  denjenigen  Kosten  für  die Beschaffung  von Vorleistun-
gen  belastet  ist,  die  die Wettbewerber  treffen.  

Zweifel  an  der  Eignung  des PKS-Konzepts  bestehen im  hiesigen  Kontext  ferner,  weil  nach  
dem  gesetzlichen  Regelbild das Entgeltgenehmigungsverfahren  etwa ein  Jahr  vor  Inkrafttreten  
der  regulierten  Vorleistungspreise  abgeschlossen  wird.  Die  in  anderen  Bereichen  verfolgte  
Funktion des PKS-Konzepts,  eine  missbräuchliche  Spannenbildung im  vertikal  integrierten  
Unternehmen zu  unterbinden,  kann  nach  diesem  Regelbild  kaum  erreicht  werden.  Denn  an-
gesichts des  gezeigten  Zeitsprungs  dürften  die  allenfalls  verfügbaren  historischen  Daten  zu  
Endkundenpreisen  bzw.  Unternehmensverlusten  kaum  mehr  repräsentativ für  die  in  der  regu-
lierten  Fahrplanperiode  zu  erwartenden  Endkundenpreise bzw.  die  Gewinnsituation  sein.   
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Auch das Bundeskartellamt  hebt  in  seiner  Stellungnahme zum  TPS  2026 hervor,  dass  der  
Genehmigungsgegenstand  der  Vorleistungspreis  und  nicht d er  Endkundenpreis sei,  und  leitet  
daraus ab,  dass  die Beschlusskammer  im R ahmen  ihrer  Entgeltgenehmigungsverfahren  eine  
(potentielle)  Margenbeschneidung  ex ante  regelmäßig  nicht  feststellen  und  verhindern  werden  
könne.  Eine PKS  ergebe sich  aus  der  Spanne  zwischen  Vorleistungspreis und  Endkunden-
preis.  Der  Endkundenpreis werde  von den  EVU-Tochtergesellschaften  der  DB  AG  frei  festge-
legt,  wobei  die DB  AG  dabei  aus Art.  102 AEVU  dazu verpflichtet  sei,  ihre  Endkundenpreise  
so  festzulegen,  dass  sie  für  ihre  gegenwärtigen  und  potenziellen ebenso  effizienten  Wettbe-
werber  keine  Verdrängungswirkung entfaltete,  d.  h.  ihre  marktbeherrschende  Stellung  nicht  im  
Wege  einer  PKS m issbrauche.   

Im  Übrigen  gäbe es  allerdings selbst  dann,  wenn  man  das PKS-Konzept  vorliegend  für  an-
wendbar  hielte,  derzeit  keine  überzeugenden  Anzeichen für  einen  Verstoß  der  Antragstellerin-
nen  gegen  die  entsprechenden  Vorgaben,  weder  mit  Blick  auf  den  SGV  (hierzu  unter  
II.3.6.1.2.2.1)  noch  mit  Blick  auf  den SPFV  (hierzu  unter  II.3.6.1.2.2.2).  

II.3.6.1.2.2.1  Keine  Anzeichen  für  eine  PKS  im  SGV  
Für  den  Bereich des  SGV  hält  die Beschlusskammer  zusammenfassend  fest,  dass  aus  ihrer  
Sicht  die  Wettbewerbssituation  auf  dem  nachgelagerten  Markt  keine  Anhaltspunkte  für  die Er-
forderlichkeit  einer  ergänzenden  PKS-Prüfung  über  das Prüfprogramm  des ERegG  hinaus  
bietet.  In  vorhergehenden  Verfahren  wurde  hierzu von  einzelnen  Hinzugezogenen vorgetra-
gen,  dass die  Beschlusskammer  es bislang  unter  Missachtung  der  EuGH-Rechtsprechung  un-
terlassen  habe,  eine  PKS  anzunehmen.  Die  Beschlusskammer  weist  darauf  hin,  dass  der  
EuGH  –  anders wohl  teilweise die  Kommission –  in  seiner  Rechtsprechung  zur  PKS  den  Nach-
weis einer  potentiell w ettbewerbsbeschränkenden  Wirkung  verlangt,   

vgl.  EuGH,  Urteil  vom  14.10.2010,  Rs.  C-280/08,  Deutsche  Telekom,  Rn.  251 ff.;  
EuG,  Urteil  v.  10.04.2008,  Rs.  T-271/03,  Rn.  235;  EuGH,  Urteil  vom  17.02.2011,  
Rs.  C-52/09,  TeliaSonera,  Rn.  70  f.;  Rittner/Dreher/Kulka,  Wettbewerbs- und  Kar-
tellrecht  –  Eine  systematische Darstellung  des  deutschen  und  europäischen  
Rechts,  8. A uflage 2014,  §  10,  Rn. 1 128;  mit  Hinweis auf  die  Analyse einzelfallbe-
zogener  Auswirkungen,  aber  gleichzeitiger  Betonung  der  Indizwirkung  einer  Un-
entbehrlichkeit  der  Vorleistung:  Fuchs,  in:  Immenga/Mestmäcker,  6.  Aufl.  2019,  
AEUV  Art.  102  Rn.  378;  a. A.  Brand,  in:  Jaeger/Kokott/Pohlmann/Schroeder,  
Frankfurter  Kommentar  zum  Kartellrecht,  103.  Lieferung  9.2022,  D.  Missbräuchli-
che Ausnutzung  im  Sinne  des  Art.  102  AEUV,  Rn.  349.  

die  indes  aus Sicht  der  Beschlusskammer  im  Bereich  des SGV  unverändert  nicht  zu  erkennen  
ist.   

Entscheidend scheint,  dass  die  Wettbewerber  der  (zum  Konzernverbund  der  Antragstellerin-
nen  gehörenden)  Hinzugezogenen  zu 6.  im  SGV  bei  einem  für  sie  überwiegend  profitablen  
Preisniveau,  

vgl.  Bundesetzagentur,  „Marktuntersuchung  Eisenbahnen  2024“,  S.  50  ff.,  sowie  
Bundesnetzagentur  „Marktuntersuchung  Eisenbahnen  2023“,  S.  38  ff,   

über  die  Jahre  Marktanteile  hinzugewinnen  konnten  (vgl.  Tabelle  13).  Vor  diesem  Hintergrund  
steht  zur  Überzeugung  der  Beschlusskammer  das Vorliegen  einer  wettbewerbsbehindernden  



PKS  – bei de r  (auch)  über  einen  endkundenseitigen Preisdruck Wettbewerber  verdrängt  wer-
den  –  nicht  zu  befürchten.  Der  Wettbewerberanteil  konnte  dabei  in  2023  auf  56%  weiter  aus-
gebaut  werden.  

Tabelle 13  –  Wettbewerbsentwicklung  im  SGV  

       

        

          

           

Indikator Einheit 2019 2020 2021 2022 2023 

Anteil Wettbewerber % 50 51 54 55 56 

Anteil bundeseigene EVU % 50 49 46 45 44 

Summe Transportleistung SGV Mrd. tkm 138 131 149 150 134 
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Hierzu  sein  angemerkt,  dass die  Marktuntersuchung  2024  beim  SGV  nun  auf  einer  geänderten  
Datenerhebung  basiert,  wodurch der  Anteil  der  DB-Unternehmen  höher  als bisher  angenom-
men  anzusetzen  ist.  Die  Tabelle  13  wurde  entsprechend angepasst,  ist  aber  bezüglich  der  
ausgewiesenen  Werte  nicht  mit  Tabelle  15  im  Beschluss  BK10-23-0400_E  vergleichbar.  Der  
Trend  zu  einem  weiter  steigenden  Anteil  der  Wettbewerbsunternehmen  am  Markt  ist  unverän-
dert vor handen.  

Insgesamt  konnten  die  Wettbewerbsunternehmen  eine  positive  Umsatzrendite  von  2,2%  er-
wirtschaften.  Hierzu  und zu  weiteren  den SGV  betreffenden  Umsatzzahlen   

vgl.  Bundesetzagentur,  „Marktuntersuchung  Eisenbahnen  2024“,  S.  62,  S.  63,  
Abb.  88.  und  Abb.  90.  

Zwar  ist  die  Lage  auf  den  Energiemärkten  weiterhin  angespannt,  die  extremen  Ausschläge  
des Jahres  2022  sind  jedoch  überwunden.  Aufgrund  des  geringen  Anteils  der  Trassenpreise  
an den  Gesamtkosten  des SGV  (die  Infrastrukturkosten,  welche  überwiegend  auf  Trassenent-
gelten  basieren,  lagen  2023  weiterhin  bei 1 0%  der  Gesamtkosten),  

vgl.  Bundesetzagentur,  „Marktuntersuchung  Eisenbahnen  2024“,  S.  63,  

sind  diese für  die  angespannte Situation jedoch nicht  ursächlich und  begründen  keine  PKS.  

Mit  Blick  auf  die  Ergebnissituation der  Hinzugezogenen zu  6.,  die  für  das Jahr  2024  zwar  lang-
sam si nkende,  aber  immer  noch  erhebliche  Verluste aufwies,  

Jahresabschluss  2024 der  Hinzugezogenen  zu  6.,  Ergebnis  nach  Steuern  -468  
Mio.  EUR,   
vgl.https://ir.deutschebahn.com/fileadmin/Bildmaterial/2024/Toechter_2024/DB24 
_Cargo_web_01.pdf ( abgerufen  am  09.12.2025),  

ist  darauf  hinzuweisen,  dass –  anders  als möglicherweise  im  über  die  Wertschöpfungsstufen  
hinweg  durch hohe  Infrastrukturfixkosten  geprägten  Telekommunikationsbereich –  für  den  
wettbewerblichen SGV  nicht  davon  auszugehen  ist,  dass  insbesondere  allein  Skalenvorteile  
der  Hinzugezogenen  zu  6.  dazu  führen  würden,  dass  Wettbewerber-EVU  per  se  Wettbewerbs-
nachteile aufweisen  würden.  

In diesem  Zusammenhang ist  im  Hinblick  auf d ie Entflechtung  die  Entscheidung  der  EU  Kom-
mission  vom  29.11.2024  unter  Az.  SA.50952 zu  beachten.  Der  seit  2012  bestehende  Ergeb-
nisabführungsvertrag  zwischen  der  Hinzugezogenen  zu  6.  und  der  DB  AG  musste zum  
31.12.2024  beendet  werden.  Zudem m uss  die Hinzugezogene  zu  6.  bis Ende 2026  nachhaltig  

https://vgl.https://ir.deutschebahn.com/fileadmin/Bildmaterial/2024/Toechter_2024/DB24
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profitabel  sein und  selbst  einen angemessenen  Beitrag  an  ihren  Umstrukturierungskosten  leis-
ten.   

Auch mit  Blick  auf  die  Marktanteils- und die  historische  Entwicklung  geht  die  Beschlusskam-
mer  insofern nicht  davon  aus,  dass im  SGV  die  Hinzugezogene  zu  6.  einen  „natürlichen  Effi-
zienzbenchmark“  aufweist,  an dem  mit  Blick  auf  eine  mögliche  PKS  die  regulatorische  Entgelt-
gestaltung ausgerichtet  werden sollte.  Des  Weiteren  wird  weiterhin  auf  die  entsprechenden  
Ausführungen  in  den Beschlüssen zum  TPS  2021  verwiesen  (BK10-20-0178_E,  S.  99  ff.  und  
BK10-20-0066_E,  S. 4 5  ff.).  

II.3.6.1.2.2.2  Keine  Anzeichen  für  eine  PKS  im  SPFV  
Mit  Blick  auf  den SPFV  ist d ie  wirtschaftliche  Lage weniger  eindeutig  als im  SGV.  Dennoch  ist  
ebenfalls bereits auf  Tatbestandsebene  nicht  von  Anzeichen  für  ein  Vorliegen  der  Vorausset-
zungen  einer  PKS  auszugehen (auch  wenn  auf  Ebene des  nachgelagerten  Endkundenmark-
tes  eine gänzlich  andere  Wettbewerbssituation  als im  SGV  vorliegt).  Diese  Einschätzung  der  
Beschlusskammer  stützt  sich  insbesondere  darauf,  dass  die  Hinzugezogene  zu  7.  – als  im  
SPFV  tätiges EVU  im  Konzern  der  Antragstellerinnen  – bis zur  Covid-19-Pandemie  über  viele  
Jahre  positive Geschäftsergebnisse erzielte.   

So  stellt  die  Inkaufnahme  eines  Verlustes  in  der  Logik der  PKS  die Folge  einer  unternehmeri-
schen Entscheidung mit  dem  Ziel d er  Sicherung  bzw.  Erweiterung  von Marktmacht  zu  Lasten  
des Wettbewerbs dar.  Der  demgegenüber  im  Wesentlichen  durch  die  Covid-19-Pandemie  in  
den  Jahren  2020  und  2021 eingetretene Verlust  der  Hinzugezogenen zu 7.  erscheint  daher  
auch  unter  Berücksichtigung  der  aktuellen  Entwicklungen  nach Auslauf  der  Pandemie  aus  
Sicht  der  Beschlusskammer  nicht  geeignet,  um  den  Effizienzgrad  dieses  Unternehmens  im  
Rahmen  einer  PKS-Prüfung  zu ermitteln.   

Gegen  ein derartiges  Verhalten  der  Hinzugezogenen zu  7.  sprechen  auch die  Ausführungen  
in  der  Marktuntersuchung Eisenbahnen  vom  November  2024.  Dort  werden  für  das Jahr  2023  
ein  Anstieg des  Marktanteils der  nicht-bundeseigenen  EVU  beim  SPFV  von  4 auf  5%  ausge-
wiesen sowie  von einem  knapp  50-prozentigem  Anstieg  der  Verkehrsleistung der  nicht-bun-
deseigenen Fernverkehrsanbieter  gesprochen,  die  ihre Verkehrsangebote  weiter  ausbauten,  

Bundesnetzagentur,  „Marktuntersuchung  Eisenbahnen  2024“,  Seiten  19  und  20,  
vgl.  https://www.bundesnetzagen-
tur.de/DE/Fachthemen/Eisenbahnen/Veroeffentlichungen/Marktuntersuchungen/ 
start.html,  (abgerufen  am  09.12.2025)  

So  beruhen  auch  die  in  den  Folgejahren  entstandenen Verluste,  neben  den  Nachwirkungen  
der  Covid-19-Pandemie,  auf  verschiedenen Ursachen,  die nicht  in  der  Höhe  der  Trassenpreise  
begründet  sind.  

Für  das  Jahr  2023  zeigen  sich  zum  einen  gegenüber  dem  langjährigen  Durchschnitt  deutlich  
gestiegene Investitionen  sowie,  in  Folge  des  Ukraine  Krieges,  zum  anderen  stark  gestiegenen  
Energiekosten.  

Geschäftsbericht  DB  Fernverkehr  2023,  Seite  25,  vgl.  https://ir.deutsche-
bahn.com/fileadmin/user_upload/DB23_Fernverkehr_web.pdf,  (abgerufen  am  
09.12.2025)  

Für  das Jahr  2024  führten  u.a.  die  erste  Generalsanierung  und  Streiks  zu  einem  gesunkenen  
Fahrgastaufkommen  und  damit e inhergehenden  Umsatzeinbußen,  

https://bahn.com/fileadmin/user_upload/DB23_Fernverkehr_web.pdf
https://ir.deutsche
https://www.bundesnetzagen


Geschäftsbericht  DB  Fernverkehr  2024,  Seite  1,  vgl.  https://ir.deutsche-
bahn.com/fileadmin/Bildmaterial/2024/Toechter_2024/  
DB24_Fernverkehr_web_01.pdf  (abgerufen  am  09.12.2025).  

Der  im  ersten  Halbjahr  2025  deutlich reduzierte Verlust  spricht  zumindest  dafür,  dass  grund-
sätzlich eine  solide  Profitabilität  der  Hinzugezogenen  zu 7.  erreichbar  ist  (vgl.  Tabelle  14).  Be-
triebsleistung  und Fahrgastzahlen sind  gestiegen.  Der  von  der  Hinzugezogenen  zu 9.  hervor-
gehobene  Sachverhalt,  dass  verstärkt  angebotene  Sparpreise  für  eine  Überschreitung  der  
Tragfähigkeit  der  Trassenentgelte  sprechen,  kann  jedoch auch,  wie  von  den  Antragstellerin-
nen  in  ihrer  Antwort  vom  16.10.2025  auf  das  14.  Anhörungsschreiben  ausgeführt,  in  der  inzwi-
schen mehrjährigen wirtschaftlichen  Schwächephase begründet  sein.   

Die  wirtschaftliche  Lage  der  Hinzugezogenen  zu  7.  ist  in der  nachfolgenden  Übersicht  zusam-
mengefasst.  

Tabelle 14  –  Gewinnmargenentwicklung  (ROCE) der H inzugezogenen  zu  7.  

DB Fernverkehr Einheit  2018  2019  2020  2021  2022  2023  2024  1.HJ  25  

EBIT  Mio. EUR  471  485  -1.700  -1.819  -75  -130  -245  -59  

Capital Employed  (CE)  Mio. EUR  2.784  3.753  4.805  5.936  6.987  8.452  8.596  8.733  

ROCE (EBIT/CE)  %  17 %  13 %  -35 %  -31 %  -1 %  -2 %  -3 %  -1 % 

 (Quelle: Integrierte  Berichte  DB AG,  verschiedene  Jahrgänge) 
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Aus Sicht  der  Beschlusskammer  ist  insgesamt  nicht  zu erkennen,  dass  die negativen  Ge-
schäftsergebnisse  nicht  maßgeblich durch zunächst  pandemiebedingte Verluste und  überwie-
gend  weitere  externe  nicht  im  Verantwortungsbereich  des  Unternehmens  liegende Ursachen  
getrieben  wurden  (Energiekrise,  Fahrgästerückgang  durch  Streik und Sanierungen,  bau- und  
qualitätsbedingte Einschränkungen  des Streckennetz allgemein)  und  nicht  dem  Ziel  der  Siche-
rung bzw.  Erweiterung  von  Marktmacht  zu Lasten  des Wettbewerbs  dienen.  Der  im  ersten  
Halbjahr  2025  deutlich  reduzierte  Verlust  bedeutet  zudem  nicht,  das  auch  für  das  Jahr  2026  
ein  Verlust  bereits  strukturell  vorgezeichnet  ist.  

Die  aktuellen  Bestrebungen  ausländischer  EVU,  in den deutschen  Fernverkehrsmarkt  einzu-
steigen,  sprechen  ebenfalls nicht  dafür,  dass  mit  den  derzeitigen Trassenpreisen  eine  PKS  
bestünde  und  die  Tragfähigkeit  nicht  mehr  gegeben  sei.  

Vgl.  u.a.:  https://www.zdfheute.de/wirtschaft/unternehmen/bahn-tre-
nitalia-italo-fernverkehr-deutschland-konkurrenz-100.html  (abgerufen  am  
11.12.2025)  

Eine  Entscheidung  des  EuGH  in  Sachen  Trassenpreisbremse ist  nicht  erfolgt,  auch  Zeitpunkt  
und  Richtung  der  Entscheidung  sind  nicht  absehbar.  Dennoch  führen  die  bereits  dargestellten  
Maßnahmen  des Gesetzgebers in Sachen  EK-Verzinsung  und  erweiterter  Förderung  von In-
standhaltungen  sogar  zu  insgesamt  leichten  Trassenpreisabsenkungen  im  SPFV.  Dies  bestä-
tigt,  wie  unter  II.3.6.1.2.2  bereits  ausgeführt,  dass  selbst  dann,  wenn  man  das PKS-Konzept  
vorliegend  für  anwendbar  hielte,  die  nun  genehmigten  Entgelte  keine  Anzeichen  für  die  Ver-
ursachung  einer  PKS l iefern.   

II.3.6.1.3  Zum  Vorwurf  des  Ausbeutungsmissbrauchs  im  SGV  
Die  Hinzugezogenen  zu  2.,  4.,  12.,  13.,14.,  18.,  19.,  25.,  26.,  27.,  29.  tragen  mit  Stellungnahme  
vom  14.02.2025  vor,  dass  von  einem  Preishöhenmissbrauch  gemäß  Art.  102  Satz  2  lit.  a)  

https://www.zdfheute.de/wirtschaft/unternehmen/bahn-tre
https://bahn.com/fileadmin/Bildmaterial/2024/Toechter_2024
https://ir.deutsche
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AEUV  auszugehen  sei.  Zu  prüfen  sei,  ob  die  beantragten Trassenpreise  im  Segment  SGV  
Standard realistischerweise unter  Wettbewerbsdruck durchsetzbar  wären.  

Aus Sicht  der  Beschlusskammer  bestehen  für  das Vorliegen eines Ausbeutungsmissbrauchs  
(hierzu unter  II.3.6.1.3.1)  keine hinreichenden  Anzeichen  (hierzu  unter  II.3.6.1.3.2).  

II.3.6.1.3.1  Definition  des  Ausbeutungsmissbrauchs  
Der  Ausbeutungsmissbrauch  wird  im  europarechtlichen  Kontext  vor  allem  aus Art.  102  Satz.  
2  lit.  a)  AEUV  abgeleitet.  Danach liegt  ein  solcher  Missbrauch vor,  wenn  ein marktbeherr-
schendes Unternehmen  unmittelbar  oder  mittelbar  unangemessene Einkaufs- oder  Verkaufs-
preise bzw.  Geschäftsbedingungen  erzwingt.  Ein  Preis ist  dann unangemessen,  wenn  er  im  
Missverhältnis  zum  wirtschaftlichen  Wert  der  Ware  oder  Dienstleistung  steht.  Zudem  dürfte  
eine  Unangemessenheit  nur  dann  anzunehmen  sein,  wenn  eine  „starke“  oder  „eindeutige“  
Überhöhung  zu  erkennen  ist,  

vgl.  jeweils m.  w.  N.  Fuchs,  in:  Immenga/Mestmäcker,  Wettbewerbsrecht,  6.  Auf-
lage.  2019,  Band  1,  III.  Abschnitt,  Art.  102  AEUV,  Rn.  175  ff.;  Deselaers,  in:  
Grabitz/Hilf/Nettesheim,  Das Recht  der  Europäischen  Union,  Stand:  77.  EL  Sept.  
2022,  Art.  102  AEUV,  Rn.  396.  

II.3.6.1.3.2  Keine  eigenständige  Prüfung  im  Rahmen der  Entgeltgenehmigung  
Aus Sicht  der  Beschlusskammer  ist  der  Vorwurf  des  Ausbeutungsmissbrauchs nach  Art.  102  
Satz 2  lit.  a)  AEUV  zurückzuweisen.  Eine  die  Regelungen  der  Anreizsetzung  verletzende  und  
damit  überhöhte Entgelte  indizierende Kostenüberschreitung ist  aufgrund  der  im  Rahmen  der  
Entgeltgenehmigung durchgeführten  Prüfung  nicht  ersichtlich.  Eine  eigenständige Prüfung  ei-
nes Ausbeutungsmissbrauchs im  Hinblick  auf  die  Preishöhen  –  losgelöst  von  den  Fallgruppen  
des unzulässigen  Preissprungs sowie  der  PKS  –  ist  nach den unter  II.3.6.1  dargestellten  Maß-
stäben  nicht  geboten.  Eine  von  den  ERegG-eigenen  Bestimmungen  gelöste Betrachtung  (al-
leine)  nach Art.  102  AEUV  könnte  mit  Blick auf  den  Vorwurf  überhöhter  Preise  im  vorliegenden  
Verfahren  kein  anderes Prüfergebnis  nach  sich  ziehen  als das  durch  die  Entgeltprüfung  nach  
ERegG  zustande gekommene,  da  in  der  Bewertung  des überhöhten  (Vorleistungs-)Preises  
nach  Art.  102  AEUV  kein „Plus“  zur  Bewertung  dieses  Preises  anhand  der  ERegG-Bestim-
mungen  zu  erkennen  ist,  

vgl.  Beschluss  BK10-22-0354_E  vom  30.03.2023,  S.  96  (II.3.7.2.2.2)  m.  w.  N.  

Ein  Entgelt,  welches in  Übereinstimmung  mit  den  eisenbahnregulatorischen Vorgaben,  so na-
mentlich  des  §  36  Abs.  1 (relative Markttragfähigkeit  unter  Gewährleistung  bestmöglicher  Wett-
bewerbsfähigkeit  der  Segmente)  und  Abs.  2  Satz  3  (Marktausschlusstest,  absolute Markttrag-
fähigkeit)  ERegG  sowie  des § 26  Abs.  2  Satz  2  ERegG  (Prüfung  gegen  die  Obergrenze  der  
Gesamtkosten)  ermittelt  wurde,  kann schon  nicht  als ausbeuterisch und  im  Sinne  des  Art.  102  
Satz 2  lit.  a)  AEUV  als „unangemessen“  angesehen werden.   

II.3.6.2  Förderung  SGV  und  SPFV  
Der  Genehmigungsantrag  sieht  sich auch  mit  Blick  auf  die  bestehenden  Förderprogramme  
keinen Einwänden ausgesetzt.   

Das seinerzeitige Bundesministerium  für  Verkehr  und  digitale  Infrastruktur  (BMVI)  hatte mit  
Einführung  des  Masterplans Schienengüterverkehr  eine Trassenpreisförderung für  alle  Seg-
mente  des  SGV  beschlossen  und  zwischenzeitlich –  zunächst  pandemiebedingt  und  temporär  
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–  auch eine  Förderung  für  Verkehre des SPFV  etabliert.  Für  das  Jahr  2026  ist  für  die  Redu-
zierung  der  Trassenpreise  im  Schienengüterverkehr  ein  Mitteleinsatz  von 265  Mio.  EUR  vor-
gesehen,  für  die  Reduzierung  der  Trassenpreise  im  SPFV  wird  eine  (neue)  Förderrichtlinie  
erarbeitet,  

vgl.  Pressemitteilung des  Deutschen  Bundestages  vom  14.11.2025,  „Entlastungs-
paket  zur  Abmilderung  des Trassenpreisanstiegs  im  Fern- und  Güterverkehr  auf  
der  Schiene“,  abrufbar  unter  https://www.bmv.de/Shared-
Docs/DE/Pressemitteilungen/2025/060-schnieder-entlastungspaket-
trassenpreisanstieg-fern-und-gueterverkehr-schiene.html,  (abgerufen  am  
11.12.2025).  

In allen  bisherigen Fällen  blieben  die genehmigten  Trassenentgelte jedoch  von den  Förder-
programmen  unbeeinflusst.  Der  Bund hat da bei i m  Rahmen  der  Förderungen eine  nachträgli-
che  anteilige Finanzierung  der  von  den  Antragstellerinnen  in  Rechnungen  gestellten  Trassen-
entgelte (mit  genehmigten Entgelten  als Grundlage)  vorgenommen.  Eine  Abkehr  von  dieser  
Fördersystematik  ist  nicht  vorgesehen.   

Gleichwohl  kann  argumentiert  werden,  dass  die  Förderungen  Einfluss  auf  die Eingangswerte  
der  in  den  Entgeltherleitungsmodellen genutzten  Parameter  haben.  Die dem  Antrag  unterlie-
genden Modelle  werden  mit  Blick  auf  die zugrunde  gelegten  Paramater  in  der  Regel  jährlich  
aktualisiert.  Insofern  finden  sich  ändernde  Marktgegebenheiten  –  auch  mit  Blick  auf  Förde-
rungswirkungen  –  in  diesen  Parametern Berücksichtigung.   

Im  Ergebnis ist  der  Genehmigungsantrag  auch  mit  Blick  auf  die  Berücksichtigung  etwaiger  
Förderprogramme  nicht  zu beanstanden.  

II.3.7  Weitere Entgeltkomponenten  
Im  Rahmen  der  hiesigen  Entgeltgenehmigung  sind die  weiteren  im  Folgenden  aufgeführten  
Entgeltkomponenten  ebenfalls im  tenorierten  Umfang  genehmigungsfähig.  Dies  betrifft  das  
Entgelt  für  Nichtstornierung  (hierzu  unter  II.3.7.1),  das Zeitfenster  für  kostenfreie  Stornierun-
gen  (hierzu II.3.7.2),  die Regelstornierungsentgelte  (hierzu unter  II.3.7.3),  sowie  die  Höhe  der  
Nachlässe für  Neu- und  Punkt-zu-Punkt-Verkehre,  die  (neue)  Regelung  zum  Entgeltnachlas-
ses bei  Umleitung  aufgrund  von  Baumaßnahmen,  die  automatische  Minderung  und  die  20-
Stunden-Regelung  (hierzu unter  II.3.7.4).  

II.3.7.1  Entgelt  für  Nichtstornierung 
Die  Beschlusskammer  genehmigt  die  von  den  Antragstellerinnen  beantragte Regelung  zum  
Entgelt  für  Nichtstornierung  in  Abschnitt  5.6.3.3  der  INB  2026.  Rechtsgrundlage für  diese Ent-
scheidung  ist  §  40  Abs.  1 Sätze  1  und  2 ERegG  i.  V.  m.  §  45  ERegG.  

Die  folgenden Abschnitte stellen  die beabsichtigte  Regelung  dar  (hierzu  unter  II.3.7.1.1),  be-
schreiben  die rechtlichen  Anforderungen an  eine  Regelung des Entgelts für  Nichtstornierung  
(hierzu unter  II.3.7.1.2)  und  enthalten  eine Bewertung  der  zur  Genehmigung  gestellten  Rege-
lung  durch die  Beschlusskammer  (hierzu  unter  II.3.7.3.3).  

II.3.7.1.1  Beabsichtigte Regelung  
Die  beantragte  Regelung  für  ein Entgelt  für  Nichtstornierung findet  sich  in  Abschnitt  5.6.3.3  
der  INB  2026.  Der  Abschnitt  ist  unter  Zugrundelegung  der  letzten  diesbezüglichen Antragsän-
derung  vom  21.11.2025,  klargestellt  am  01.12.2025,  wie  folgt  beantragt:  

https://www.bmv.de/Shared
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INB  Abschnitt  5.6.3.3  Entgelt  für  Nichtstornierung  

Wird eine  Trasse  durch  den  ZB  nicht  genutzt u nd  nicht  innerhalb von  20  Stun-
den nach der  geplanten  Abfahrt  storniert,  fällt  ein Entgelt  für  Nichtstornierung  
an.  

Bei  Fällen  höherer  Gewalt  sowie  bei  behördlichen  Anordnungen  oder  Ein-
schränkungen,  die  aus  der  Sphäre  des  Infrastrukturbetreibers  stammen,  wird 
kein Entgelt  für  Nichtstornierung  für  die  ausgefallene  Trasse  sowie  für  einen  
davon  betroffenen  Umlauf  erhoben.  

Dies  gilt  grundsätzlich  nur,  sofern  die Fälle  der  höheren  Gewalt,  die  behördli-
chen  Anordnungen  oder  die  Einschränkungen  seitens des Infrastrukturbetrei-
bers im  Geltungsbereich dieser  INB  erfolgt  sind.  

Für  eine  kostenfreie  Stornierung  ist  der  Ausfall  einer  Trasse,  welcher  durch 
einen  Fall  höherer  Gewalt  außerhalb  des  Geltungsbereiches dieser  INB  verur-
sacht  wurde,  im  Rechnungsbahnhof  der  DB  InfraGO  AG  zu  melden.  Darüber  
hinaus hat  das  EVU  bzw.  der  ZB  das Vorliegen  eines Falls höherer  Gewalt  als 
Grund  für  den Ausfall  der  Trasse  mit  Bestätigung  des  betroffenen  Eisen-
bahninfrastrukturunternehmens (EIU)  bei  der  Meldung  im  Rechnungsbahnhof  
der  DB  InfraGO  AG a ls Upload nachzuweisen.  

Wird ein ausgefallener  Umlauf  aufgrund  der  oben  genannten  Gründe  nicht  be-
preist,  so  erfolgt  dies  unter  folgenden  Voraussetzungen:  

"  Der  betroffene  ausgefallene  Umlauf  sowie  die  Umlaufbeziehung wer-
den im  Rechnungsbahnhof  der  DB  InfraGO  AG  gemeldet.  

"  Die  Umlaufbeziehung wird vorliegend  berücksichtigt,  wenn  die  beiden  
Trassen  durch  dasselbe  EVU/  denselben  ZB  durchgeführt  werden  und  
die  beiden  Trassen  des  Umlaufs  dieselben  Start- und  Zielpunkte auf-
weisen  und sich maximal  um  einen  Verkehrstag  unterscheiden.  

Bei  der  Berechnung  dieses Entgelts  wird  der  Anteil  an den  unmittelbaren  Kos-
ten  des  Zugbetriebs  für  die Instandhaltung  und  für  Abschreibungen  abgezo-
gen.  Daraus ergibt  sich  die  Berechnungsbasis  für  das  Entgelt  für  Nichtstornie-
rung.  

Das Entgelt  für  Nichtstornierung  beträgt  für  den  SGV  200  %  von  der  Berech-
nungsbasis des Entgelts  sowie für  den  SPFV  und SPNV  150 %  von  der  Be-
rechnungsbasis des Entgelts.  

Daraus ergeben  sich  die jeweiligen  in  Anlage  5.3  ausgewiesenen  Entgelte  für  
Nichtstornierung  je  Trassenkilometer.  

Das Entgelt  für  Nichtstornierung  je Verkehrstag  und je  Marktsegment  berech-
net  sich  wie  folgt:  

Entgelt  für  Nichtstornierung  je Verkehrstag  =  Trkm  *  Entgeltsatz gem.  
Anlage  5.3  

Die  Regelungen  für  einen  20  Stunden-Zug im  Sinne  der  Ziffer  5.6.3.2  bleiben  
davon  unberührt.  
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Die  Regelung zum  Entgelt  für  Nichtstornierung  soll  nunmehr  erstmals  eine  eigene  Bestimmung  
zur  Berechnung  des  Entgelts enthalten.  Ein Verweis auf  das Regelstornierungsentgelt  ist  nicht  
mehr  enthalten.   

Die  Hinzugezogene zu  6.  kritisiert,  die  beantragte  Regelung  zur  kostenfreien Nichtstornierung  
ausgefallener  Umläufe erfasse nur  einen Teil  der  in  betrieblichen Praxis üblichen Umlaufbe-
ziehungen.  

II.3.7.1.2  Rechtliche  Anforderungen  
Die  rechtlichen  Anforderungen  für  die  Erhebung  eines Entgelts  für  Nichtstornierung  ergeben  
sich aus § 40  Abs.  1 Sätze  1  und 2 ERegG.  Nach  §  40  Abs.  1 Satz  1  ERegG  kann  ein  Betreiber  
der  Schienenwege  ein angemessenes  Entgelt  für  Schienenwegkapazität  verlangen,  die  ver-
traglich zugewiesen,  aber  nicht  in  Anspruch  genommen  wurde.  Nach  dem  Folgesatz  ist  das  
Entgelt  insbesondere  angemessen,  wenn  es Anreize  für  die  effiziente  Nutzung der  Schienen-
wegkapazität  schafft.  

II.3.7.1.3  Bewertung  
Das Entgelt  für  Nichtstornierung  genügt  diesen Anforderungen.  

Es  reizt  eine Freigabe von Trassen  an,  wodurch  die  praktisch  verfügbare  Schienenwegkapa-
zität  erhöht  und  die  vorhandene  Schienenwegkapazität  effizienter  genutzt  wird.  Die  Höhe  des  
Entgelts  für  Nichtstornierung  steht  zudem  in einem  angemessenen  Verhältnis  zur  intendierten  
Anreizwirkung.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  dass es  EVU  in  der  Regel  möglich sein  sollte,  
nicht  genutzte  Trassen bis spätestens 20 Stunden nach geplanter  Abfahrt zu  stornieren,  

vgl.  Beschluss  BK10-22-0354_E  vom  30.03.2023,  S.  109  (II.3.8.6.3.2).   

Aus der  Regelung in  Abschnitt  5.6.3.3  folgt  auch  keine  unzulässige  Obliegenheit  zur  Stornie-
rung.  Nach  Abschnitt  5.6.3.3.  wird in  den  Fällen,  in  denen  die  Antragstellerinnen  nicht  in  der  
Lage  sind,  den  vertraglich vereinbarten  Schienenweg bereitzustellen,  kein  Entgelt  für  
Nichtstornierung  erhoben.  Etwas anderes  gilt  nur  in den  Fällen,  in  denen  die  Trasse Teil  einer  
grenzüberschreitenden  harmonisierten  Trasse  ist  und  im vo r- oder  nachgelagerten  Netz nicht  
nur  unerhebliche  Einschränkungen aufgetreten  sind.  Nach  Auffassung  der  Beschlusskammer  
haben  sich  die  Antragstellerinnen diese  Einschränkungen  nach  den  Grundsätzen  der  gemein-
schaftlichen  Schuld  zuzurechnen,  sodass  eine  Stornierung  in  diesem  Einzelfall  dem  Grunde  
nach  ebenfalls entbehrlich  ist,  

vgl.  Beschluss  BK10-23-0213_E  vom  05.02.2024,  S.  20  (II.2.2.1.2.7).  

Dies steht  der  Genehmigungsfähigkeit  letztlich  nicht  entgegen,  da  eine  Obliegenheit  zur  Stor-
nierung in  den  genannten grenzüberschreitenden  Konstellationen  nicht  unangemessen belas-
tet.  Die  Stornierung  ist  nach  Abschnitt  5.6.4 der  INB  2026 kostenfrei  möglich,  und  der  dabei  
anfallende  Aufwand ist  als gering  zu  betrachten.  

Die  beabsichtigte  Regelung  ist  auch hinsichtlich  der  erfassten  Umlaufbeziehungen  rechtmä-
ßig.  Der  Rechtmäßigkeit  steht  auch  nicht  entgegen,  dass  die  beabsichtigte  Regelung  nur  be-
stimmte  Umlaufbeziehungen  erfasst.  Trassen,  die  die  Anforderungen  an  die  geforderte Um-
laufbeziehung  nicht  erfüllen,  können  grundsätzlich  nach  Abschnitt  5.6.4  der  INB  2026  kosten-
frei s torniert  werden,  

vgl.  Beschluss  BK10-23-0213_E  vom  05.02.2024,  S.  18  (II.2.2.1.2.3).  
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II.3.7.2  Zeitfenster  für  kostenfreie  Stornierung  
Die  Beschlusskammer  genehmigt  die von  den  Antragstellerinnen  beantragte Ausnahmerege-
lung  zum  Zeitfenster  für  kostenfreie  Stornierungen  in  Abschnitt  5.6.4  der  INB  2026.  Rechts-
grundlage  für  diese  Entscheidung  ist  §  40  Abs.  1  Sätze  1  und 2  ERegG  i.  V. m . §  45  ERegG.  

Die  folgenden Abschnitte stellen  die beabsichtigte  Regelung  dar  (hierzu  unter  II.3.7.2.1),  be-
schreiben  die  rechtlichen Anforderungen  an  eine  Regelung eines  Kapazitätsbereitstellungs-
entgeltes (hierzu  unter  II.3.7.2.2)  und  enthalten  eine  Bewertung  der  zur  Genehmigung  gestell-
ten  Regelung  durch  die  Beschlusskammer  (hierzu  unter  II.3.7.2.3).  

II.3.7.2.1  Beabsichtigte Regelung  

Die  beabsichtigte  Regelung  hinsichtlich der  zeitlichen  Ausnahmen  zur  Erhebung  von  Stornie-
rungsentgelten  in  Abschnitt  5.6.4  Sätzen  9  bis 11  lautet  wie  folgt:  

INB  Abschnitt  5.6.4 Maluszahlungen  für Stornierungen  

(…)  Für  alle  Stornierungen  von  Trassen,  die  zwischen  dem  15.12.  –  
19.12.2025  erfolgen,  wird  kein  Stornierungsentgelt  erhoben.  Diese Stornierun-
gen werden  nicht  bei  der  Ermittlung  der  Stornierungsquote  nach  den  Ziffern  
3.3.4.4.3  lit.  a)  und  4.2.1.9 berücksichtigt.  Den  Zugangsberechtigten  wird  der  
o.g.  Zeitraum  durch die  DB I nfraGO  AG  AG  über  entsprechende  Kundeninfor-
mation  bekannt ge geben.  

II.3.7.2.2  Rechtliche  Anforderungen  

Die  rechtlichen  Anforderungen  an  die  verpflichtende  Erhebung  eines  Entgelts  für  vorgehaltene  
Schienenwegkapazität  ergeben  sich aus § 40  Abs.  1  Satz  3  ERegG.  Danach  muss  ein  derar-
tiges Entgelt  von  dem  Zugangsberechtigten  erhoben  werden,  wenn  er  es  regelmäßig ver-
säumt,  zugewiesene Trassen oder  Teile  davon  zu  nutzen.  Ansonsten  ist  die Erhebung  gemäß  
§  40  Abs.  1 Sätze  1  und  2  ERegG  in das  pflichtgemäße  Ermessen des Betreibers  der  Schie-
nenwege  gestellt.  

II.3.7.2.3  Bewertung  

Die  Beschlusskammer  hält  die  Regelung  zum  Zeitfenster  kostenfreier  Stornierungen für  eisen-
bahnrechtskonform.  Die  Regelung  nimmt  Rücksicht a uf  die vorliegend  erst  kurz vor  Fahrplan-
wechsel  ergehende  Genehmigungsentscheidung.  Sie  ermöglicht  es  Zugangsberechtigten,  
sich im  Anschluss  an  die  Entscheidung  und  damit  in  erstmaliger  Kenntnis  der  für  die  Fahrplan-
periode geltenden  Preise  innerhalb  eines beschränkten  Zeitraums  von fünf  Arbeitstagen  kos-
tenfrei  von  den  vereinbarten  Trassen  zu  lösen.  Die  Beschlusskammer  hält  diese  Regelung  für  
interessen- und damit  ermessensgerecht  im  Sinne von  § 40  Abs.  1  Sätze 1  und  2  ERegG.  Sie  
geht  gleichzeitig davon  aus,  dass Zugangsberechtigte auf  der  Grundlage  dieser  Regelung  es  
nicht  im  Sinne von  §  40  Abs.  1  Satz  3  ERegG  regelmäßig versäumen  werden,  zugewiesene  
Trassen  oder  Teile davon zu nutzen.  Dahingehende Anhaltspunkte  sind  der  Beschlusskam-
mer  nicht  bekannt.  

II.3.7.3  Regelstornierungsentgelt  
Die  Beschlusskammer  genehmigt  die  von  den  Antragstellerinnen  beantragte Regelung  zum  
Regelstornierungsentgelt  in  Abschnitt  5.6.4.1  der  INB  2026.  Rechtsgrundlage  für  diese  Ent-
scheidung  ist  §  40  Abs.  1 Sätze  1  und  2 ERegG  i.  V.  m.  §  45  ERegG.  
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Die  folgenden Abschnitte stellen  die beabsichtigte  Regelung  dar  (hierzu  unter  II.3.7.3.1),  be-
schreiben  die  rechtlichen Anforderungen  (hierzu  unter  II.3.7.3.2)  und  enthalten  eine  Bewertung  
der  zur  Genehmigung  gestellten  Regelung durch die  Beschlusskammer  (hierzu  unter  
II.3.7.3.3).  

II.3.7.3.1  Beabsichtigte Regelung  
Die  beantragten  Regelungen  zum  Regelstornierungsentgelt  entsprechen  im  Wesentlichen  den  
zum  TPS  2024  neu  gestalteten  Regelungen.  Sie  stellen  im  Vergleich  zu  denen  im  TPS  2023  
eine  Verschärfung  dar.  Um  zum  günstigeren  Mindeststornierungsentgelt  stornieren  zu  können,  
muss  nun  deutlich früher  als noch auf  Grundlage  der  Regelungen  des TPS  2023  storniert  
werden  (30.11.  vor  Beginn  der  NFP  statt  einen  Monat  vor  Fahrt).  Die  Regelungen  sind  aber  
bereits,  nach  intensiver  Diskussion  und  Anpassungen  im  Rahmen  des Verfahrens BK10-22-
0354_E,  zum  Start  des  TPS  2024 genehmigt  worden.  Gegen  die Genehmigung  dieser  Rege-
lung  wurde  im  Laufe  des Jahres 2023  eine  Beschwerde  eingelegt,  die  im  Verfahren  BK10-23-
0213_E  behandelt  wurde.  

II.3.7.3.2  Rechtliche  Anforderungen  
Die  rechtlichen  Anforderungen für  die  Erhebung  von  Stornierungsentgelten ergeben  sich  aus  
§  40 Abs.  1  Sätze  1 und  2 ERegG.  Nach §  40  Abs.  1 Satz 1  ERegG  kann  ein  Betreiber  der  
Schienenwege  ein angemessenes  Entgelt  für  Schienenwegkapazität  verlangen,  die  vertrag-
lich zugewiesen,  aber  nicht  in  Anspruch  genommen  wurde.  Nach  dem  Folgesatz  ist  das  Ent-
gelt  insbesondere  angemessen,  wenn  es  Anreize  für  die  effiziente  Nutzung der  Schienenweg-
kapazität  schafft.  Dies fordert,  die Aspekte der  Anreizsetzung  und  der  Angemessenheit m itei-
nander  in  einen  Ausgleich  zu  bringen,  der  den  Zweck  des  Nichtnutzungsentgelts  wahrt,  die  
Zugangsberechtigten  zu  einer  sorgfältigen Trassenbestellung  und  -nutzung  anzuhalten,  

vgl.  BVerwG-Urteil  vom  12.10.2022,  Az.  6  C 10 /20,  Rn. 7 3  (juris).  

II.3.7.3.3  Bewertung  
Die  Beschlusskammer  hält  die zum  TPS  2024,  TPS  2025  und nun auch  zum  TPS  2026 vor-
gelegten Regelungen  zum  Regelstornierungsentgelt  für  eine  rechtmäßige  Umsetzung  von  
§  40  Abs.  1  Sätze  1  und  2  ERegG.   

Die  bis zum  TPS  2023  gültigen  Regelungen  waren  diesbezüglich  offenbar  nicht  durchschlags-
kräftig  genug.  Jedenfalls waren  die  Stornierungsquoten  unter  dem  alten  Regime relativ hoch.  
Die  Regelstornierungsentgelte  belasten  die Zugangsberechtigten  nicht  unangemessen  und  
schaffen  Anreize für  die  effiziente  Nutzung  der  Schienenwegkapazität.  Die  Antragstellerinnen  
haben  zuletzt  mit  Schreiben  vom  06.11.2025  eine  Evaluierung  der  seit  dem  TPS  2024  ange-
wandten  Stornierungsregelungen  vorgelegt.  Positiv bewerten  die  Antragstellerinnen  bei  der  
Evaluation,  dass  die  Stornierungen  nun  den  Anreizen entsprechend  tendenziell  früher  vorge-
nommen  würden und  so  für  andere Verkehre  früher  freigegeben würden.  Ebenso  sei  –  wie  
intendiert  – die  Anzahl  der  nicht  gefahrenen  und  nicht  stornierten  Trassenkilometer  („Geister-
trassen“)  deutlich zurückgegangen.  Die  Gesamtzahl  an  stornierten Trassenkilometern habe  
sich allerdings nicht  signifikant ve rändert.  

Aus Sicht  der  Beschlusskammer  ermöglichen  die  neuen  Regelungen  insbesondere eine  bes-
sere  Wiederverwertbarkeit  der  Trassen.  Zugleich ist  zu  berücksichtigen,  dass für  eine  Stornie-
rung bis zum  30.11.  allein  das Mindeststornierungsentgelt  zu  entrichten  ist  und die Zugangs-
berechtigten  so bis zu diesem  Zeitpunkt  die  Stornierungsnotwendigkeit  prüfen  können,  ohne  
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dass  das Regelstornierungsentgelt  zeitlich anwendbar  ist.  Im  TPS  2026  kommt  ergänzend  das  
Zeitfenster  kostenfreier  Stornierungen  hinzu.  

Die  Beschlusskammer  hat  im  Beschluss  vom  05.02.2024  mit  dem  Geschäftszeichen  BK10-
23-213_E,  auf  den  vorliegend  Bezug  genommen  wird,  ihre rechtliche  Bewertung zu den  ein-
zelnen Kritikpunkten  unter  Berücksichtigung  des damaligen  Sachstands ausführlich  dargelegt.   

II.3.7.4  Sonstige  Entgeltregelungen  
Die  Regelungen betreffend die Höhe  der  Neuverkehrsnachlässe (Abschnitt 5 .2.6.1  Abs.  8 der  
INB),  betreffend  die Höhe der  Nachlässe  zur  Weiterentwicklung  von  Punkt-zu-Punkt-Verkeh-
ren  (Abschnitt  5.2.6.2  Abs.  6  der  INB),  betreffend  die  automatische  Minderung  (Abschnitt  
5.6.5.1.1  der  INB),  betreffend  den  Entgeltnachlass  bei  Umleitung  aufgrund von Baumaßnah-
men  durch  Generalsanierungsmaßnahmen  (Hochleistungskorridore)  (Abschnitt  5.6.2.3  der  
INB  i.  V.  m.  der  Anlage  5.6.2.3 zu den INB)  und  betreffend  die  20-Stunden  Regelung (Abschnitt  
5.6.3.2 der  INB)  sind  nicht  zu  beanstanden.  

Bezüglich  des Neuverkehrsnachlasses (Abschnitt  5.2.6.1  der  INB)  wurden die  Entgeltgrund-
sätze bereits mit  dem  ersten  Teilbeschluss vom  26.03.2025  genehmigt,  nicht  jedoch  die  in  
Absatz 8  von  Abschnitt  5.2.6.1 der  INB  2026  definierte Höhe  des  Nachlasses.  Die  Antragstel-
lerinnen  sehen  gemäß  Absatz 8  von  Abschnitt  5.2.6.1  der  INB  2026  vor,  dass  ein  Neuver-
kehrsnachlass  in  Höhe  von  20%  gewährt  wird.  Die  beantragte  Regelung  zur  Höhe des  Nach-
lasses ist  zum  Vorjahr  unverändert.  Die  rechtlichen  Anforderungen  ergeben  sich  aus  § 38  
ERegG.  Die Einführung  selbst  liegt  im  Ermessen  des  Betreibers der  Schienenwege.  Die Ge-
währung des  Rabatts  erfolgt  zeitlich begrenzt  für  die  Dauer  von  zwölf  Monaten  ab  Betriebs-
aufnahme.  Die  Nachlassregelung ist  zudem  weder  formal  noch  faktisch  als diskriminierend  
anzusehen.  Die  Regelung  ist  im  Ergebnis genehmigungsfähig.  Eine  ausführliche  Würdigung  
und  Bewertung  des  Neuverkehrsnachlasses erfolgte bereits  für  das  TPS  2022  (BK10-20-
0353_E)  und  das TPS 2 023  (BK10-21-0300_E).  

Bezüglich  des  Nachlasses zur  Weiterentwicklung  von  Punkt-zu-Punkt-Verkehren  (Abschnitt  
5.2.6.2  der  INB)  wurden  die  Entgeltgrundsätze  bereits  mit  dem  ersten  Teilbeschluss  vom  
26.03.2025  genehmigt,  nicht  jedoch  die in  Abschnitt  5.2.6.2 Abs.  6  der  INB  2026  definierte  
Höhe  des  Nachlasses.  Die  Antragstellerinnen  sehen  gemäß  Abschnitt  5.2.6.2  Abs.  6  der  INB  
2026  vor,  dass der  Nachlasse im  ersten  Jahr  20%  des Trassenentgelts,  im  zweiten  Jahr  15%  
des Trassenentgelts und  im  dritten  Jahr  10%  des  Trassenentgelts beträgt.  Der  Nachlass  be-
zieht  sich auf  das  Trassenentgelt  des für  die  zu  fördernde  Trasse gültigen Marktsegmentes.  
Das Mindestentgelt  nach  Nachlass  entspricht  dem  Regelentgelt f ür  das  Marktsegment  Punkt-
zu-Punkt.  Die  beantragte  Regelung zur  Höhe  des  Nachlasses  ist  zum  Vorjahr  unverändert.  
Die  rechtlichen  Anforderungen  ergeben  sich  aus §  38  ERegG.  Die  von  den  Antragstellerinnen  
unverändert  vorgesehene  Regelung  ist  nicht  eisenbahnrechtswidrig  und  damit  genehmigungs-
fähig.  Sie ist  ungeachtet  der  Tatsache,  dass  es sich bei  der  Nachlassgewährung  um  eine  in  
das Ermessen  des  Betreibers der  Schienenwege gestellte  Regelung  handelt,  insbesondere  
weder  formal  noch  faktisch  als diskriminierend  anzusehen.  Eine  ausführliche  Würdigung  und  
Bewertung  des Nachlasses zur  Weiterentwicklung  von  Punkt-zu-Punkt-Verkehren  erfolgte  be-
reits im  TPS 20 24  (BK10-23-0354_E).  

Zur  Regelung  der  automatischen  Minderung: D ie  Antragstellerinnen beabsichtigen,  die  Rege-
lung  der  automatischen  Minderung so zu  fassen,  dass  das geschuldete  Nutzungsentgelt  un-
aufgefordert  auch bei  verspätungsrelevanten  Fehlern bei  der  Fahrplanerstellung  reduziert  
wird.  Die  beantragte  Regelung  gestaltet  die  automatische Minderung  rechtmäßig aus  und  wird  
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zugunsten  der  Zugangsberechtigten  durch  die  Erweiterung  der  Mängel,  die zu einer  automa-
tischen  Minderung  führen,  zu  Vereinfachungen führen.  

Zur  Regelung des Entgeltnachlasses  bei U mleitung aufgrund  von  Baumaßnahmen  durch Ge-
neralsanierungsmaßnahmen  (Hochleistungskorridore):  Das  TPS  2025  trifft  Regelungen  zur  
Kompensation  von  Trassenmehrkosten  wegen  baubedingter  Umleitung  im  SGV  im  Netzfahr-
plan  (Abschnitt  5.6.2.1  der  INB)  und  zur  Umleitung aufgrund  von  Baumaßnahmen  nach  Zu-
standekommen  des  ENV  (Abschnitt  5.6.2.2 der  INB).  Diese  Regelungen  sollen  durch einen  
Entgeltnachlass bei  Umleitung  aufgrund  von  Baumaßnahmen  durch Generalsanierungsmaß-
nahmen  (Hochleistungskorridore)  für  Zugtrassen  des SPFV  und  Gelegenheitsverkehrstrassen  
des SGV  ergänzt  werden,  der  die  Trassenmehrkosten  aufgrund  der  längeren  Umleitungslauf-
wege  kompensieren  soll.  Der  Entgeltnachlass  für  die jeweilige  Generalsanierungsmaßnahme  
ergibt  sich  aus Anlage 5.6.2.3.  Nach  Ansicht  der  Beschlusskammer  stellt  dieser  Nachlass eine  
angemessene  Entgeltregelung  i.  S.  v.  §  39  Abs.  1  ERegG  dar,  durch  den  zugunsten  der  Zu-
gangsberechtigten  des  SPFV  und  des  SGV  die  geringere  Attraktivität  der  Umleiterstrecken  
berücksichtigt  wird.  Der  Umstand,  dass von  dieser  Regelung Zugangsberechtigte  des SPNV  
nicht  profitieren  sollen,  stellt  keine Diskriminierung  i.  S.  d.  §  39  Abs.  1  ERegG  dar.  §  39  Abs.  
1  ERegG  verbietet  eine  Diskriminierung  innerhalb  derselben  Verkehrsart,  in  der  die  Zugangs-
berechtigten  miteinander  in  Wettbewerb  stehen;  eine  verkehrsdienstübergreifende  Betrach-
tung  erfolgt  im R ahmen  der  Prüfung  des §  39  Abs.  1  ERegG  grundsätzlich  nicht,  

vgl.  BVerwG,  Urteil vo m  12.10.2022,  Az.  6  C  10/20,  Rn.  88  (juris).  

Die  Regelung  des Entgeltnachlasses  bei U mleitung aufgrund  von  Baumaßnahmen  durch  Ge-
neralsanierungsmaßnahmen  (Hochleistungskorridore)  ist  auch  insoweit  rechtmäßig,  als der  
Nachlass  nur  bei  Meldung  der  Betroffenheit  der  Generalsanierungsmaßnahme  gewährt  wird.  
Ohne  die  Meldung  fehlt  der  Antragstellerin die  Gewissheit  einer  tatsächlichen  Baubetroffen-
heit.  

Darüber  hinaus  ist  auch  die  unverändert  beantragte  20-Stunden-Regelung  (Abschnitt  5.6.3.2  
der  INB)  nicht  zu beanstanden.  Gemäß  der  Regelung  zahlt  ein Zugangsberechtigter  im  Falle  
von  Verspätungen  von  mehr  als 20  Stunden das  Entgelt  für  die von  Antragstellerinnen  in die-
sem  Fall  neu zugewiesene  Trasse.  Zusätzlich  wird ein  Entgelt  für  die  ursprünglich bestellte  
und  nicht  genutzte  Trasse in  der  Höhe  des Entgelts für  die  Stornierung  dieser  Trasse weniger  
als 24 Stunden  vor  Abfahrt  abgerechnet,  es sei  denn,  die  Verspätung  von 20  Stunden  oder  
mehr  wurde  von  den  Antragstellerinnen  verschuldet.  Die  beabsichtigte  Regelung  ist  –  nach  
aktueller  Rechtsprechung des  VG  Köln  – am  Maßstab  des  gegenüber  §  39  Abs.  1  ERegG  
spezielleren  §  40  Abs.  1  Sätze  1  und  2  ERegG  zu messen.  Danach  kann  ein  Betreiber  der  
Schienenwege  von  einem  Zugangsberechtigten  ein  angemessenes Entgelt  für  Schienenweg-
kapazität  verlangen,  die  vertraglich zugewiesen,  aber  nicht  in  Anspruch  genommen  wurde.  
Das Entgelt  ist  insbesondere  angemessen,  wenn  es  Anreize  für  die  effiziente  Nutzung  der  
Schienenwegkapazität  schafft,  

vgl.  VG K öln,  Urteil vo m 1 0.07.2020,  Az.  18  K  3108/17,  Rn.  159  (juris).  

Wie  in  den  Vorjahresverfahren zum  TPS  2024  und  TPS  2025 erteilt  die  Beschlusskammer  die  
Genehmigung im  Hinblick auf  die von den  Antragstellerinnen  in  Abschnitt  5.6.3.2 der  INB  be-
absichtigte  Regelung.  Hintergrund  für  diese Entscheidung  ist  das rechtskräftige  Urteil  des  VG  
Köln  vom  10.07.2020.  Hierin  verpflichtete  das  VG  Köln  unter  entsprechender  teilweiser  Auf-
hebung des  Beschlusses  BK10-16-0008_E  vom  06.02.2017  zum  TPS  2018  die  Bundesnetz-
agentur  unter  anderem  dazu,  die zum  damaligen Zeitpunkt  in  Abschnitt  6.4.2 der  SNB  2018  
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enthaltene  20-Stunden-Regelung  wie von  den  Klägerinnen  im  Genehmigungsantrag vom  
07.10.2016  zum  TPS  2018  beantragt  zu  genehmigen.  Hinsichtlich der  Begründung  der  Ent-
scheidung  des  VG  Köln  wird auf  die Ausführungen des Beschlusses  BK10-20-0353_E  zum  
TPS  2022  (dort:  Abschnitt  II.  3.7.2.3)  verwiesen.  Aufgrund  dieser  Entscheidung  sieht  die  Be-
schlusskammer  sich  auch  in  vorliegendem  Verfahren verpflichtet,  der  inhaltsgleich  wie  im  Ver-
fahren  zum  TPS  2018 beantragten  20-Stunden-Regelung  nicht  zu widersprechen.  Da  die  Re-
gelung  vom  VG  Köln  in  ihrer  bisherigen  Form  nicht  beanstandet  worden  ist,  sieht  die  Be-
schlusskammer  auch  keine Veranlassung  zu  einer  Anpassung.  Im  Übrigen  wird auf  die  Aus-
führungen  im  Beschluss  BK10-20-0344_E  vom  25.11.2020  mit  den  Aufhebungs- und  Neuge-
nehmigungsentscheidungen  zu den  Beschlüssen  zum  TPS  2018  (Beschluss BK10-16-0008_E  
vom  06.02.2017),  TPS  2020  (Beschluss  BK10-18-0202_E  vom  13.02.2019)  und  TPS  2021  
(Beschluss  BK10-19-0178_E  vom  31.03.2020)  verwiesen.  

II.3.8  Einhaltung  der  Obergrenze  der  Gesamtkosten   
Die  von  den  Antragstellerinnen  beantragten  Entgelte  für  die  Netzfahrplanperiode 2025/2026  
sind  bezüglich  der  Prüfung  gegen  die  Obergrenze  der  Gesamtkosten  (OGK)  nicht  zu  bean-
standen.  Die  mit  den  Betriebsleistungen  des  Referenzjahres 2023  gewichtete  Summe  der  Ent-
gelte (Referenzerlös1)  gemäß  dem  Hilfsantrag  übersteigt  die  jeweilige  OGK  nicht.  Das Preis-
niveau der  zur  Genehmigung  vorgelegten  Preise  ist  diesbezüglich  nicht  zu  beanstanden.  

Im  Rahmen  des  Prozesses der  Anreizsetzung  wird  für  jedes  Jahr  innerhalb  einer  Regulie-
rungsperiode  im  Verfahren  nach  § 25  Abs.  2  ERegG  eine  OGK  festgelegt.  Gemäß  §  26  Abs.  2  
ERegG  hat  ein Betreiber  der  Schienenwege  die  Entgelte  für  die  einzelnen Verkehrsdienste  
und  deren  Marktsegmente  auf  der  Grundlage der  §§ 23 und  31 bis  41  ERegG  festzulegen  und  
genehmigen  zu  lassen.  Voraussetzung  für  die  Genehmigungsfähigkeit  der  Entgelte  ist,  dass  
die  mit  den  Betriebsleistungen  nach  § 25  Abs.  1  ERegG  gewichtete  Summe  dieser  Entgelte  
die  OGK  nicht  übersteigt.  Die  Prüfung  des Referenzerlöses gegen die  OGK di ent  ausschließ-
lich als Grundlage  für  die Begrenzung der  zu genehmigenden Entgelte  und  nicht  zur  Begren-
zung des zu erzielenden  Gesamtumsatzes,  § 26  Abs.  2  Satz 3  ERegG.   

Die  zur  Genehmigung vorgelegten  Entgelte  betreffen  das  Jahr  2026  und  somit  das dritte  Jahr  
der  Regulierungsperiode  2024 bis  2028.  Die  OGK  für  das  Jahr  2026  wurde  mit  Beschluss  vom  
10.12.2025  (Gz.  BK10-25-0600_E)  für  die  Antragstellerin  zu  1.  in Höhe  von  6.991  Mio.  EUR  
und  für  die  Antragstellerin zu 2.  mit  Beschluss vom  04.10.2024  (Gz.  BK10-24-0058_E),  der  –  
wie  sich bei  verständiger  Auslegung  der  Aufhebungserklärung  vom  05.12.2025  ergibt  – inso-
weit  eben  nicht  aufgehoben  wurde,  in  Höhe  von  94,3 Mio.  EUR  festgelegt.   

Die  Antragstellerinnen  haben  erstmalig  am  11.10.2024  einen  Antrag  zur  Genehmigung  der  
Entgelte  und  Entgeltgrundsätze  für  die  Netzfahrplanperiode  2025/2026  gestellt.  Mit  Schreiben  
vom  08.12.2025  haben  die  Antragstellerin letztmalig einen geänderten  Genehmigungsantrag  
gestellt  (vgl.  hierzu  bereits die Ausführungen  unter  I.).   

Wie  bereits in  den  Abschnitten  II.3.1 und II.3.3  näher  dargelegt,  erfolgt  die  Entgeltgenehmi-
gung  der  Beschlusskammer  auf  der  Grundlage  des Hilfsantrages II.  Nachfolgend wird  daher  
im  Zusammenhang  mit  der  Einhaltung  der  OGK  ebenso auf  den  Hilfsantrag  II  referenziert.  Die  
Antragstellerinnen  haben  die  entsprechende  Berechnung  zur  Darlegung  der  Einhaltung  der  

1   Der  sich  ergebende  (fiktive)  Erlös  aus  Preisen  des  Genehmigungsjahres  (2026)  und Mengen  des  
Referenzjahres  2023  wird  im Folgenden  als  Referenzerlös  (2026)  bezeichnet.  Im  Unterschied  dazu  
stellt der  Prognoseerlös  (2026)  auf Preise  und  Mengen  des  Genehmigungsjahres  (2026)  ab,  ist für  
die  regulatorische Entgelthöhenprüfung  an  dieser  Stelle  aber  nicht von  Relevanz.  



OGK  mit  ihrem  Mastermodell  als Anlage  zu ihren  Anträgen  jeweils  vorgelegt.  Der  Referenzer-
lös 2026  aus  dem  Basisentgelt  der  Antragstellerin  zu  1.,  der  sich aus  den  zu  genehmigenden  
Trassenpreisen  2026  und  den  entsprechenden  Referenzmengen  (Betriebsleistungen)  des  
Jahres 2023  ergibt,  beläuft  sich  gemäß  dem  Hilfsantrag  II  auf  6.853  Mio.  EUR.  Der  Referenz-
erlös,  der  sich  aus den  sonstigen  Entgelten  ergibt,  beläuft  sich auf  saldiert  rund  102  Mio.  EUR.  
Insgesamt er gibt  sich  für  die  Antragstellerin zu  1.  gemäß  dem  Hilfsantrag  II  ein  Referenzerlös 
von  rund  6.956  Mio.  EUR.  Der  Referenzerlös  liegt  somit  um  rund  35  Mio.  EUR  unter  der  fest-
gesetzten  OGK.  Das  Preisniveau  der  zur  Genehmigung vorgelegten  Preise  ist  folglich nicht  zu  
beanstanden.  

Tabelle 15  –  Referenzerlös  der A ntragstellerin  zu  1.  gemäß  Genehmigung  BK  

Betriebsleistung  
Ø Preis TPS  2026 Referenzerlös 

Bereich  Referenzjahr 2023 
[€/Trkm] [Mio. €] 

[Mio. Trkm] 

SPNV  6,28 682 4.283 

SPFV  9,38 165 1.550 

SGV  3,85 265 1.021 

Summe Referenzerlös Basisentgelt 1.113 6.853 

Sonstige  Entgeltkomponenten  102 

Summe Referenzerlös insgesamt  6.956 

Obergrenze der Gesamtkosten 2026  6.991 

Erlöspuffer (OGK abzgl. Referenzerlös)   35 
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Die  sonstigen  Entgeltkomponenten  setzen  sich  für  die Antragstellerin  zu 1.  aus  folgenden  Be-
standteilen  zusammen:  

Tabelle 16  –  Sonstigen Entgelte  Antragstellerin  zu  1.  gemäß  Genehmigung  BK 

Bereich  [Mio. €] 

Stornierungserlöse  163,7  

Erlösminderung aufgrund des neuen Stornierungsregimes  --- 

Änderungsentgelte  0,3  

Entgelt für Angebotserstellung  --- 

Anreizsystem  SPV  ---  

Anreizsystem  SGV  --- 

Entgeltminderung  -19,2  

Neuverkehrsnachlass  -20,9  

Punkt-zu-Punkt-Rabatt  -0,5  

Entgeltnachlass für Generalsanierungen  -25,0   

Fahrten außerhalb der Streckenöffnungszeiten  0,1  

20-h-Züge  3,7  

Summe  102,2  

Der  Referenzerlös 2026  aus  dem  Basisentgelt  der  Antragstellerin  zu  2.  beläuft  sich gemäß  
dem  Hilfsantrag  II  auf  83,2  Mio.  EUR.  Der  Referenzerlös,  der  sich  aus  den  sonstigen  Entgelten  
ergibt,  beläuft  sich  für  die  Antragstellerin zu  2.  auf  saldiert  -0,55  Mio.  EUR.  Insgesamt  ergibt  
sich für  die  Antragstellerin  zu  2.  gemäß  dem  Hilfsantrag  II  ein  Referenzerlös in  Höhe  von  rund  
83,8  Mio.  EUR.  Der  Referenzerlös  liegt  somit  gemäß  dem  Hilfsantrag II  um  rund  10,5  Mio.  



EUR  unter  der  OGK.  Das Preisniveau  der  zur  Genehmigung  vorgelegten  Preise  ist  folglich 
nicht  zu  beanstanden.  

Tabelle 17  –  Referenzerlös  der A ntragstellerin  zu  2.  gemäß  Genehmigung  BK 

Betriebsleistung  
Ø Preis TPS  2026 Referenzerlös 

Bereich  Referenzjahr 2023 
[€/Trkm] [Mio. €] 

[Mio. Trkm] 

SPNV  6,01 13,47 80,9 

SPFV  4,41 0,01 0,0 

SGV  3,11 0,72 2,3 

Summe Referenzerlös Basisentgelt 14,20 83,2 

Sonstige  Entgeltkomponenten  0,55 

Summe Referenzerlös insgesamt  83,8 

Obergrenze der Gesamtkosten 2026  94,3 

Erlöspuffer (OGK abzgl. Referenzerlös)  10,5 
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Die  sonstigen  Entgeltkomponenten  setzen  sich  für  die Antragstellerin  zu 2.  aus  folgenden  Be-
standteilen  zusammen:  

Tabelle 18  –  Sonstigen Entgelte  Antragstellerin  zu  2.  gemäß  Genehmigung  BK 

Bereich  [Mio. €] 

Stornierungserlöse  0,8  

Erlösminderung aufgrund des neuen Stornierungsregimes  --- 

Entgeltminderung  -0,05  

Neuverkehrsnachlass  -0,2  

Summe  0,55  

Hinsichtlich der  sonstigen Entgeltkomponenten  erkennt  die  Beschlusskammer,  wie  in  den  Vor-
verfahren bereits  dargelegt,  die  von  den  Antragstellerinnen angesetzten  referenzerlöserhö-
henden Komponenten  (Stornierungserlöse,  Änderungsentgelte,  Entgelt  für  Angebotserstel-
lung,  Fahrten  außerhalb  der  Streckenöffnungszeiten,  20-h-Züge)  als auch  den  referenzerlös-
mindernden  Neuverkehrsnachlass  bei  der  Bestimmung  des  Referenzerlöses  an.  Des  Weiteren  
sind  aus  Sicht  der  Beschlusskammer  die  Entgeltminderungen  als  auch  der  Entgeltnachlass  
für  Generalsanierungen  mindernd  bei  der  Bestimmung  des Referenzerlöses  zu  erfassen.  Dem  
gegenüber  sind aus Sicht  der  Beschlusskammer  die  Erlösminderungen  aufgrund  des  neuen  
Stornierungsregimes und  die  Zahlungen aus dem  Anreizsystem  antragsentsprechend nicht  im  
Referenzerlös zu  berücksichtigen.   

Die  Beschlusskammer  erkennt  dem  Grunde  und  der  Höhe  nach  den  Abzug  der  Entgeltmin-
derungen  (vgl.  Abschnitt  5.6.5.1 der  INB)  vom  Referenzerlös für  die  Antragstellerin  zu 1.  in  
Höhe  von  -19,2 Mio.  EUR  und  für  die  Antragstellerin  zu 2.  in  Höhe  von  -0,05  Mio.  EUR  an-
tragsgemäß  an.  Die  Beschlusskammer  hat  im  Verfahren zur  Festlegung des  Ausgangsniveaus  
der  Gesamtkosten  für  die zweite Regulierungsperiode  entschieden,  Aufwendungen  für  Scha-
densersatzleistungen grundsätzlich als  Kosten  des Mindestzugangspaketes anzuerkennen,  
sofern  sie  nicht  aufgrund  von  grober  Fahrlässigkeit  oder  Vorsatz entstanden sind (vgl.  die  Be-
schlüsse der  Beschlusskammer  vom  15.08.2022  (BK10-22-0023_E,  S.  41  ff.)  und  vom  
07.03.2023  (BK10-22-0376_E)).  Zur  Vermeidung  eines  Wertungswiderspruches  sind  aus  
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Sicht  der  Beschlusskammer  die  –  sogar  ohne  Verschuldenserfordernis entstehenden  –  Min-
derungen zugunsten  der  Antragstellerinnen  bei  der  Ermittlung  des Referenzerlöses ebenfalls  
in  Abzug  zu bringen.   

Des Weiteren  erkennt  die  Beschlusskammer  dem G runde  und  der  Höhe nach den  Abzug  des  
Entgeltnachlasses für  Generalsanierungen  vom  Referenzerlös für  die  Antragstellerin  zu 1.  
in  Höhe  von -25,0 Mio.  EUR  antragsgemäß  an.  Gemäß  Abschnitt  5.6.2.3  der  INB  erhalten  
Zugtrassen  des  SPFV  und  Gelegenheitsverkehrstrassen  des  SGV,  die  von  einer  Generalsan-
ierungsmaßnahme  betroffen  sind,  einen prozentualen  Entgeltnachlass  auf  das gesamte  Tras-
senentgelt,  der  je  Verkehrsart  festgesetzt  wird.  Durch eine  Nichtanerkennung im  Referenzer-
lös würde  den  Antragstellerinnen  kein  wirtschaftlicher  Anreiz zur  Aufrechterhaltung  der  Kom-
pensationsregelung  geboten,  da  die unmittelbare wirtschaftliche  Belastung  der  Antragstelle-
rinnen  durch  das  Angebot  dieses  Nachlasses nicht  berücksichtigt  würde.  Des Weiteren  würde  
eine  Nichtanerkennung  im  Referenzerlös dazu führen,  dass vergleichbare Entgeltregelungen  
ausschließlich zu Beginn einer  Regulierungsperiode  und nicht  innerhalb  einer  laufenden  Re-
gulierungsperiode  eingeführt  würden.  Die  Entscheidung  der  Beschlusskammer,  diesen  Ent-
geltnachlass referenzerlösmindernd  zu berücksichtigen,  ist  auch  konsistent  zur  Entscheidung  
der  Beschlusskammer  im  Hinblick  auf  die Entgeltminderungen.  Denn  der  Entgeltnachlass  für  
Generalsanierungen  ist  als vorweggenommene  Minderung  zu  werten,  die  im  Sinne  des  Äqui-
valenzgedankens  die  geringere  wirtschaftliche  Attraktivität  der  Umleiterstrecken berücksich-
tigt.   

Aus Sicht  der  Beschlusskammer  sind  Erlösminderungen  aufgrund  des neuen  Stornie-
rungsregimes  bei  der  Ermittlung  des  Referenzerlöses nicht  in  Abzug  zu  bringen.  Die  zunächst  
dargelegte  Auffassung  zur  mindernden  Berücksichtigung haben  die  Antragstellerinnen  aller-
dings zuletzt  auch nicht  mehr  zum  Gegenstand  ihres Antrags gemacht.  Die  Betriebsleistungen  
wurden  im  AGK-Beschluss ordnungsgemäß  festgelegt.  Bei  dieser  Festlegung  der  Betriebs-
leistung  wurden ausschließlich die  abgerechneten  Trassenkilometer  und nicht  die real  er-
brachten  Trassenkilometer  berücksichtigt,  

vgl.  Beschluss  BK10-21-0300_E  vom  28.02.2022,  S.  141  f.  und  die  dortigen Aus-
führungen  im  Zusammenhang mit  der  Bauumleiterkompensation.   

Kennzeichen  der  Anreizregulierung  ist  es,  dem  regulierten  Unternehmen  das Risiko sinkender  
und  die  Chance  steigender  Trassenkilometer  zu  überantworten.  Entsprechend  der  rechtlichen  
Vorgaben  gemäß  §§  25  ff.  ERegG  können  innerhalb  einer  Regulierungsperiode  ausschließlich  
Kostenänderungen  bei  Erfüllung  bestimmter  Tatbestandsvoraussetzungen  zu  einer  Anpas-
sung der  Obergrenze  der  Gesamtkosten  führen.  Eine  Korrektur  oder  Änderung  der  AGK-
Betriebsleistung  innerhalb einer  laufenden  Regulierungsperiode ist  indessen  gesetzlich nicht  
vorgesehen  und  daher  nicht  zulässig.  Eine  Korrektur  der  AGK-Betriebsleistung im  Zusammen-
hang  mit  der  Einführung  des  neuen  Stornierungsregimes  würde  zudem  zu  einer  einseitigen  
Bevorteilung  des Eisenbahninfrastrukturunternehmens führen.  Denn konsequenterweise  
müssten  dann  innerhalb  einer  Regulierungsperiode nicht  selbst  verantwortete  Mehrverkehre  
etwa  aufgrund  von  staatlichen Förderungen  ebenso bei  dem  OGK-Abgleich berücksichtigt  
werden.  

Die  Beschlusskammer  erkennt  die  Berücksichtigung  der  Pönalzahlungen  aus dem  Anreizsys-
tem  bei  der  Bestimmung  des  Referenzerlöses  nicht  an.  Die  (erlösmindernde)  Berücksichti-
gung  der  Pönalzahlungen  haben  die  Antragstellerinnen  letztlich  – anders als  noch  zu Beginn  
des Verfahrens –  auch nicht  beantragt.  Im  Anreizsystem  steht  anders  als  bei  den  Entgeltmin-
derungen  nicht  der  Ausgleich des  Äquivalenzinteresses  im  Vordergrund.  Vielmehr  zielt  das  
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Anreizsystem  gemäß §  39  Abs.  2 ERegG  darauf  ab,  Anreize zur  Minimierung  von  Störungen  
und  zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  des  Schienennetzes  zu bieten.  Diese Anreizwirkun-
gen  würden  sowohl  für  das Eisenbahninfrastrukturunternehmen  als auch  für  die Eisenbahn-
verkehrsunternehmen  beeinträchtigt,  sollten  Anreizzahlungen  mittels  Qualifizierung  als Erlös-
minderung  oder  -mehrung  egalisiert  werden.  Im  Falle  eines negativen  Saldos aus  dem  An-
reizsystem  (das  EIU  wäre  Nettozahler)  würde  über  eine Absenkung  des  Referenzerlöses  in  
dieser  Höhe  eine  entsprechende Erhöhung  der  Trassenentgelte  ermöglicht.  Dies bedeutete,  
dass  Pönalzahlungen  des EIU  an  einzelne  EVU  zumindest  in  der  Höhe,  wie  diese  die  gegen-
läufigen  Pönalzahlungen  überschreiten,  im E rgebnis von  den  EVU  selbst  zu  tragen  wären.  Im  
Falle  der  Anerkennung  eines positiven  Saldos  aus dem  Anreizsystem  (die  EVU  wären  Netto-
zahler)  würde  sich  der  Referenzerlös  erhöhen.  In der  Folge  müssten  die  Trassenentgelte –  
vorausgesetzt,  der  Referenzerlös entspräche  genau  der  OGK  –  um  genau diese  von  den  EVU  
im  Saldo  erhaltenen  Pönalzahlungen  reduziert  werden.  Hieran  wird  deutlich,  dass  eine  im  Ver-
gleich zu den  EVU  insgesamt  bessere  Qualität  des EIU  im  Anreizsystem  nicht  finanziell  hono-
riert  würde,  sondern  die Anreizwirkung  konterkarieren  würde.  Im  Übrigen  ist  festzuhalten,  dass  
Auszahlungen der  Antragstellerinnen  im  Anreizsystem  Kosten  und  nicht  Mindererlöse  darstel-
len  und  daher  vorliegend auch  aus  systematischen Gründen  nicht  berücksichtigt  werden  kön-
nen.  

Mit  Schreiben  vom  28.11.2024  hat  die  Hinzugezogene zu  9.  Stellung  zu den  Mindererlösen  
aus dem  Neuverkehrsnachlass  genommen.  Aus Sicht  der  Hinzugezogenen  dürften  solche  
Mindererlöse  jedenfalls insoweit  nicht  erlösmindernd  auf  den  Referenzerlös angerechnet  wer-
den,  wie  sie  zusätzliche  Verkehre  betreffen,  die  in  den  AGK-Betriebsleistungsmengen  gar  
nicht  enthalten  wären.  Die  Antragstellerinnen  haben hierzu mit  Schreiben  vom 1 3.12.2024  er-
widert,  dass  in  den  Basisjahrmengen  bzw.  den  regulierten  Kosten  der  zweiten Regulierungs-
periode die  Neuverkehrsnachlässe nicht  explizit  aufgeführt  wurden.  Eine Anerkennung des  
Neuverkehrsnachlasses sei  im  Kontext  des  Referenzerlöses aus  Sicht  der  Antragstellerinnen  
aber  zwingend  geboten.  Zum  einen stelle die  Gewährung des  Neuverkehrsnachlasses  eine  
freiwillige  Leistung  zu  Lasten  der  eigenen  Erlössituation dar,  die in  wirtschaftlich herausfor-
dernden  Zeiten  –  bei  möglicher  Nichtanerkennung –  auf  den  Prüfstand gestellt  werden müsste.  
Zum  anderen  würde  der  Neuverkehrsnachlass  durch die  Stabilisierung bzw.  Ausweitung  der  
Nachfrage an  Trassen  die  Stückkosten  für  alle Marktteilnehmer  reduzieren.  Ein  so  entstehen-
der  Skaleneffekt  dürfe  bei  der  Überlegung der  Anerkennung  nicht  außer  Acht  gelassen  wer-
den.  

Die  Beschlusskammer  hat  bereits  im  Verfahren zum  TPS  2023  (Geschäftszeichen BK10-21-
0300_E,  S.  140 f.)  entschieden,  die  Minderungen  aus dem  Neuverkehrsnachlass  bei  der  Be-
rechnung  des  Referenzerlöses  in  Abzug  zu bringen.  Durch  die Gewährung  von  Neuverkehrs-
nachlässen  fördern  die Antragstellerinnen  die  Entwicklung  neuer  Verkehre  und  leisten  damit  
im  Sinne der  Ziele  der  Regulierung des §  3  ERegG  einen Beitrag  zur  Steigerung  des  Verkehrs-
aufkommens  auf  der  Schiene.  Eine  Nichtanerkennung  des  Neuverkehrsnachlasses im  Refe-
renzerlös würde  indessen  dieses Ziel  konterkarieren  und  die  unmittelbare  wirtschaftliche  Be-
lastung  der  Antragstellerinnen aus dem  Angebot  des Neuverkehrsnachlasses nicht  berück-
sichtigen.  In der  Folge  hätten  die  Antragsstellerinnen keinen  unmittelbaren  wirtschaftlichen  
Anreiz,  einen  Neuverkehrsnachlass  überhaupt  anzubieten.  Durch  Abzug  der  prognostizierten  
Mindererlöse  aus der  Gewährung des  Neuverkehrsnachlasses  des Jahres 2026 vom  Refe-
renzerlös  wird  die daraus  für  die  Antragstellerinnen  resultierende  unmittelbare  wirtschaftliche  
Belastung  des  Jahres  2026 genau  abgebildet.  Schließlich ist  auch  zu  berücksichtigen,  dass 
Bestandsverkehre  von  einer  Ausweitung  der  Trassennachfrage  profitieren,  da eine mittel- bis  
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langfristige  Erhöhung  der  Verkehrsnachfrage zu einer  Fixkostendegression  beiträgt.  Die  Be-
schlusskammer  sieht  aus den  vorgenannten  Gründen keinen  Anlass,  ihre  bisherige  Spruch-
praxis zu  ändern,  und  zieht  daher  die Mindererlöse aus dem  Neuverkehrsnachlass auch im  
vorliegenden  Verfahren  vom  Referenzerlös ab.   

II.3.9  Einhaltung  der  Kostendeckungspflicht  
Die  zur  Genehmigung  vorgelegten  Entgelte  erweisen sich  auch  mit  Blick  auf  die  in  §  31  Abs.  2  
Satz  1  ERegG  normierte Kostendeckungspflicht  als  genehmigungsfähig.  Die  mit  den  bean-
tragten  und  genehmigten  Entgelten  erwarteten  Einnahmen  der  Antragstellerin  zu  1.  reichen  
aus,  um  die  erwarteten  (Netto-)Kosten  –  also  Kosten  unter  Abzug  von  Zuwendungen  –  zu  
decken.  Für  die  Antragstellerin zu 2.  liegen die  erwarteten  (Netto-)Kosten  über  den  beantrag-
ten  und genehmigten Entgelten,  die  Beschlusskammer  genehmigt  jedoch die  beantragte  Un-
terdeckung.   

Gemäß  §  45  Abs.  1  Satz  2  ERegG  ist  die  Genehmigung  für  die  beantragten  Entgelte  zu  ertei-
len,  soweit  die  Ermittlung  der  Entgelte  den  Anforderungen  der  §§  24  bis 40  und  46  und  die  
Entgeltgrundsätze  den  Vorgaben  der  Anlage 3 Nummer  2  entsprechen.  Nach  der  damit  einer-
seits  in Bezug  genommenen  Vorschrift  des  §  26  Abs.  2  Satz  2  ERegG  darf  die  mit  den  Be-
triebsleistungen  nach § 25  Abs.  1  gewichtete  Summe dieser  Entgelte  die  Obergrenze  der  Ge-
samtkosten  (OGK)  nicht  übersteigen.  Die  ebenfalls vom  Prüfprogramm  des §  45  Abs.  1  Satz  
2  ERegG  umfasste  Regelung  des §  31  Abs.  2  Satz 1  ERegG  bestimmt  andererseits,  dass  der  
Betreiber  der  Schienenwege verpflichtet  ist,  mit  der  Summe  der  nach §  26  Abs.  2  ermittelten  
Entgelte  die  Gesamtkosten  des  Mindestzugangspakets zu decken.  

Die  von § 31  Abs.  2 ERegG  vorgesehene Prüfung  erfüllt  eine  Komplementärfunktion zu § 26  
Abs.  2 Satz  2  ERegG.  Während §  26  Abs.  2 ERegG  absichert,  dass Entgelte nicht  zu hoch  
ausfallen,  sichert  §  31  Abs.  2  ERegG  ab,  dass die  Entgelte  nicht  zu  tief  oder  die  Kosten  nicht  
zu  hoch  ausfallen.  Der  sich aus beiden  Normen  ergebende Entgeltkorridor  determiniert  den  
Mittelzufluss,  der  aus  Sicht  des Gesetzgebers  einen langfristig  auskömmlichen  –  und  siche-
ren  –  Eisenbahnbetrieb  ohne das  Erfordernis  einer  noch  weitergehenden staatlichen  Unter-
stützung  gewährleistet,  

vgl.  BT-Drs.  18/8334,  S.  196.  

Bei  der  Ermittlung der  Untergrenze  des  Entgeltkorridors  ist  auf  tatsächlich  erwartete  Größen,  
d.  h.  den  Vergleich aus  tatsächlich erwarteten  Kosten 2026  und  tatsächlich  erwarteten  Erlösen  
2026,  und  nicht  auf  die  Differenz  von  regulatorischen  Größen,  d.  h.  der  regulatorischen  OGK  
2026  und  dem  regulatorischen  Referenzerlös 2026,  abzustellen.  Das ergibt  sich  einerseits  aus  
der  dargestellten  Funktion.  Andererseits ergibt  sich dies auch  mit  Blick  auf  die  thematische  
Nähe  zu  Art.  8  Abs.  4  RL  2012/34/EU.  Denn  wenngleich  der  Gesetzgeber  §  31  Abs.  2  ERegG  
für  eine  nicht  auf  der  Richtlinie  2012/34/EU  basierende  Ausgestaltung  der  Entgeltregelung  
hielt,   

vgl.  BT-Drs.  18/8334,  S.  284,  

ist  bei  seiner  Auslegung  aufgrund  der  thematischen  Nähe  gleichwohl  Art.  8 Abs.  4  
RL 2012/34/EU  in den  Blick zu nehmen.  Danach stellen  die  Mitgliedstaaten  sicher,  dass sich  
die  Gewinn- und  Verlustrechnung  eines  Infrastrukturbetreibers  aus Wegeentgelten,  dem  Ge-
winn aus anderen  wirtschaftlichen  Tätigkeiten,  nicht  rückzahlbaren  Zuschüssen  aus privater  
Quelle  und  der  staatlichen  Finanzierung  einerseits und die  Fahrwegausgaben andererseits  
unter  normalen  geschäftlichen  Umständen  und über  einen  angemessenen Zeitraum  der  fünf  



Jahre  nicht  überschreitet,  zumindest  ausgleicht.  Die  unionsrechtlichen  Vorgaben orientieren  
sich bei de r  Messung der  Kostenunterdeckung  also an der  Gewinn- und  Verlustrechnung.   

Es  ist  zudem  festzuhalten,  dass  im  Zusammenhang  mit  der  Kostendeckungspflicht  des  §  31  
Abs.  2  Satz 1  ERegG  die  Eigenkapitalkosten  (Rendite),  die  der  Betreiber  der  Schienenwege  
zulässigerweise  erwirtschaften  darf,  nicht  in  Ansatz  zu  bringen  sind.  Denn  es  obliegt  der  Ge-
staltungsfreiheit  des  Betreibers von Eisenbahnanlagen,  in  welcher  Höhe  der  die grundsätzlich  
erlaubte  Eigenkapitalverzinsung  mit B lick  auf  eine  optimale  Trassennutzung  ausschöpft,  

vgl.  BVerwG,  Urteil vo m  12.10.2022,  Az.  6  C  10.20,  Rn.  44  

Auch insoweit  offenbart  sich  die Parallele  zu Art.  8 Abs.  4 RL  2012/34/EU.  Die  dort  in  Bezug  
genommene  Gewinn- und  Verlustrechnung endet  mit  dem  Jahresüberschuss bzw.  dem  Jah-
resfehlbetrag  und  berücksichtigt  ebenfalls keine  kalkulatorischen  Gewinnansprüche.  Die  
Richtlinie  besagt  daher  an der  zuvor  genannten  Stelle,  dass  der  Betreiber  der  Schienenwege  
über  einen gewissen Zeitraum  keine  „realen“  Verluste,  d. h .  keinen  Jahresfehlbetrag,  auswei-
sen  soll.  Es ist  indes  unionsrechtlich  nicht  vorgegeben,  dass der  Betreiber  der  Schienenwege  
zwingend  einen  Gewinn erwirtschaften  muss,  

Die  von  der  Antragstellerin zu 1.  zur  Genehmigung  gestellten  Entgelte  werden den  Anforde-
rungen  des  §  31  Abs.  1  Satz  1  ERegG  gerecht, o hne  dass  es  der  Zulassung  einer  Ausnahme  
nach  §  31  Abs.  2 Satz  2 ERegG  bedürfte (hierzu unter  II.3.9.1).  Hinsichtlich  der  Entgelte  der  
Antragstellerin  zu 2.  gibt  die  Beschlusskammer  dem  Antrag  der  Antragstellerin  zu  2.  auf  Zu-
lassung  einer  Kostenunterdeckung statt  (hierzu unter  II.3.9.2).  

II.3.9.1  Antragstellerin  zu 1.  
Die  Entgelte,  die die  Antragstellerin  zu  1.  zur  Genehmigung vorgelegt  hat,  sind  auch im  Hin-
blick  auf  die  gebotene  Einhaltung der  Kostendeckungspflicht  gemäß §  31 Abs.  2  Satz  2  ERegG  
genehmigungsfähig.  Die  mit  den (hilfsweise)  beantragten  und  genehmigten  Entgelten  erwar-
teten  Einnahmen  der  Antragstellerin  zu 1.  reichen aus,  um  die  erwarteten  (Netto-)Kosten zu  
decken.  Mit  Schreiben  vom  27.11.2025  hat  die  Antragstellerin  zu 1.  im  Verfahren  zur  OGK  
2026  (Geschäftszeichen  BK10-25-0600_E,  Antwort  auf  Frage  26)  eine  aktualisierte  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  für  das Jahr  2026  vorgelegt.  Danach  ergeben  sich Gesamtkosten  ohne  
Eigenkapitalkosten (Kostenuntergrenze)  für  das Jahr  2026  in  Höhe  von  6.798 Mio.  EUR  (vgl.  
Tabelle  19,  Zeile  D).  

Tabelle 19 – Einhaltung Kostendeckungspflicht Antragstellerin zu 1. 
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,)>"*(+# Kostenuntergrenze (Prognose 2026 ohne EK-Kosten) 6.798 

E Referenzerlös 2026 (vgl. Tabelle 15) 6.956 

F Prüfung ob Prognoseerlös > Kostenuntergrenze OK 

A 

Zeile Bereich Antragstellerin zu 1. 

Gesamtkostenbasis MZP inkl. Bahnsteige Prognose 2026 

B Kapitalkosten MZP inkl. Bahnsteige (EK und FK) 

C Fremdkapitalkosten MZP inkl. Bahnsteige 

Ausgangspunkt  der  in  Tabelle 19  dargestellten  Analyse ist  die  von  der  Antragstellerin  zu  1.  im  
OGK-Verfahren  (Geschäftszeichen  BK10-25-0600_E)  mitgeteilte  Gesamtkostenbasis in  Höhe  
von   (Zeile  A).  Hiervon  sind  die  Eigenkapitalkosten abzuziehen.  Hierzu werden  
zunächst  die  Kapitalkosten  des  MZP  inkl.  der  Bahnsteige,  die  in der  Prognose  der  Gesamt-
kostenbasis enthalten  sind,  gesamthaft  in Abzug  gebracht  (Zeile  B).  Anschließend  werden  die  
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Fremdkapitalkosten  in  Höhe  von   hinzugerechnet  (Zeile  C).  Die  Fremdkapital-
kosten  ergeben  sich dabei  aus der  Multiplikation des Fremdkostensatzes in  Höhe von 1,4%  
und  der  prognostizierten  Fremdkapitalbasis des  Jahres 2026  (vgl.  hierzu  die Prognose  der  
Passivseite  der  Bilanz im  OGK  2026  Verfahren,  Geschäftszeichen  BK10-25-0600_E,  Schrei-
ben  vom  27.11.2025,  Antwort  auf  Frage 11).  Als  Zwischenergebnis ergibt  sich  in  Zeile D  die  
Prognose  der  Kosten  ohne  Eigenkapitalkosten  des Jahres  2026.  Der  regulatorische Referenz-
erlös 2026  ist  in Zeile E  aufgeführt  und  liegt  mit  6.956 Mio.  EUR  bereits oberhalb  der  Kosten-
untergrenze  in  Höhe  von  6.798 Mio.  EUR.  Somit  wäre  eine Einhaltung  der  Vorgaben  zur  Kos-
tendeckungspflicht b ereits jetzt  anzunehmen. W ie  jedoch zuvor  bereits ausgeführt, i st  zur  Be-
urteilung der  Einhaltung  der  Kostendeckungspflicht  die  Kostenuntergrenze  nicht  mit  dem  Re-
ferenzerlös,  sondern  mit  dem  Prognoseerlös des  Jahres  2026  zu  vergleichen.  Zur  Ermittlung  
des Prognoseerlöses  sind  die  genehmigten  Entgelte des  Jahres  2026  mit  der  prognostizierten  
Betriebsleistung  des  Jahres 2026  zu multiplizieren.  Im  Vergleich zur  im  AGK-Verfahren  (Ge-
schäftszeichen  BK10-22-0023_E)  festgelegten  Betriebsleistung  des Jahres  2023  hat  die  An-
tragstellerin zu  1.  im  gegenständlichen  Verfahren  für  das  Jahr  2026  eine  höhere Betriebsleis-
tung  prognostiziert  (vgl.  Mastermodell  des Hilfsantrages II  vom  08.12.2025,  Tabellenblatt  „Um-
satz je  Trkm  Versand“).  Demgegenüber  hat  die Antragstellerin zu 1.  im  OGK-Verfahren  (Ge-
schäftszeichen  BK10-25-0600_E)  im  Zusammenhang  mit  der  Aktualisierung  der  Gewinn- und  
Verlustrechnung  vom  27.11.2025 eine  im  Vergleich zur  AGK-Betriebsleistung leicht  reduzierte  
Betriebsleistung  für  das  Jahr  2026  unterstellt.  Beide der  Beschlusskammer  vorliegenden Be-
triebsleistungsprognosen  für  das  Jahr  2026  ergeben  einen  Prognoseerlös,  der  über  der  Kos-
tenuntergrenze  von  6.817  Mio.  EUR  liegt.  Eine  Kostenunterdeckung  liegt  demnach  in  beiden  
Betriebsleistungsszenarien  nicht  vor.  

Auf B asis der  verfügbaren  Informationen  geht  die Beschlusskammer  davon  aus,  dass die  Un-
tergrenze  nach  §  31  Abs.  2  Satz  1  ERegG  für  die  Antragstellerin  zu  1. f ür  die Netzfahrplanpe-
riode  2025/2026  bei  6.798  Mio.  EUR  liegt.  Diese  Untergrenze der  Antragstellerin  zu 1.  ent-
spricht  deren  prognostizierten  Gesamtkosten ohne  Eigenkapitalkosten  für  das Jahr  2026.  Sie  
wird  aller  Voraussicht  nach nicht  unterschritten,  so  dass  es der  Zulassung einer  Ausnahme  
nach  §  31  Abs. 2  Satz  2 ERegG  nicht b edarf.  

II.3.9.2  Antragstellerin  zu 2.  
Für  die  Antragstellerin  zu  2.  liegen  die  erwarteten  (Netto-)Kosten  über  den  mit  den beantragten  
und  genehmigten  Entgelten  zu  erwartenden  Erlösen.  Die  Beschlusskammer  gibt  dem  nach  
§  31  Abs.  2  Satz 2  ERegG  gestellten  Antrag  der  Antragstellerin  zu  2.  auf  Zulassung  einer  
Kostenunterdeckung  statt.   

Die  Antragstellerin  zu  2.  hat  mit  Schreiben  vom  11.12.2025  die Kostenunterdeckung  durch  
einen Vergleich  der  OGK  2026  in  Höhe  von  94,3  Mio.  EUR  und  dem  Referenzerlös  des  Hilfs-
antrages  II  in  Höhe  von  83,8  Mio.  EUR  auf  10,5  Mio.  EUR  beziffert.  Wie  bereits  im  Abschnitt  
II.3.9.1 zuvor  ausgeführt,  ist  aus Sicht  der  Beschlusskammer  bei  der  Ermittlung der  Kostenun-
terdeckung  auf  tatsächlich erwartete Größen,  d.  h.  auf t atsächlich erwartete  Kosten  2026  und  
tatsächlich erwartete  Erlöse 2026,  und  nicht  auf  die Differenz  von  regulatorischen  Größen,  
d.  h.  der  regulatorischen  OGK  2026 und  dem  regulatorischen  Referenzerlös 2026,  abzustel-
len.  Zudem  sind im  Zusammenhang  mit  der  Kostendeckungspflicht  des  §  31  Abs.  2  Satz  1  
ERegG  die Eigenkapitalkosten  bei  der  Ermittlung  der  Kostenuntergrenze nicht  zu  berücksich-
tigen.   

Der  Vergleich von tatsächlich  erwarteten  Kosten  und  Erlösen  zeigt,  dass  bei  der  Antragstellerin  
zu  2.  auf  Basis  des  Hilfsantrages  II  voraussichtlich  eine  Kostenunterdeckung  eintreten  wird.  
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Mit  Schreiben vom  25.11.2024  hat  die  Antragstellerin  zu  2.  eine  Prognose der  tatsächlichen  
Gesamtkosten ohne  Eigenkapitalkosten für  das Jahr  2026  in  Höhe  von  93,4  Mio.  EUR vo rge-
legt.  Bei  einem  Prognoseerlös aus  Trassenentgelten  im  Hilfsantrag  II  für  das  Jahr  2026  in  
Höhe  von  86,1  Mio.  EUR  (vgl.  hinsichtlich der  prognostizierten  Betriebsleistung  des Jahres  
2026  das Mastermodell  des Hilfsantrages II  vom  08.12.2025,  Tabellenblatt  „Umsatz  je  Trkm  
Versand“)  und  den sonstigen Entgelten  in  Höhe  von 0,55  Mio.  EUR  resultiert  daraus in der  
Gewinn- und  Verlustrechnung  ein Verlust  bzw.  eine  Kostenunterdeckung  in  Höhe von  rund  6,8  
Mio. E UR  (86,1  Mio.  EUR +   0,55  Mio.  EUR -  93,4 Mio.  EUR).  Auch die  von  der  Bundesnetza-
gentur  zur  Plausibilisierung  der  Gesamtkosten  ohne Eigenkapitalkosten  vorgenommene  Her-
leitung ausgehend  von  der  OGK  2026  in Höhe von  94,3 Mio.  EUR  (vgl.  Gz.  BK10-24-0058_E)  
kommt  im  Ergebnis zu  einem  ähnlichen  Verlust  in  der  Gewinn- und  Verlustrechnung.2 

Der  genannten  Verlust  in der  Gewinn- und  Verlustrechnung  der  Antragstellerin  zu 2.  wird je-
doch  durch ihre  Muttergesellschaft,  die  Antragstellerin  zu  1.,  ausgeglichen.  Die  Gesamtkosten  
werden  somit  in  Einklang mit  §  31  Abs.  2  Satz 2  ERegG  anderweitig gedeckt,  was  eine  Aus-
nahme möglich  macht.  

Die  Entscheidung  über  den  Antrag  der  Antragstellerinnen  auf  Zulassung  einer  Ausnahme von  
der  Kostendeckungspflicht  steht  nach §  31  Abs.  2 Satz 2 ERegG  im  Ermessen  der  Regulie-
rungsbehörde.  Ermessensleitend  für  die  Entscheidung der  Beschlusskammer  waren  dabei  der  
Zweck  der  Ermächtigungsnorm  sowie  die  gesetzlichen  Ziele des  ERegG,  wie  sie in § 3  ERegG  
niedergelegt  sind. D azu zählen  insbesondere  auch die  Wahrung  der  Interessen  der  Zugangs-
berechtigten  bei  der  Förderung  und  Sicherstellung  eines wirksamen  Wettbewerbs in  den  Ei-
senbahnmärkten sowie  die  Wahrung  der  Interessen  der  Verbraucher  und  die  Gewährleistung  
eines sicheren,  leistungsfähigen  und zuverlässigen  Eisenbahnbetriebs.   

Gemessen  an  diesen  Zielen  ist  die  Ausnahme  von  der  Kostendeckungspflicht  ermessensge-
recht.  Mit  Blick  hierauf  war  insbesondere  abzuwägen,  ob durch die  mögliche  Unterschreitung  
der  Gesamtkosten  Anhaltspunkte  für  eine  Gefahr  für  einen  dauerhaft  sicheren  Eisenbahnver-
kehr  erkennbar  wären.  Das ist  aus  Sicht  der  Beschlusskammer  offensichtlich  nicht  der  Fall.  
Die  Kosten  werden  – so denn  eine  Unterschreitung tatsächlich anzunehmen  wäre – in  einem  
Umfang  unterschritten,  der  gewährleistet,  dass die Antragstellerinnen allen externen  Verbind-
lichkeiten  vollumfänglich nachkommen.   

Unter  Berücksichtigung  dieser  Ausnahme beträgt  für  die  Antragstellerin  zu  2.  die  Untergrenze  
nach  §  31  Abs.  2 ERegG  für  die  Netzfahrplanperiode 2025/2026  gerundet  86,6  Mio.  EUR.  
Diese Untergrenze der  Antragstellerin  zu 2.  entspricht  deren  Prognoseerlös  aus Trassenent-
gelten  für  das Jahr  2026  in  Höhe von 86,1 Mio.  EUR  und  den  sonstigen Entgelten  in Höhe  von  
0,55  Mio.  EUR.  Die  Untergrenze  lässt  sich alternativ auch  ausgehend  von den für  das  Jahr  
2026  unterstellten Gesamtkosten  ohne  Eigenkapitalkosten  in  Höhe  von  93,5  Mio.  EUR  abzü-
glich der  Kostenunterdeckung von  rund  6,8  Mio.  EUR er mitteln.  

2   Ausgehend von  der  OGK  2026  in Höhe  von 94,3  Mio.  EUR zzgl. zusätzlicher  Grenzkosten  in Höhe  
von 0,3 Mio.  EUR aufgrund  einer gestiegenen  Betriebsleistung  und  abzgl. Eigenkapitalkosten  in  
Höhe von rund 0,3 Mio. EUR ergeben  sich  Gesamtkosten  ohne Eigenkapitalkosten in  Höhe  von  
rund 94,3  Mrd.  EUR. Unter  Berücksichtigung des Prognoseerlöses  im  Hilfsantrag  II in  Höhe von  
86,1  Mio.  EUR und sonstigen  Entgelten  in Höhe  von  0,55  Mio. EUR resultiert daraus  ein Verlust  in  
der Gewinn- und  Verlustrechnung von rund  7,7  Mio. EUR.  
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Gebührenhinweis  

Gemäß  §  69  ERegG  erhebt  die  Regulierungsbehörde  für  individuell  zurechenbare  öffentliche  
Leistungen Gebühren  und  Auslagen.  Die Gebühren  werden gemäß  der  am  15.05.2021  in  Kraft  
getretenen  Besonderen  Gebührenverordnung  des Bundesministeriums  für  Verkehr  und  digi-
tale  Infrastruktur  (BMVI)  für  individuell  zurechenbare öffentliche Leistungen  der  Bundesnetza-
gentur  im  Bereich  der  Eisenbahnregulierung (EReg-BGebV)  festgesetzt.  Sollten  für  diesen  
Beschluss  Gebühren  oder  Auslagen  anfallen,  erfolgt  deren  Geltendmachung  gemäß  §  77  
Abs.  1  Satz 2  Nr.  2  ERegG  in  einem  gesonderten  Bescheid.  Rückfragen  im  Zusammenhang  
mit  einer  möglichen  Gebührenerhebung  können  per  E-Mail  an  das  Postfach  GebuehrenEisen-
bahn@BNetzA.de  gerichtet  werden.  

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen  diesen  Beschluss  kann innerhalb eines Monats nach  Bekanntgabe Klage  bei  dem  Ver-
waltungsgericht  Köln,  Appellhofplatz,  50667  Köln erhoben  werden.   

Vorsitzender  
Unterschrieben
Ulrich Geers 
am 11.12.2025 

Dr.  Geers  

Beisitzer  

Krick  

Beisitzer  

Kirchhartz  

 von Unterschrieben von 
WOLFRAM KRICK 
am 11.12.2025 

Unterschrieben von 
Jan Jürgen Kirchhartz 
am 11.12.2025 

mailto:bahn@BNetzA.de


     

    

   
  

 
             

          

  

          

          

 

           

            

  

           

           

   

           

           

  

           

           

 

           

           

  

            

            

  

     

Anlage 1 – Genehmigte Entgelte 

a) DB InfraGO AG 
Segment SGV Stornierungsentgelt Entgelt für 

Entgelt uKZ Fahrplankosten 
( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 

Nichtstornie-
rung 

Standard 3,93 1,64 0,04 0,38 0,51 1,02 1,79 3,07 5,11 

Sehr schwer 5,55 2,95 0,04 0,43 0,57 1,15 2,01 3,44 7,23 

Gefahrgutganzzug 4,89 1,64 0,04 0,53 0,70 1,41 2,46 4,23 7,04 

Güternahverkehr 2,32 1,03 0,04 0,23 0,31 0,62 1,09 1,87 3,11 

Lokfahrt 2,32 0,90 0,04 0,25 0,33 0,66 1,16 1,98 3,31 

Standard Z-Flex 3,73 1,64 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Sehr schwer Z-Flex 5,35 2,95 0,04 0,40 0,53 1,07 1,87 3,20 6,97 

Gefahrgutganzzug Z-Flex 4,69 1,64 0,04 0,50 0,66 1,33 2,32 3,99 6,64 

Güternahverkehr Z-Flex 2,12 1,03 0,04 0,20 0,27 0,54 0,95 1,63 2,71 

Standard R-Flex 3,73 1,64 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Sehr schwer R-Flex 5,35 2,95 0,04 0,40 0,53 1,07 1,87 3,20 6,97 

Gefahrgutganzzug R-Flex 4,69 1,64 0,04 0,50 0,66 1,33 2,32 3,99 6,64 

Güternahverkehr R-Flex 2,12 1,03 0,04 0,20 0,27 0,54 0,95 1,63 2,71 

Standard Express 6,93 1,64 0,04 0,83 1,11 2,22 3,89 6,67 11,11 

Gefahrgutganzzug Express 7,89 1,64 0,04 0,98 1,30 2,61 4,56 7,83 13,04 

Güternahverkehr Express 5,32 1,03 0,04 0,68 0,91 1,82 3,19 5,47 9,11 

Standard Schnell 4,93 1,64 0,04 0,53 0,71 1,42 2,49 4,27 7,11 

Gefahrgutganzzug Schnell 5,89 1,64 0,04 0,68 0,90 1,81 3,16 5,43 9,04 

Güternahverkehr Schnell 3,32 1,03 0,04 0,38 0,51 1,02 1,79 3,07 5,11 

Standard Z-Flex Express 6,73 1,64 0,04 0,80 1,07 2,14 3,75 6,43 10,71 

Gefahrgutganzzug Z-Flex Express 7,69 1,64 0,04 0,95 1,26 2,53 4,42 7,59 12,64 

Güternahverkehr Z-Flex Express 5,12 1,03 0,04 0,65 0,87 1,74 3,05 5,23 8,71 

Standard Z-Flex Schnell 4,73 1,64 0,04 0,50 0,67 1,34 2,35 4,03 6,71 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SGV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Gefahrgutganzzug Z-Flex Schnell 5,69 1,64 0,04 0,65 0,86 1,73 3,02 5,19 8,64 

Güternahverkehr Z-Flex Schnell 3,12 1,03 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Standard R-Flex Express 6,73 1,64 0,04 0,80 1,07 2,14 3,75 6,43 10,71 

Gefahrgutganzzug R-Flex Express 7,69 1,64 0,04 0,95 1,26 2,53 4,42 7,59 12,64 

Güternahverkehr R-Flex Express 5,12 1,03 0,04 0,65 0,87 1,74 3,05 5,23 8,71 

Standard R-Flex Schnell 4,73 1,64 0,04 0,50 0,67 1,34 2,35 4,03 6,71 

Gefahrgutganzzug R-Flex Schnell 5,69 1,64 0,04 0,65 0,86 1,73 3,02 5,19 8,64 

Güternahverkehr R-Flex Schnell 3,12 1,03 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPNV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Lastfahrt Baden-Württemberg 6,327 0,88 0,04 0,11 1,13 2,26 3,96 5,65 8,48 

Lastfahrt Bayern 6,130 0,88 0,04 0,11 1,09 2,18 3,82 5,45 8,18 

Lastfahrt Berlin 7,072 0,88 0,04 0,13 1,28 2,56 4,48 6,40 9,59 

Lastfahrt Brandenburg 6,812 0,88 0,04 0,12 1,23 2,45 4,29 6,14 9,20 

Lastfahrt Bremen 6,809 0,88 0,04 0,12 1,23 2,45 4,29 6,13 9,20 

Lastfahrt Hamburg 6,260 0,88 0,04 0,11 1,12 2,23 3,91 5,58 8,37 

Lastfahrt Hessen 6,097 0,88 0,04 0,11 1,08 2,17 3,79 5,42 8,13 

Lastfahrt Mecklenburg-Vorpommern 6,736 0,88 0,04 0,12 1,21 2,42 4,24 6,06 9,09 

Lastfahrt Niedersachsen 6,345 0,88 0,04 0,11 1,13 2,27 3,97 5,67 8,50 

Lastfahrt Nordrhein-Westfalen 6,152 0,88 0,04 0,11 1,10 2,19 3,83 5,48 8,21 

Lastfahrt Rheinland-Pfalz 6,309 0,88 0,04 0,11 1,13 2,25 3,94 5,63 8,45 

Lastfahrt Saarland 6,456 0,88 0,04 0,12 1,16 2,31 4,05 5,78 8,67 

Lastfahrt Sachsen 6,513 0,88 0,04 0,12 1,17 2,33 4,09 5,84 8,75 

Lastfahrt Sachsen-Anhalt 6,344 0,88 0,04 0,11 1,13 2,27 3,97 5,67 8,50 

Lastfahrt Schleswig-Holstein 6,432 0,88 0,04 0,12 1,15 2,30 4,03 5,76 8,63 

Lastfahrt Thüringen 6,419 0,88 0,04 0,11 1,15 2,30 4,02 5,74 8,61 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPNV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Leerfahrt Baden-Württemberg 3,452 0,90 0,04 0,06 0,56 1,11 1,95 2,78 4,17 

Leerfahrt Bayern 3,451 0,90 0,04 0,06 0,56 1,11 1,95 2,78 4,17 

Leerfahrt Berlin 3,563 0,90 0,04 0,06 0,58 1,16 2,03 2,89 4,34 

Leerfahrt Brandenburg 3,757 0,90 0,04 0,06 0,62 1,24 2,16 3,09 4,63 

Leerfahrt Bremen 3,704 0,90 0,04 0,06 0,61 1,21 2,12 3,03 4,55 

Leerfahrt Hamburg 3,410 0,90 0,04 0,05 0,55 1,10 1,92 2,74 4,11 

Leerfahrt Hessen 3,493 0,90 0,04 0,06 0,56 1,13 1,98 2,82 4,24 

Leerfahrt Mecklenburg-Vorpommern 3,609 0,90 0,04 0,06 0,59 1,18 2,06 2,94 4,41 

Leerfahrt Niedersachsen 3,764 0,90 0,04 0,06 0,62 1,24 2,17 3,09 4,64 

Leerfahrt Nordrhein-Westfalen 3,460 0,90 0,04 0,06 0,56 1,12 1,95 2,79 4,19 

Leerfahrt Rheinland-Pfalz 3,430 0,90 0,04 0,06 0,55 1,10 1,93 2,76 4,14 

Leerfahrt Saarland 2,928 0,90 0,04 0,05 0,45 0,90 1,58 2,26 3,39 

Leerfahrt Sachsen 3,480 0,90 0,04 0,06 0,56 1,12 1,97 2,81 4,22 

Leerfahrt Sachsen-Anhalt 3,546 0,90 0,04 0,06 0,58 1,15 2,01 2,88 4,31 

Leerfahrt Schleswig-Holstein 3,506 0,90 0,04 0,06 0,57 1,13 1,99 2,84 4,25 

Leerfahrt Thüringen 3,552 0,90 0,04 0,06 0,58 1,15 2,02 2,88 4,32 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Basic 6,17 1,24 0,03 0,10 1,02 2,05 3,58 5,12 7,68 

Basic Express 9,17 1,24 0,03 0,16 1,62 3,25 5,68 8,12 12,18 

Nacht 3,33 1,24 0,03 0,05 0,46 0,91 1,60 2,28 3,42 

Nacht Express 6,33 1,24 0,03 0,11 1,06 2,11 3,70 5,28 7,92 

Charter/Nostalgie 3,33 0,88 0,04 0,05 0,53 1,06 1,86 2,66 3,99 

Punkt-zu-Punkt 4,71 1,24 0,03 0,07 0,73 1,46 2,56 3,65 5,48 

Leer-/Lokfahrt 3,33 0,90 0,03 0,05 0,46 0,91 1,60 2,28 3,42 

Leer-/Lokfahrt Express 6,33 0,90 0,03 0,11 1,06 2,11 3,70 5,28 7,92 

Metro Tag Min (bis inkl. 100 km/h) 7,88 1,24 0,03 0,14 1,37 2,73 4,78 6,83 10,24 

Metro Tag Mittel (101 km/h) 8,02 1,24 0,03 0,14 1,39 2,79 4,88 6,96 10,45 

Metro Tag Mittel (102 km/h) 8,15 1,24 0,03 0,14 1,42 2,84 4,97 7,10 10,65 

Metro Tag Mittel (103 km/h) 8,29 1,24 0,03 0,14 1,45 2,89 5,07 7,24 10,86 

Metro Tag Mittel (104 km/h) 8,43 1,24 0,03 0,15 1,47 2,95 5,16 7,37 11,06 

Metro Tag Mittel (105 km/h) 8,56 1,24 0,03 0,15 1,50 3,00 5,26 7,51 11,26 

Metro Tag Mittel (106 km/h) 8,70 1,24 0,03 0,15 1,53 3,06 5,35 7,65 11,47 

Metro Tag Mittel (107 km/h) 8,83 1,24 0,03 0,16 1,56 3,11 5,45 7,78 11,67 

Metro Tag Mittel (108 km/h) 8,97 1,24 0,03 0,16 1,58 3,17 5,54 7,92 11,88 

Metro Tag Mittel (109 km/h) 9,11 1,24 0,03 0,16 1,61 3,22 5,64 8,05 12,08 

Metro Tag Mittel (110 km/h) 9,24 1,24 0,03 0,16 1,64 3,28 5,73 8,19 12,29 

Metro Tag Mittel (111 km/h) 9,38 1,24 0,03 0,17 1,67 3,33 5,83 8,33 12,49 

Metro Tag Mittel (112 km/h) 9,52 1,24 0,03 0,17 1,69 3,39 5,92 8,46 12,70 

Metro Tag Mittel (113 km/h) 9,65 1,24 0,03 0,17 1,72 3,44 6,02 8,60 12,90 

Metro Tag Mittel (114 km/h) 9,79 1,24 0,03 0,17 1,75 3,49 6,12 8,74 13,10 

Metro Tag Mittel (115 km/h) 9,92 1,24 0,03 0,18 1,77 3,55 6,21 8,87 13,31 

Metro Tag Mittel (116 km/h) 10,06 1,24 0,03 0,18 1,80 3,60 6,31 9,01 13,51 

Werte in EUR je Trkm 



   

  

   
  

 
             

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

              

     

120

125

130

135

140

- 83 -

Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel (117 km/h) 10,20 1,24 0,03 0,18 1,83 3,66 6,40 9,14 13,72 

Metro Tag Mittel (118 km/h) 10,33 1,24 0,03 0,19 1,86 3,71 6,50 9,28 13,92 

Metro Tag Mittel (119 km/h) 10,47 1,24 0,03 0,19 1,88 3,77 6,59 9,42 14,13 

Metro Tag Mittel ( km/h) 10,61 1,24 0,03 0,19 1,91 3,82 6,69 9,55 14,33 

Metro Tag Mittel (121 km/h) 10,74 1,24 0,03 0,19 1,94 3,88 6,78 9,69 14,53 

Metro Tag Mittel (122 km/h) 10,88 1,24 0,03 0,20 1,97 3,93 6,88 9,83 14,74 

Metro Tag Mittel (123 km/h) 11,01 1,24 0,03 0,20 1,99 3,98 6,97 9,96 14,94 

Metro Tag Mittel (124 km/h) 11,15 1,24 0,03 0,20 2,02 4,04 7,07 10,10 15,15 

Metro Tag Mittel ( km/h) 11,29 1,24 0,03 0,20 2,05 4,09 7,16 10,23 15,35 

Metro Tag Mittel (126 km/h) 11,42 1,24 0,03 0,21 2,07 4,15 7,26 10,37 15,56 

Metro Tag Mittel (127 km/h) 11,56 1,24 0,03 0,21 2,10 4,20 7,36 10,51 15,76 

Metro Tag Mittel (128 km/h) 11,70 1,24 0,03 0,21 2,13 4,26 7,45 10,64 15,97 

Metro Tag Mittel (129 km/h) 11,83 1,24 0,03 0,22 2,16 4,31 7,55 10,78 16,17 

Metro Tag Mittel ( km/h) 11,97 1,24 0,03 0,22 2,18 4,37 7,64 10,92 16,37 

Metro Tag Mittel (131 km/h) 12,10 1,24 0,03 0,22 2,21 4,42 7,74 11,05 16,58 

Metro Tag Mittel (132 km/h) 12,24 1,24 0,03 0,22 2,24 4,48 7,83 11,19 16,78 

Metro Tag Mittel (133 km/h) 12,38 1,24 0,03 0,23 2,26 4,53 7,93 11,32 16,99 

Metro Tag Mittel (134 km/h) 12,51 1,24 0,03 0,23 2,29 4,58 8,02 11,46 17,19 

Metro Tag Mittel ( km/h) 12,65 1,24 0,03 0,23 2,32 4,64 8,12 11,60 17,40 

Metro Tag Mittel (136 km/h) 12,79 1,24 0,03 0,23 2,35 4,69 8,21 11,73 17,60 

Metro Tag Mittel (137 km/h) 12,92 1,24 0,03 0,24 2,37 4,75 8,31 11,87 17,80 

Metro Tag Mittel (138 km/h) 13,06 1,24 0,03 0,24 2,40 4,80 8,40 12,01 18,01 

Metro Tag Mittel (139 km/h) 13,19 1,24 0,03 0,24 2,43 4,86 8,50 12,14 18,21 

Metro Tag Mittel ( km/h) 13,33 1,24 0,03 0,25 2,46 4,91 8,59 12,28 18,42 

Metro Tag Mittel (141 km/h) 13,47 1,24 0,03 0,25 2,48 4,97 8,69 12,41 18,62 

Metro Tag Mittel (142 km/h) 13,60 1,24 0,03 0,25 2,51 5,02 8,79 12,55 18,83 

Metro Tag Mittel (143 km/h) 13,74 1,24 0,03 0,25 2,54 5,07 8,88 12,69 19,03 

Metro Tag Mittel (144 km/h) 13,88 1,24 0,03 0,26 2,56 5,13 8,98 12,82 19,24 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel (145 km/h) 14,01 1,24 0,03 0,26 2,59 5,18 9,07 12,96 19,44 

Metro Tag Mittel (146 km/h) 14,15 1,24 0,03 0,26 2,62 5,24 9,17 13,10 19,64 

Metro Tag Mittel (147 km/h) 14,28 1,24 0,03 0,26 2,65 5,29 9,26 13,23 19,85 

Metro Tag Mittel (148 km/h) 14,42 1,24 0,03 0,27 2,67 5,35 9,36 13,37 20,05 

Metro Tag Mittel (149 km/h) 14,56 1,24 0,03 0,27 2,70 5,40 9,45 13,50 20,26 

Metro Tag Mittel (150 km/h) 14,69 1,24 0,03 0,27 2,73 5,46 9,55 13,64 20,46 

Metro Tag Mittel (151 km/h) 14,83 1,24 0,03 0,28 2,76 5,51 9,64 13,78 20,67 

Metro Tag Mittel (152 km/h) 14,97 1,24 0,03 0,28 2,78 5,57 9,74 13,91 20,87 

Metro Tag Mittel (153 km/h) 15,10 1,24 0,03 0,28 2,81 5,62 9,83 14,05 21,07 

Metro Tag Mittel (154 km/h) 15,24 1,24 0,03 0,28 2,84 5,67 9,93 14,19 21,28 

Metro Tag Mittel (155 km/h) 15,37 1,24 0,03 0,29 2,86 5,73 10,03 14,32 21,48 

Metro Tag Mittel (156 km/h) 15,51 1,24 0,03 0,29 2,89 5,78 10,12 14,46 21,69 

Metro Tag Mittel (157 km/h) 15,65 1,24 0,03 0,29 2,92 5,84 10,22 14,59 21,89 

Metro Tag Mittel (158 km/h) 15,78 1,24 0,03 0,29 2,95 5,89 10,31 14,73 22,10 

Metro Tag Mittel (159 km/h) 15,92 1,24 0,03 0,30 2,97 5,95 10,41 14,87 22,30 

Metro Tag Max (ab 160 km/h) 16,06 1,24 0,03 0,30 3,00 6,00 10,50 15,00 22,51 

Metro Tag Min Express (bis 100 km/h) 10,88 1,24 0,03 0,20 1,97 3,93 6,88 9,83 14,74 

Metro Tag Mittel Express (101 km/h) 11,02 1,24 0,03 0,20 1,99 3,99 6,98 9,96 14,95 

Metro Tag Mittel Express (102 km/h) 11,15 1,24 0,03 0,20 2,02 4,04 7,07 10,10 15,15 

Metro Tag Mittel Express (103 km/h) 11,29 1,24 0,03 0,20 2,05 4,09 7,17 10,24 15,36 

Metro Tag Mittel Express (104 km/h) 11,43 1,24 0,03 0,21 2,07 4,15 7,26 10,37 15,56 

Metro Tag Mittel Express (105 km/h) 11,56 1,24 0,03 0,21 2,10 4,20 7,36 10,51 15,76 

Metro Tag Mittel Express (106 km/h) 11,70 1,24 0,03 0,21 2,13 4,26 7,45 10,65 15,97 

Metro Tag Mittel Express (107 km/h) 11,83 1,24 0,03 0,22 2,16 4,31 7,55 10,78 16,17 

Metro Tag Mittel Express (108 km/h) 11,97 1,24 0,03 0,22 2,18 4,37 7,64 10,92 16,38 

Metro Tag Mittel Express (109 km/h) 12,11 1,24 0,03 0,22 2,21 4,42 7,74 11,05 16,58 

Metro Tag Mittel Express (110 km/h) 12,24 1,24 0,03 0,22 2,24 4,48 7,83 11,19 16,79 

Metro Tag Mittel Express (111 km/h) 12,38 1,24 0,03 0,23 2,27 4,53 7,93 11,33 16,99 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel Express (112 km/h) 12,52 1,24 0,03 0,23 2,29 4,59 8,02 11,46 17,20 

Metro Tag Mittel Express (113 km/h) 12,65 1,24 0,03 0,23 2,32 4,64 8,12 11,60 17,40 

Metro Tag Mittel Express (114 km/h) 12,79 1,24 0,03 0,23 2,35 4,69 8,22 11,74 17,60 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 12,92 1,24 0,03 0,24 2,37 4,75 8,31 11,87 17,81 

Metro Tag Mittel Express (116 km/h) 13,06 1,24 0,03 0,24 2,40 4,80 8,41 12,01 18,01 

Metro Tag Mittel Express (117 km/h) 13,20 1,24 0,03 0,24 2,43 4,86 8,50 12,14 18,22 

Metro Tag Mittel Express (118 km/h) 13,33 1,24 0,03 0,25 2,46 4,91 8,60 12,28 18,42 

Metro Tag Mittel Express (119 km/h) 13,47 1,24 0,03 0,25 2,48 4,97 8,69 12,42 18,63 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 13,61 1,24 0,03 0,25 2,51 5,02 8,79 12,55 18,83 

Metro Tag Mittel Express (121 km/h) 13,74 1,24 0,03 0,25 2,54 5,08 8,88 12,69 19,03 

Metro Tag Mittel Express (122 km/h) 13,88 1,24 0,03 0,26 2,57 5,13 8,98 12,83 19,24 

Metro Tag Mittel Express (123 km/h) 14,01 1,24 0,03 0,26 2,59 5,18 9,07 12,96 19,44 

Metro Tag Mittel Express (124 km/h) 14,15 1,24 0,03 0,26 2,62 5,24 9,17 13,10 19,65 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 14,29 1,24 0,03 0,26 2,65 5,29 9,26 13,23 19,85 

Metro Tag Mittel Express (126 km/h) 14,42 1,24 0,03 0,27 2,67 5,35 9,36 13,37 20,06 

Metro Tag Mittel Express (127 km/h) 14,56 1,24 0,03 0,27 2,70 5,40 9,46 13,51 20,26 

Metro Tag Mittel Express (128 km/h) 14,70 1,24 0,03 0,27 2,73 5,46 9,55 13,64 20,47 

Metro Tag Mittel Express (129 km/h) 14,83 1,24 0,03 0,28 2,76 5,51 9,65 13,78 20,67 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 14,97 1,24 0,03 0,28 2,78 5,57 9,74 13,92 20,87 

Metro Tag Mittel Express (131 km/h) 15,10 1,24 0,03 0,28 2,81 5,62 9,84 14,05 21,08 

Metro Tag Mittel Express (132 km/h) 15,24 1,24 0,03 0,28 2,84 5,68 9,93 14,19 21,28 

Metro Tag Mittel Express (133 km/h) 15,38 1,24 0,03 0,29 2,86 5,73 10,03 14,32 21,49 

Metro Tag Mittel Express (134 km/h) 15,51 1,24 0,03 0,29 2,89 5,78 10,12 14,46 21,69 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 15,65 1,24 0,03 0,29 2,92 5,84 10,22 14,60 21,90 

Metro Tag Mittel Express (136 km/h) 15,79 1,24 0,03 0,29 2,95 5,89 10,31 14,73 22,10 

Metro Tag Mittel Express (137 km/h) 15,92 1,24 0,03 0,30 2,97 5,95 10,41 14,87 22,30 

Metro Tag Mittel Express (138 km/h) 16,06 1,24 0,03 0,30 3,00 6,00 10,50 15,01 22,51 

Metro Tag Mittel Express (139 km/h) 16,19 1,24 0,03 0,30 3,03 6,06 10,60 15,14 22,71 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel Express (140 km/h) 16,33 1,24 0,03 0,31 3,06 6,11 10,69 15,28 22,92 

Metro Tag Mittel Express (141 km/h) 16,47 1,24 0,03 0,31 3,08 6,17 10,79 15,41 23,12 

Metro Tag Mittel Express (142 km/h) 16,60 1,24 0,03 0,31 3,11 6,22 10,89 15,55 23,33 

Metro Tag Mittel Express (143 km/h) 16,74 1,24 0,03 0,31 3,14 6,27 10,98 15,69 23,53 

Metro Tag Mittel Express (144 km/h) 16,88 1,24 0,03 0,32 3,16 6,33 11,08 15,82 23,74 

Metro Tag Mittel Express (145 km/h) 17,01 1,24 0,03 0,32 3,19 6,38 11,17 15,96 23,94 

Metro Tag Mittel Express (146 km/h) 17,15 1,24 0,03 0,32 3,22 6,44 11,27 16,10 24,14 

Metro Tag Mittel Express (147 km/h) 17,28 1,24 0,03 0,32 3,25 6,49 11,36 16,23 24,35 

Metro Tag Mittel Express (148 km/h) 17,42 1,24 0,03 0,33 3,27 6,55 11,46 16,37 24,55 

Metro Tag Mittel Express (149 km/h) 17,56 1,24 0,03 0,33 3,30 6,60 11,55 16,50 24,76 

Metro Tag Mittel Express (150 km/h) 17,69 1,24 0,03 0,33 3,33 6,66 11,65 16,64 24,96 

Metro Tag Mittel Express (151 km/h) 17,83 1,24 0,03 0,34 3,36 6,71 11,74 16,78 25,17 

Metro Tag Mittel Express (152 km/h) 17,97 1,24 0,03 0,34 3,38 6,77 11,84 16,91 25,37 

Metro Tag Mittel Express (153 km/h) 18,10 1,24 0,03 0,34 3,41 6,82 11,93 17,05 25,57 

Metro Tag Mittel Express (154 km/h) 18,24 1,24 0,03 0,34 3,44 6,87 12,03 17,19 25,78 

Metro Tag Mittel Express (155 km/h) 18,37 1,24 0,03 0,35 3,46 6,93 12,13 17,32 25,98 

Metro Tag Mittel Express (156 km/h) 18,51 1,24 0,03 0,35 3,49 6,98 12,22 17,46 26,19 

Metro Tag Mittel Express (157 km/h) 18,65 1,24 0,03 0,35 3,52 7,04 12,32 17,59 26,39 

Metro Tag Mittel Express (158 km/h) 18,78 1,24 0,03 0,35 3,55 7,09 12,41 17,73 26,60 

Metro Tag Mittel Express (159 km/h) 18,92 1,24 0,03 0,36 3,57 7,15 12,51 17,87 26,80 

Metro Tag Max Express (ab 160 km/h) 19,06 1,24 0,03 0,36 3,60 7,20 12,60 18,00 27,01 

Werte in EUR je Trkm 
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b) DB RegioNetz Infrastruktur GmbH 
Segment SGV Stornierungsentgelt Entgelt für 

Entgelt uKZ Fahrplankosten 
( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 

Nichtstornie-
rung 

Standard 3,93 1,64 0,04 0,38 0,51 1,02 1,79 3,07 5,11 

Sehr schwer 5,55 2,95 0,04 0,43 0,57 1,15 2,01 3,44 7,23 

Gefahrgutganzzug 4,89 1,64 0,04 0,53 0,70 1,41 2,46 4,23 7,04 

Güternahverkehr 2,32 1,03 0,04 0,23 0,31 0,62 1,09 1,87 3,11 

Lokfahrt 2,32 0,90 0,04 0,25 0,33 0,66 1,16 1,98 3,31 

Standard Z-Flex 3,73 1,64 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Sehr schwer Z-Flex 5,35 2,95 0,04 0,40 0,53 1,07 1,87 3,20 6,97 

Gefahrgutganzzug Z-Flex 4,69 1,64 0,04 0,50 0,66 1,33 2,32 3,99 6,64 

Güternahverkehr Z-Flex 2,12 1,03 0,04 0,20 0,27 0,54 0,95 1,63 2,71 

Standard R-Flex 3,73 1,64 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Sehr schwer R-Flex 5,35 2,95 0,04 0,40 0,53 1,07 1,87 3,20 6,97 

Gefahrgutganzzug R-Flex 4,69 1,64 0,04 0,50 0,66 1,33 2,32 3,99 6,64 

Güternahverkehr R-Flex 2,12 1,03 0,04 0,20 0,27 0,54 0,95 1,63 2,71 

Standard Express 6,93 1,64 0,04 0,83 1,11 2,22 3,89 6,67 11,11 

Gefahrgutganzzug Express 7,89 1,64 0,04 0,98 1,30 2,61 4,56 7,83 13,04 

Güternahverkehr Express 5,32 1,03 0,04 0,68 0,91 1,82 3,19 5,47 9,11 

Standard Schnell 4,93 1,64 0,04 0,53 0,71 1,42 2,49 4,27 7,11 

Gefahrgutganzzug Schnell 5,89 1,64 0,04 0,68 0,90 1,81 3,16 5,43 9,04 

Güternahverkehr Schnell 3,32 1,03 0,04 0,38 0,51 1,02 1,79 3,07 5,11 

Standard Z-Flex Express 6,73 1,64 0,04 0,80 1,07 2,14 3,75 6,43 10,71 

Gefahrgutganzzug Z-Flex Express 7,69 1,64 0,04 0,95 1,26 2,53 4,42 7,59 12,64 

Güternahverkehr Z-Flex Express 5,12 1,03 0,04 0,65 0,87 1,74 3,05 5,23 8,71 

Standard Z-Flex Schnell 4,73 1,64 0,04 0,50 0,67 1,34 2,35 4,03 6,71 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SGV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Gefahrgutganzzug Z-Flex Schnell 5,69 1,64 0,04 0,65 0,86 1,73 3,02 5,19 8,64 

Güternahverkehr Z-Flex Schnell 3,12 1,03 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Standard R-Flex Express 6,73 1,64 0,04 0,80 1,07 2,14 3,75 6,43 10,71 

Gefahrgutganzzug R-Flex Express 7,69 1,64 0,04 0,95 1,26 2,53 4,42 7,59 12,64 

Güternahverkehr R-Flex Express 5,12 1,03 0,04 0,65 0,87 1,74 3,05 5,23 8,71 

Standard R-Flex Schnell 4,73 1,64 0,04 0,50 0,67 1,34 2,35 4,03 6,71 

Gefahrgutganzzug R-Flex Schnell 5,69 1,64 0,04 0,65 0,86 1,73 3,02 5,19 8,64 

Güternahverkehr R-Flex Schnell 3,12 1,03 0,04 0,35 0,47 0,94 1,65 2,83 4,71 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPNV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Lastfahrt Baden-Württemberg 6,135 0,88 0,04 0,11 1,09 2,18 3,82 5,46 8,19 

Lastfahrt Bayern 5,994 0,88 0,04 0,11 1,06 2,13 3,72 5,32 7,98 

Lastfahrt Hessen 5,857 0,88 0,04 0,10 1,04 2,07 3,63 5,18 7,77 

Lastfahrt Nordrhein-Westfalen 5,971 0,88 0,04 0,11 1,06 2,12 3,71 5,29 7,94 

Lastfahrt Sachsen 6,309 0,88 0,04 0,11 1,13 2,25 3,94 5,63 8,45 

Lastfahrt Thüringen 6,271 0,88 0,04 0,11 1,12 2,24 3,92 5,59 8,39 

Leerfahrt Baden-Württemberg 3,452 0,90 0,04 0,06 0,56 1,11 1,95 2,78 4,17 

Leerfahrt Bayern 3,451 0,90 0,04 0,06 0,56 1,11 1,95 2,78 4,17 

Leerfahrt Hessen 3,493 0,90 0,04 0,06 0,56 1,13 1,98 2,82 4,24 

Leerfahrt Nordrhein-Westfalen 3,460 0,90 0,04 0,06 0,56 1,12 1,95 2,79 4,19 

Leerfahrt Sachsen 3,480 0,90 0,04 0,06 0,56 1,12 1,97 2,81 4,22 

Leerfahrt Thüringen 3,552 0,90 0,04 0,06 0,58 1,15 2,02 2,88 4,32 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Basic 6,17 1,24 0,03 0,10 1,02 2,05 3,58 5,12 7,68 

Basic Express 9,17 1,24 0,03 0,16 1,62 3,25 5,68 8,12 12,18 

Nacht 3,33 1,24 0,03 0,05 0,46 0,91 1,60 2,28 3,42 

Nacht Express 6,33 1,24 0,03 0,11 1,06 2,11 3,70 5,28 7,92 

Charter/Nostalgie 3,33 0,88 0,04 0,05 0,53 1,06 1,86 2,66 3,99 

Punkt-zu-Punkt 4,71 1,24 0,03 0,07 0,73 1,46 2,56 3,65 5,48 

Leer-/Lokfahrt 3,33 0,90 0,03 0,05 0,46 0,91 1,60 2,28 3,42 

Leer-/Lokfahrt Express 6,33 0,90 0,03 0,11 1,06 2,11 3,70 5,28 7,92 

Metro Tag Min (bis inkl. 100 km/h) 7,88 1,24 0,03 0,14 1,37 2,73 4,78 6,83 10,24 

Metro Tag Mittel (101 km/h) 8,02 1,24 0,03 0,14 1,39 2,79 4,88 6,96 10,45 

Metro Tag Mittel (102 km/h) 8,15 1,24 0,03 0,14 1,42 2,84 4,97 7,10 10,65 

Metro Tag Mittel (103 km/h) 8,29 1,24 0,03 0,14 1,45 2,89 5,07 7,24 10,86 

Metro Tag Mittel (104 km/h) 8,43 1,24 0,03 0,15 1,47 2,95 5,16 7,37 11,06 

Metro Tag Mittel (105 km/h) 8,56 1,24 0,03 0,15 1,50 3,00 5,26 7,51 11,26 

Metro Tag Mittel (106 km/h) 8,70 1,24 0,03 0,15 1,53 3,06 5,35 7,65 11,47 

Metro Tag Mittel (107 km/h) 8,83 1,24 0,03 0,16 1,56 3,11 5,45 7,78 11,67 

Metro Tag Mittel (108 km/h) 8,97 1,24 0,03 0,16 1,58 3,17 5,54 7,92 11,88 

Metro Tag Mittel (109 km/h) 9,11 1,24 0,03 0,16 1,61 3,22 5,64 8,05 12,08 

Metro Tag Mittel (110 km/h) 9,24 1,24 0,03 0,16 1,64 3,28 5,73 8,19 12,29 

Metro Tag Mittel (111 km/h) 9,38 1,24 0,03 0,17 1,67 3,33 5,83 8,33 12,49 

Metro Tag Mittel (112 km/h) 9,52 1,24 0,03 0,17 1,69 3,39 5,92 8,46 12,70 

Metro Tag Mittel (113 km/h) 9,65 1,24 0,03 0,17 1,72 3,44 6,02 8,60 12,90 

Metro Tag Mittel (114 km/h) 9,79 1,24 0,03 0,17 1,75 3,49 6,12 8,74 13,10 

Metro Tag Mittel (115 km/h) 9,92 1,24 0,03 0,18 1,77 3,55 6,21 8,87 13,31 

Metro Tag Mittel (116 km/h) 10,06 1,24 0,03 0,18 1,80 3,60 6,31 9,01 13,51 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel (117 km/h) 10,20 1,24 0,03 0,18 1,83 3,66 6,40 9,14 13,72 

Metro Tag Mittel (118 km/h) 10,33 1,24 0,03 0,19 1,86 3,71 6,50 9,28 13,92 

Metro Tag Mittel (119 km/h) 10,47 1,24 0,03 0,19 1,88 3,77 6,59 9,42 14,13 

Metro Tag Mittel ( km/h) 10,61 1,24 0,03 0,19 1,91 3,82 6,69 9,55 14,33 

Metro Tag Mittel (121 km/h) 10,74 1,24 0,03 0,19 1,94 3,88 6,78 9,69 14,53 

Metro Tag Mittel (122 km/h) 10,88 1,24 0,03 0,20 1,97 3,93 6,88 9,83 14,74 

Metro Tag Mittel (123 km/h) 11,01 1,24 0,03 0,20 1,99 3,98 6,97 9,96 14,94 

Metro Tag Mittel (124 km/h) 11,15 1,24 0,03 0,20 2,02 4,04 7,07 10,10 15,15 

Metro Tag Mittel ( km/h) 11,29 1,24 0,03 0,20 2,05 4,09 7,16 10,23 15,35 

Metro Tag Mittel (126 km/h) 11,42 1,24 0,03 0,21 2,07 4,15 7,26 10,37 15,56 

Metro Tag Mittel (127 km/h) 11,56 1,24 0,03 0,21 2,10 4,20 7,36 10,51 15,76 

Metro Tag Mittel (128 km/h) 11,70 1,24 0,03 0,21 2,13 4,26 7,45 10,64 15,97 

Metro Tag Mittel (129 km/h) 11,83 1,24 0,03 0,22 2,16 4,31 7,55 10,78 16,17 

Metro Tag Mittel ( km/h) 11,97 1,24 0,03 0,22 2,18 4,37 7,64 10,92 16,37 

Metro Tag Mittel (131 km/h) 12,10 1,24 0,03 0,22 2,21 4,42 7,74 11,05 16,58 

Metro Tag Mittel (132 km/h) 12,24 1,24 0,03 0,22 2,24 4,48 7,83 11,19 16,78 

Metro Tag Mittel (133 km/h) 12,38 1,24 0,03 0,23 2,26 4,53 7,93 11,32 16,99 

Metro Tag Mittel (134 km/h) 12,51 1,24 0,03 0,23 2,29 4,58 8,02 11,46 17,19 

Metro Tag Mittel ( km/h) 12,65 1,24 0,03 0,23 2,32 4,64 8,12 11,60 17,40 

Metro Tag Mittel (136 km/h) 12,79 1,24 0,03 0,23 2,35 4,69 8,21 11,73 17,60 

Metro Tag Mittel (137 km/h) 12,92 1,24 0,03 0,24 2,37 4,75 8,31 11,87 17,80 

Metro Tag Mittel (138 km/h) 13,06 1,24 0,03 0,24 2,40 4,80 8,40 12,01 18,01 

Metro Tag Mittel (139 km/h) 13,19 1,24 0,03 0,24 2,43 4,86 8,50 12,14 18,21 

Metro Tag Mittel ( km/h) 13,33 1,24 0,03 0,25 2,46 4,91 8,59 12,28 18,42 

Metro Tag Mittel (141 km/h) 13,47 1,24 0,03 0,25 2,48 4,97 8,69 12,41 18,62 

Metro Tag Mittel (142 km/h) 13,60 1,24 0,03 0,25 2,51 5,02 8,79 12,55 18,83 

Metro Tag Mittel (143 km/h) 13,74 1,24 0,03 0,25 2,54 5,07 8,88 12,69 19,03 

Metro Tag Mittel (144 km/h) 13,88 1,24 0,03 0,26 2,56 5,13 8,98 12,82 19,24 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel (145 km/h) 14,01 1,24 0,03 0,26 2,59 5,18 9,07 12,96 19,44 

Metro Tag Mittel (146 km/h) 14,15 1,24 0,03 0,26 2,62 5,24 9,17 13,10 19,64 

Metro Tag Mittel (147 km/h) 14,28 1,24 0,03 0,26 2,65 5,29 9,26 13,23 19,85 

Metro Tag Mittel (148 km/h) 14,42 1,24 0,03 0,27 2,67 5,35 9,36 13,37 20,05 

Metro Tag Mittel (149 km/h) 14,56 1,24 0,03 0,27 2,70 5,40 9,45 13,50 20,26 

Metro Tag Mittel (150 km/h) 14,69 1,24 0,03 0,27 2,73 5,46 9,55 13,64 20,46 

Metro Tag Mittel (151 km/h) 14,83 1,24 0,03 0,28 2,76 5,51 9,64 13,78 20,67 

Metro Tag Mittel (152 km/h) 14,97 1,24 0,03 0,28 2,78 5,57 9,74 13,91 20,87 

Metro Tag Mittel (153 km/h) 15,10 1,24 0,03 0,28 2,81 5,62 9,83 14,05 21,07 

Metro Tag Mittel (154 km/h) 15,24 1,24 0,03 0,28 2,84 5,67 9,93 14,19 21,28 

Metro Tag Mittel (155 km/h) 15,37 1,24 0,03 0,29 2,86 5,73 10,03 14,32 21,48 

Metro Tag Mittel (156 km/h) 15,51 1,24 0,03 0,29 2,89 5,78 10,12 14,46 21,69 

Metro Tag Mittel (157 km/h) 15,65 1,24 0,03 0,29 2,92 5,84 10,22 14,59 21,89 

Metro Tag Mittel (158 km/h) 15,78 1,24 0,03 0,29 2,95 5,89 10,31 14,73 22,10 

Metro Tag Mittel (159 km/h) 15,92 1,24 0,03 0,30 2,97 5,95 10,41 14,87 22,30 

Metro Tag Max (ab 160 km/h) 16,06 1,24 0,03 0,30 3,00 6,00 10,50 15,00 22,51 

Metro Tag Min Express (bis 100 km/h) 10,88 1,24 0,03 0,20 1,97 3,93 6,88 9,83 14,74 

Metro Tag Mittel Express (101 km/h) 11,02 1,24 0,03 0,20 1,99 3,99 6,98 9,96 14,95 

Metro Tag Mittel Express (102 km/h) 11,15 1,24 0,03 0,20 2,02 4,04 7,07 10,10 15,15 

Metro Tag Mittel Express (103 km/h) 11,29 1,24 0,03 0,20 2,05 4,09 7,17 10,24 15,36 

Metro Tag Mittel Express (104 km/h) 11,43 1,24 0,03 0,21 2,07 4,15 7,26 10,37 15,56 

Metro Tag Mittel Express (105 km/h) 11,56 1,24 0,03 0,21 2,10 4,20 7,36 10,51 15,76 

Metro Tag Mittel Express (106 km/h) 11,70 1,24 0,03 0,21 2,13 4,26 7,45 10,65 15,97 

Metro Tag Mittel Express (107 km/h) 11,83 1,24 0,03 0,22 2,16 4,31 7,55 10,78 16,17 

Metro Tag Mittel Express (108 km/h) 11,97 1,24 0,03 0,22 2,18 4,37 7,64 10,92 16,38 

Metro Tag Mittel Express (109 km/h) 12,11 1,24 0,03 0,22 2,21 4,42 7,74 11,05 16,58 

Metro Tag Mittel Express (110 km/h) 12,24 1,24 0,03 0,22 2,24 4,48 7,83 11,19 16,79 

Metro Tag Mittel Express (111 km/h) 12,38 1,24 0,03 0,23 2,27 4,53 7,93 11,33 16,99 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel Express (112 km/h) 12,52 1,24 0,03 0,23 2,29 4,59 8,02 11,46 17,20 

Metro Tag Mittel Express (113 km/h) 12,65 1,24 0,03 0,23 2,32 4,64 8,12 11,60 17,40 

Metro Tag Mittel Express (114 km/h) 12,79 1,24 0,03 0,23 2,35 4,69 8,22 11,74 17,60 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 12,92 1,24 0,03 0,24 2,37 4,75 8,31 11,87 17,81 

Metro Tag Mittel Express (116 km/h) 13,06 1,24 0,03 0,24 2,40 4,80 8,41 12,01 18,01 

Metro Tag Mittel Express (117 km/h) 13,20 1,24 0,03 0,24 2,43 4,86 8,50 12,14 18,22 

Metro Tag Mittel Express (118 km/h) 13,33 1,24 0,03 0,25 2,46 4,91 8,60 12,28 18,42 

Metro Tag Mittel Express (119 km/h) 13,47 1,24 0,03 0,25 2,48 4,97 8,69 12,42 18,63 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 13,61 1,24 0,03 0,25 2,51 5,02 8,79 12,55 18,83 

Metro Tag Mittel Express (121 km/h) 13,74 1,24 0,03 0,25 2,54 5,08 8,88 12,69 19,03 

Metro Tag Mittel Express (122 km/h) 13,88 1,24 0,03 0,26 2,57 5,13 8,98 12,83 19,24 

Metro Tag Mittel Express (123 km/h) 14,01 1,24 0,03 0,26 2,59 5,18 9,07 12,96 19,44 

Metro Tag Mittel Express (124 km/h) 14,15 1,24 0,03 0,26 2,62 5,24 9,17 13,10 19,65 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 14,29 1,24 0,03 0,26 2,65 5,29 9,26 13,23 19,85 

Metro Tag Mittel Express (126 km/h) 14,42 1,24 0,03 0,27 2,67 5,35 9,36 13,37 20,06 

Metro Tag Mittel Express (127 km/h) 14,56 1,24 0,03 0,27 2,70 5,40 9,46 13,51 20,26 

Metro Tag Mittel Express (128 km/h) 14,70 1,24 0,03 0,27 2,73 5,46 9,55 13,64 20,47 

Metro Tag Mittel Express (129 km/h) 14,83 1,24 0,03 0,28 2,76 5,51 9,65 13,78 20,67 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 14,97 1,24 0,03 0,28 2,78 5,57 9,74 13,92 20,87 

Metro Tag Mittel Express (131 km/h) 15,10 1,24 0,03 0,28 2,81 5,62 9,84 14,05 21,08 

Metro Tag Mittel Express (132 km/h) 15,24 1,24 0,03 0,28 2,84 5,68 9,93 14,19 21,28 

Metro Tag Mittel Express (133 km/h) 15,38 1,24 0,03 0,29 2,86 5,73 10,03 14,32 21,49 

Metro Tag Mittel Express (134 km/h) 15,51 1,24 0,03 0,29 2,89 5,78 10,12 14,46 21,69 

Metro Tag Mittel Express ( km/h) 15,65 1,24 0,03 0,29 2,92 5,84 10,22 14,60 21,90 

Metro Tag Mittel Express (136 km/h) 15,79 1,24 0,03 0,29 2,95 5,89 10,31 14,73 22,10 

Metro Tag Mittel Express (137 km/h) 15,92 1,24 0,03 0,30 2,97 5,95 10,41 14,87 22,30 

Metro Tag Mittel Express (138 km/h) 16,06 1,24 0,03 0,30 3,00 6,00 10,50 15,01 22,51 

Metro Tag Mittel Express (139 km/h) 16,19 1,24 0,03 0,30 3,03 6,06 10,60 15,14 22,71 

Werte in EUR je Trkm 
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Segment SPFV Stornierungsentgelt Entgelt für 
Entgelt uKZ Fahrplankosten 

( #" $%'& 30 - 5 Tage 4 Tage - 24 h < 24h + 20h 
Nichtstornie-

rung 

Metro Tag Mittel Express (140 km/h) 16,33 1,24 0,03 0,31 3,06 6,11 10,69 15,28 22,92 

Metro Tag Mittel Express (141 km/h) 16,47 1,24 0,03 0,31 3,08 6,17 10,79 15,41 23,12 

Metro Tag Mittel Express (142 km/h) 16,60 1,24 0,03 0,31 3,11 6,22 10,89 15,55 23,33 

Metro Tag Mittel Express (143 km/h) 16,74 1,24 0,03 0,31 3,14 6,27 10,98 15,69 23,53 

Metro Tag Mittel Express (144 km/h) 16,88 1,24 0,03 0,32 3,16 6,33 11,08 15,82 23,74 

Metro Tag Mittel Express (145 km/h) 17,01 1,24 0,03 0,32 3,19 6,38 11,17 15,96 23,94 

Metro Tag Mittel Express (146 km/h) 17,15 1,24 0,03 0,32 3,22 6,44 11,27 16,10 24,14 

Metro Tag Mittel Express (147 km/h) 17,28 1,24 0,03 0,32 3,25 6,49 11,36 16,23 24,35 

Metro Tag Mittel Express (148 km/h) 17,42 1,24 0,03 0,33 3,27 6,55 11,46 16,37 24,55 

Metro Tag Mittel Express (149 km/h) 17,56 1,24 0,03 0,33 3,30 6,60 11,55 16,50 24,76 

Metro Tag Mittel Express (150 km/h) 17,69 1,24 0,03 0,33 3,33 6,66 11,65 16,64 24,96 

Metro Tag Mittel Express (151 km/h) 17,83 1,24 0,03 0,34 3,36 6,71 11,74 16,78 25,17 

Metro Tag Mittel Express (152 km/h) 17,97 1,24 0,03 0,34 3,38 6,77 11,84 16,91 25,37 

Metro Tag Mittel Express (153 km/h) 18,10 1,24 0,03 0,34 3,41 6,82 11,93 17,05 25,57 

Metro Tag Mittel Express (154 km/h) 18,24 1,24 0,03 0,34 3,44 6,87 12,03 17,19 25,78 

Metro Tag Mittel Express (155 km/h) 18,37 1,24 0,03 0,35 3,46 6,93 12,13 17,32 25,98 

Metro Tag Mittel Express (156 km/h) 18,51 1,24 0,03 0,35 3,49 6,98 12,22 17,46 26,19 

Metro Tag Mittel Express (157 km/h) 18,65 1,24 0,03 0,35 3,52 7,04 12,32 17,59 26,39 

Metro Tag Mittel Express (158 km/h) 18,78 1,24 0,03 0,35 3,55 7,09 12,41 17,73 26,60 

Metro Tag Mittel Express (159 km/h) 18,92 1,24 0,03 0,36 3,57 7,15 12,51 17,87 26,80 

Metro Tag Max Express (ab 160 km/h) 19,06 1,24 0,03 0,36 3,60 7,20 12,60 18,00 27,01 

Werte in EUR je Trkm 
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